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Vorwort 

Eine lang andauernde Krankheit stellt betroffene Arbeitnehmerinnen 

und Arbeitnehmer vor große Herausforderungen. Um einen sanften 

Wiedereinstieg in das Berufsleben zu ermöglichen, wurde die 

Wiedereingliederungsteilzeit mit 1. Juli 2017 geschaffen. Das Modell 

hat eine langsame Rückkehr an den Arbeitsplatz nach langer Krankheit 

für Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer, die Sicherung der 

Arbeitsfähigkeit und den langfristigen Erhalt ihrer Gesundheit zum Ziel. 

Dabei können die betroffenen Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer ihre Arbeitszeit nach 

Vereinbarung mit ihrer Arbeitgeberin oder ihrem Arbeitgeber befristet reduzieren und sich 

somit schrittweise in den Arbeitsalltag einfinden, ohne sozialversicherungsrechtliche und 

erhebliche finanzielle Einbußen hinzunehmen. Aus betrieblicher Sicht liegt der Vorteil einer 

frühzeitigen Wiedereingliederung darin, auf erfahrene Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 

zurückgreifen zu können. Im Ergebnis eine Win-Win-Situation sowohl für Beschäftigte als auch 

für Betriebe.  

Die Wiedereingliederungsteilzeit soll darüber hinaus eine Anhebung des faktischen 

Pensionsantrittsalters und eine Erhöhung der Beschäftigungsquote Älterer bewirken und 

somit zur langfristigen Sicherung des gesetzlichen Pensionssystems beitragen. Um die 

Zielerreichung und Akzeptanz der gesetzlichen Regelungen über die 

Wiedereingliederungsteilzeit zu verifizieren und aufgrund praktischer Erfahrungswerte 

allfälliges Verbesserungspotential zu orten, erfolgte nunmehr eine Evaluierung dieser 

Maßnahmen. 

Die vorliegenden Ergebnisse und Handlungsempfehlungen zeigen, dass die 

Wiedereingliederungsteilzeit von weit mehr Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern 

angenommen wird, als ursprünglich prognostiziert. Vor diesem Hintergrund wollen wir das 

Modell noch besser machen und im Sinne der Betroffenen und Unternehmen 

weiterentwickeln.  

Mag.a (FH) Christine Aschbacher  

Bundesministerin für Arbeit, Familie und Jugend 
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1 Ausgangslage 

1.1 Wiedereingliederungsteilzeitgesetz 

Mit dem Ziel das gesetzliche Pensionssystem durch Anhebung des faktischen 

Pensionsantrittsalters und Erhöhung der Beschäftigungsquote Älterer zu sichern, wurden 

entsprechend dem Arbeitsprogramm der österreichischen Bundesregierung für die XXV. 

Gesetzgebungsperiode arbeits- und sozialversicherungsrechtliche Maßnahmen zur 

Erleichterung der Wiedereingliederung in den Arbeitsprozess nach langen Krankenständen 

gesetzlich normiert. 

Die diesbezüglichen Regelungen finden sich im Wiedereingliederungsteilzeitgesetz, BGBl. I 

Nr. 30/2017 idF. BGBl. I Nr. 54/2018. Für Menschen, die in Beschäftigung stehen und für 

längere Zeit physisch und/oder psychisch erkrankt sind, besteht seit 1. Juli 2017 die 

Möglichkeit, eine befristeten Herabsetzung ihrer bisherigen Arbeitszeit zur Erleichterung des 

Wiedereinstiegs in den Arbeitsalltag zu vereinbaren und somit schrittweise in das 

Arbeitsleben zurück zu kehren. 

Zur finanziellen Absicherung haben Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer neben dem 

entsprechend der Arbeitszeitreduktion gebührenden Entgelt aus der Teilzeitbeschäftigung 

einen Anspruch auf Wiedereingliederungsgeld aus Mitteln der sozialen Krankenversicherung. 

Des Weiteren ist eine Pflichtversicherung in der Krankenversicherung und eine 

Teilpflichtversicherung in der Pensionsversicherung gewährleistet, sodass die Betroffenen 

weiterhin Leistungen aus der Krankenversicherung beanspruchen können und keine 

Einbußen in Bezug auf ihre Pension befürchten müssen. 

Die moderate und nach der langen Erkrankung für viele Arbeitnehmerinnen und 

Arbeitnehmer nun auch leichter bewältigbare Wiedereingliederung in den Arbeitsalltag soll 

eine nachhaltige Festigung und Erhöhung der Arbeitsfähigkeit mit dem Ziel des längeren 

Verbleibens im Arbeitsleben und der schonenden Reintegration in den Arbeitsmarkt 

bewirken. 

Darüber hinaus bietet die Wiedereingliederungsteilzeit sowohl für Arbeitnehmerinnen und 

Arbeitnehmer als auch für Arbeitgeberinnen und Arbeitgeber wesentliche Vorteile: Die 

Möglichkeit der Teilzeitbeschäftigung samt finanzieller Absicherung ist ein wesentlicher 

Faktor zur Beseitigung von Existenzängsten während der Krankheit und dient auch zur 

Vermeidung von Schwellenängsten, wenn es um die Frage geht, wie ein Arbeitseinstieg von 0 

auf 100 Prozent zu meistern ist. Niederschwelliges Arbeiten kann darüber hinaus sowohl bei 
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physischen Erkrankungen als auch bei psychischen Erkrankungen wie z.B. „burn out“ durchaus 

therapeutische Effekte haben und bei bereits erlangter Arbeitsfähigkeit künftig zur 

vollständigen Wiederherstellung der mentalen und körperlichen Kraft beitragen. Die Vorteile 

für Arbeitgeberinnen und Arbeitgeber liegen vor allem darin, dass sie weiterhin von der 

Erfahrung ihrer bewährten Arbeitskräfte profitieren und auch künftig auf diese Ressourcen 

setzen können. 

Beim Wiedereingliederungsteilzeitgesetz handelt es sich um eine Sammelnovelle. Die 

Implementierung der arbeitsrechtlichen Regelungen der Teilzeitbeschäftigung sowie die 

Festlegung der Normen zur finanziellen und sozialrechtlichen Absicherung der betroffenen 

Personen erfolgte durch Änderung des Allgemeinen Sozialversicherungsgesetzes, des 

Beamten-Kranken- und Unfallversicherungsgesetzes, des 

Arbeitslosenversicherungsgesetzes 1977, des Arbeit-und-Gesundheit-Gesetzes, des 

Arbeitsvertragsrechts-Anpassungsgesetzes, des Arbeitszeitgesetzes, des Betrieblichen 

Mitarbeiter- und Selbständigenvorsorgegesetzes und des Einkommenssteuergesetzes.  

1.2 Gesetzliche Verpflichtung zur Evaluierung der 

Wiedereingliederungsteilzeit 

Neben den Regelungen der Voraussetzungen und Rahmenbedingungen für die Ausübung der 

Wiedereingliederungsteilzeit und den Bezug des Wiedereingliederungsgeldes, der 

Auswirkungen auf sozialrechtliche Ansprüche wie Arbeitslosen-, Bildungsteilzeit- sowie 

Altersteilzeitgeld und Teilpension, die Nutzung des Case Managements von fit2work zur 

Beratung der betroffenen Arbeitsvertragsparteien (Arbeitgeberin bzw. Arbeitgeber und 

Arbeitnehmerin bzw. Arbeitnehmer), der Bemessung der Abfertigung Neu und die 

Besteuerung des Einkommens enthält das Wiedereingliederungsteilzeitgesetz eine 

gesetzliche Verpflichtung zur Evaluierung der Wiedereingliederungsteilzeit. 

Diese ist in § 13a Absatz 9 Arbeitsvertragsrechts-Anpassungsgesetz (AVRAG) normiert. 

Demnach sind die Regelungen über die Wiedereingliederungsteilzeit nach Ablauf von zwei 

Jahren nach Inkrafttreten des Wiedereingliederungsteilzeitgesetzes zu evaluieren. Infolge 

des Inkrafttretens mit 1. Juli 2017 ist der für die Evaluierung maßgebliche Zeitpunkt der 1. Juli 

2019. 

In der wirkungsorientierten Folgenabschätzung des Wiedereingliederungsteilzeitgesetzes ist 

eine interne Evaluierung im Jahr 2019 vorgesehen. 
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Verpflichtung zur Übermittlung der Ergebnisse an die ressortübergreifende 

Wirkungscontrollingstelle 

Entsprechend der in § 6 der Verordnung des Bundeskanzlers über das ressortübergreifende 

Wirkungscontrolling (Wirkungscontrollingverordnung), BGBl. II Nr. 245/2011 idgF., 

festgelegten Verpflichtung haushaltsleitender Organe, Bericht über interne Evaluierungen von 

Regelungsvorhaben und sonstigen Vorhaben zu erstatten, werden die Ergebnisse der 

gegenständlichen Evaluierung der Wiedereingliederungsteilzeit der Bundeskanzlerin oder dem 

Bundeskanzler als ressortübergreifende Wirkungscontrollingstelle bis spätestens 29. Februar 

2020 übermittelt. 

1.3 Evaluierungsmethoden 

Die wirkungsorientierte Folgenabschätzung des Wiedereingliederungsteilzeitgesetzes sieht für 

die interne Evaluierung die Durchführung einer Feldstudie zu den Effekten der Regelung bei 

Personen vor, die diese Regelung in Anspruch genommen haben.  

Da eine Feldstudie nach Einschätzung des Sozialministeriums und der – für den Vollzug der 

gesetzlichen Regelungen des Wiedereingliederungsgeldes zuständigen – 

Krankenversicherungsträger zum gegenwärtigen Zeitpunkt keine aussagekräftigen 

Ergebnisse hinsichtlich der Erreichung des festgelegten Wirkungsziels eines längeren Verbleibs 

der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer im Erwerbsleben erzielen kann, wurde von dieser 

aus Gründen der geforderten Sparsamkeit, Zweckmäßigkeit und Wirtschaftlichkeit abgesehen. 

Die Feldstudie kann zu einem späteren Zeitpunkt (mit einem längeren 

Beobachtungszeitraum) erfolgen, wenn sich Auswirkungen der Wiedereingliederungsteilzeit 

auf die Erhöhung der Beschäftigungsquote Älterer und das faktische Pensionsantrittsalter 

zeigen und damit auch Aussagen zur Erreichung des im Bundesvoranschlag des Jahres 2017 

enthaltenen Wirkungsziels „Verbesserung der Arbeits- und Erwerbsfähigkeit älterer 

Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer (50+)“ der Untergliederung 20 Arbeit getroffen werden 

können. An Stelle dessen soll vor dem Hintergrund der vorhandenen und verifizierbaren 

Erfahrungswerte der vorliegende Bericht treten. 

Das Sozialministerium hat in Absprache und Kooperation mit dem damaligen Hauptverband 

der österreichischen Sozialversicherungsträger (im Folgenden: Dachverband) beschlossen, 

einen gemeinsamen Evaluierungsbericht zu verfassen. 

Ziel des vorliegenden Berichtes ist es, mittels verschiedener methodischer 

Herangehensweisen ein ausgewogenes Bild der Wiedereingliederungsteilzeit in den ersten 
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beiden Jahren seit ihrer Einführung vorzulegen – dazu wurden folgende methodische Ansätze 

gewählt: 

• Deskriptive Darstellung der Entwicklung und des Status quo der gesetzlichen Maßnahmen 

der Wiedereingliederungsteilzeit. 

• Sekundäranalyse statistischer Daten zur Inanspruchnahme der 

Wiedereingliederungsteilzeit, Bewilligung des Wiedereingliederungsgeldes und eines 

Verbleib-Monitorings. 

Die seitens der Oberösterreichischen Gebietskrankenkasse erhobenen Daten wurden vom 

Dachverband aufbereitet und einer inhaltlichen Auswertung unterzogen. 

• Qualitative Analyse im Rahmen einer schriftlichen Befragung von Expertinnen und 

Experten des Sozialministeriums, fit2work und des Dachverbandes anhand eines 

strukturierten, leitfadengestützten Fragenkatalogs; schriftliche Befragung von 

Expertinnen und Experten der Sozialpartner anhand strukturierter Fragen. 

Die Befragung der Expertinnen und Experten diente dazu, das spezifische Wissen über 

einzelne Themenfelder und Fragestellungen zu vertiefen, die jeweiligen Sichtweisen der 

unterschiedlichen Akteurinnen und Akteure einzuholen sowie Erfahrungsberichte aus der 

Praxis zu liefern. 

• Literaturanalyse 

Den Abschluss bildet eine Sammlung ausgewählter Medienberichte, Fachliteratur und 

Judikatur zur Thematik. Einerseits soll damit ein möglichst vollständiges und umfassendes 

Bild gegenwärtiger Expertise geliefert werden, andererseits verhilft sie zur Bewertung und 

Einordung der in der Evaluierung erzielten Ergebnisse. 
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2 Gesetzliche Normierung der 
Wiedereingliederungsteilzeit und 
Umsetzung der Regelungen in der 
Praxis 

2.1 Gesetzwerdung Wiedereingliederungsteilzeitgesetz 

Das Arbeitsprogramm der österreichischen Bundesregierung für die Jahre 2013 bis 2018 

enthielt im Abschnitt „Länger gesund leben und arbeiten“ Maßnahmen, die zu einer 

langfristigen Sicherung des gesetzlichen, auf dem Umlageverfahren beruhenden 

Pensionssystems, zur nachhaltigen Sicherheit und zur Werterhaltung der Pensionen für die 

Anspruchsberechtigten führen sollen. Priorität hatte die Anhebung des faktischen 

Pensionsantrittsalters. Zur Ausweitung und Stabilisierung der Beschäftigung Älterer waren 

insbesondere auch Maßnahmen zur Wiedereingliederung nach langem Krankenständen 

vorgesehen1. 

Am 29. Februar 2016 wurde zur Festlegung konkreter Maßnahmen für die Erreichung der Ziele 

des Regierungsprogrammes im Pensionsbereich ein Pensionsgipfel der Regierungsparteien 

SPÖ und ÖVP – unter Beiziehung der Sozialpartner, die sich bereits im Vorfeld des 

Pensionsgipfels auf mögliche Eckpunkte eines Modells zur Wiedereingliederung nach langen 

Krankenständen verständigt hatten, sowie unter Beiziehung von Vertreterinnen und 

Vertretern der Senioren- und der Jugendorganisationen – einberufen. Ergebnis war unter 

anderem ein Beschluss, wonach bis längstens Juli 2016 ein Begutachtungsentwurf der 

gesetzlichen Maßnahmen zur betrieblichen Wiedereingliederung vorgelegt werden sollte. Die 

maßgeblichen Eckpunkte des Gesetzesentwurfs (Möglichkeit der Vereinbarung einer 

Teilzeitbeschäftigung zwischen den Arbeitsvertragsparteien bei Vorliegen eines mindestens 

sechswöchigen Krankenstands, Grundsatz der Freiwilligkeit, Motivkündigungsschutz, 

zulässiges Ausmaß der Arbeitszeitreduktion, Leistung des anteiligen Entgelts inklusive 

anteiliger Lohnnebenkosten durch die Arbeitgeberin oder den Arbeitgeber, Sozialleistung in 

Form des Wiedereingliederungsgeldes, Auswirkung auf die Abfertigung Alt und Neu sowie auf 

die Berechnung des Arbeitslosengeldes und der Notstandshilfe, pensionsrechtliche 

                                                        
1 Bisher beschränkten sich Wiedereingliederungsprogramme nach Krankenständen auf betriebliche Initiativen, die 

ohne gesetzliche Grundlage durchgeführt wurden. 
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Behandlung, Betriebsvereinbarungstatbestand gem. § 97 Abs. 1 Z 21 Arbeitsverfassungsgesetz 

als Grundlage für begleitende betriebliche Regelungen, Begleitung des Prozesses durch 

„fit2work“) wurden im Rahmen des Pensionsgipfels bereits festgelegt. Der Entwurf sollte 

unter der Leitung des Sozialministeriums gemeinsam mit den Sozialpartnern ausgearbeitet 

werden. Ziel der Maßnahmen sollte eine win-win-Situation für Arbeitnehmerinnen und 

Arbeitnehmer sowie für Arbeitgeberinnen und Arbeitgeber sein. Ein weiterer Vorteil wurde 

darin gesehen, dass es nach dem geplanten Modell – im Unterschied zum viel diskutierten 

„Teilkrankenstand“ – keinen Sonderstatus zwischen „arbeitsunfähig“ und arbeitsfähig“ gibt 

und es daher auch keiner arbeitsrechtlichen Änderung bedarf. 

Dieser Beschluss fand Eingang in den gemeinsamen Vortrag an den Ministerrat Nr. 92/11 des 

Bundeskanzleramts, des Bundesministeriums für Finanzen, des Bundesministeriums für 

Wissenschaft, Forschung und Wirtschaft sowie des Sozialministeriums – Reformpfad 

Pensionen – vom 1. März 2016 und wurde von der Bundesregierung zur Kenntnis genommen. 

In der Folge fanden unter der Federführung des Sozialministeriums umfangreiche Gespräche 

mit dem damaligen Bundesministerium für Gesundheit und den Sozialpartnern zur 

Ausarbeitung des Wiedereingliederungsteilzeitgesetzes statt. Am 19. September 2016 wurde 

der Gesetzesentwurf samt Erläuterungen und wirkungsorientierter Folgenabschätzung zur 

Begutachtung ausgesendet. Das Ende der Begutachtungsfrist wurde mit 31. Oktober 2016 

festgelegt.  

Nach erfolgter Einarbeitung der Begutachtungsergebnisse wurde das Vorhaben am 

23. November 2016 in seiner endgültigen Fassung „Bundesgesetz, mit dem das Allgemeine 

Sozialversicherungsgesetz, das Beamten-Kranken- und Unfallversicherungsgesetz, das 

Arbeitslosenversicherungsgesetz 1977, das Arbeit-und-Gesundheit-Gesetz, das 

Arbeitsvertragsrechts-Anpassungsgesetz, das Arbeitszeitgesetz, das Betriebliche Mitarbeiter- 

und Selbständigenvorsorgegesetz, das Lohn- und Sozialdumping-Bekämpfungsgesetz und das 

Einkommensteuergesetz 1988 geändert werden (Wiedereingliederungsteilzeitgesetz)“ als 

Regierungsvorlage BlgNr. 1362 XXV. GP der parlamentarischen Behandlung zugeführt: 

Ministerratsvortrag Nr. 22/38 am 22. November 2016, Ministerratsbeschluss im Sinne des 

Antrags. Einhellige Zustimmung erfolgte im Sozialausschuss zur Regierungsvorlage und zu 

Abänderungsanträgen der Abgeordneten Muchitsch/Wöginger und Kolleginnen und Kollegen 

betreffend Artikel 1, 2 und 6 der Regierungsvorlage am 7. Dezember 2016; der 

Nationalratsbeschluss erfolgte am 15. Dezember 2016, der Bundesratsbeschluss am 

20. Dezember 2016. 

Das Wiedereingliederungsteilzeitgesetz wurde am 18. Jänner 2017 im Bundesgesetzblatt 

BGBl. I Nr. 30/2017 verlautbart und trat mit 1. Juli 2017 in Kraft. 
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2.2 Überblick über die Regelungen des 

Wiedereingliederungsteilzeitgesetzes 

Die Möglichkeit zur Vereinbarung einer Wiedereingliederungsteilzeit besteht für 

Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer mit privatrechtlichen Arbeitsverhältnissen. Es gibt 

keinen Rechtsanspruch auf Ausübung der Wiedereingliederungsteilzeit.  

Es besteht ein Motivkündigungsschutz: Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer dürfen nicht 

gekündigt werden, weil sie eine Wiedereingliederungsteilzeit anstreben, ausüben oder 

ablehnen. Wird die Kündigung dennoch ausgesprochen, kann diese von der Arbeitnehmerin 

bzw. vom Arbeitnehmer beim Arbeits- und Sozialgericht angefochten werden. 

Voraussetzungen für die Ausübung der Teilzeitbeschäftigung 

Die arbeitsrechtlichen Bestimmungen des Wiedereingliederungsteilzeitgesetzes sehen 

folgende Voraussetzungen für den Antritt der Wiedereingliederungsteilzeit vor: 

• Das Vorliegen eines Arbeitsverhältnisses seit mindestens drei Monaten. 

• Ein mindestens sechswöchiger Krankenstand. 

• Arbeitsfähigkeit der Arbeitnehmerin bzw. des Arbeitnehmers. 

• Die Beratung der Arbeitsvertragsparteien über die Gestaltung der 

Wiedereingliederungsteilzeit durch fit2work. Diese kann entfallen, wenn eine 

Arbeitsmedizinerin oder ein Arbeitsmediziner des Betriebs oder das arbeitsmedizinische 

Zentrum der Wiedereingliederungsvereinbarung und dem Wiedereingliederungsplan 

zustimmt. 

• Erstellung eines Wiedereingliederungsplans. 

• Abschluss einer Wiedereingliederungsvereinbarung zwischen den 

Arbeitsvertragsparteien. 

• Bewilligung des Wiedereingliederungsgeldes durch den Krankenversicherungsträger. 

Wiedereingliederungsplan 

Der Wiedereingliederungsplan ist zwischen den Arbeitsvertragsparteien unter Beiziehung 

einer Arbeitsmedizinerin oder eines Arbeitsmediziners des Betriebs oder des 

arbeitsmedizinischen Zentrums zu vereinbaren und muss bei der 

Wiedereingliederungsvereinbarung berücksichtigt werden. 

In diesem Plan werden die Rahmenbedingungen und der beabsichtigte Ablauf der 

Wiedereingliederungsteilzeit für die schrittweise Rückkehr in den ursprünglichen 
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Arbeitsprozess festgehalten. Ausgehend von einem Tätigkeits- und Anforderungsprofil können 

konkrete Anpassungs- und Unterstützungsmaßnahmen zur Adaptierung des Arbeitsplatzes 

vorgesehen und auch bereits das beabsichtigte Arbeitsausmaß und Vorgaben für die Lage 

der Arbeitszeit festgehalten werden. 

Wiedereingliederungsvereinbarung 

Im Rahmen der Wiedereingliederungsvereinbarung, die zwischen den Arbeitsvertragsparteien 

unter Berücksichtigung der beiderseitigen Interessen und unter Beiziehung des vorhandenen 

Betriebsrats schriftlich zu erfolgen hat, werden Beginn und Dauer der 

Wiedereingliederungsteilzeit, das Stundenausmaß der Teilzeitbeschäftigung und die Lage der 

Arbeitszeit festgelegt. Diese Vereinbarung darf keine inhaltliche Änderung des 

Arbeitsvertrages beinhalten. 

Nach Antritt der Wiedereingliederungsteilzeit darf höchstens zweimal eine Änderung der 

Wiedereingliederungsvereinbarung erfolgen. Diese muss einvernehmlich zwischen den 

Arbeitsvertragsparteien vereinbart werden: 

• Die Verlängerung der Dauer der Teilzeitbeschäftigung bedarf zusätzlich der Bewilligung 

einer Verlängerung des Wiedereingliederungsgeldes durch den 

Krankenversicherungsträger.  

• Die Änderung des Stundenausmaßes bedarf nur der Mitteilung an den 

Krankenversicherungsträger und führt zur Neuberechnung des 

Wiedereingliederungsgeldes.  

• Die bloße Änderung der Lage der Arbeitszeit bedarf weder der Mitteilung noch der 

Bewilligung durch den Krankenversicherungsträger und kann auch öfter erfolgen. 

Zulässige Dauer der Wiedereingliederungsteilzeit 

Die Wiedereingliederungsteilzeit kann zunächst in der Dauer von ein bis sechs Monaten 

vereinbart werden. Wurde die Teilzeitbeschäftigung ursprünglich nicht für sechs Monate 

vereinbart, ist eine Verlängerung bis zur Dauer von maximal sechs Monaten durch Änderung 

der Wiedereingliederungsvereinbarung möglich. 

Sofern nach Ausschöpfung der sechsmonatigen Teilzeitbeschäftigung weiterhin die 

arbeitsmedizinische Zweckmäßigkeit gegeben ist, kann einmalig eine Verlängerung der 

Wiedereingliederungsteilzeit in der Dauer von ein bis drei Monaten vereinbart werden. Diese 

Vereinbarung bedarf der Beratung durch fit2work oder der Zustimmung der 

Arbeitsmedizinerin bzw. des Arbeitsmediziners des Betriebs oder des arbeitsmedizinischen 
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Zentrums. Auch diese Verlängerung der Wiedereingliederungsteilzeit wird erst mit der 

Bewilligung der Verlängerung des Bezuges des Wiedereingliederungsgeldes durch den 

Krankenversicherungsträger wirksam. 

Ausmaß der Arbeitszeitreduktion 

Die Herabsetzung der Arbeitszeit muss um mindestens ein Viertel und darf höchstens um die 

Hälfte erfolgen (Bandbreite). Darüber hinaus darf die vereinbarte wöchentliche 

Normalarbeitszeit 12 Stunden und das monatliche Entgelt die sozialversicherungsrechtliche 

Geringfügigkeitsgrenze nicht unterschreiten. Der Verlauf des festgelegten 

Arbeitszeitausmaßes muss innerhalb des Wiedereingliederungszeitraumes ansteigen oder 

zumindest gleichbleiben. 

Folgende von der Bandbreite abweichende Vereinbarungen sind zulässig: 

• Die Teilzeitbeschäftigung kann zunächst mit weniger als 50 Prozent der ursprünglichen 

Arbeitszeit ausgeübt werden, wenn das Stundenausmaß 30 Prozent der ursprünglichen 

Arbeitszeit nicht unterschreitet und die Arbeitszeit während der gesamten 

Wiedereingliederungsteilzeit im Durchschnitt zwischen 50 Prozent und 75 Prozent der 

ursprünglichen Arbeitszeit beträgt. Es ist eine Mitteilung an den 

Krankenversicherungsträger, aber keine Bewilligung erforderlich. 

• Innerhalb eines Kalendermonats kann darüber hinaus eine ungleiche Verteilung der 

vereinbarten wöchentlichen Arbeitszeit erfolgen, wenn das vereinbarte 

Arbeitszeitausmaß im Durchschnitt eingehalten und in den einzelnen Wochen jeweils 

nicht um mehr als 10 Prozent unter- oder überschritten wird. Diese Vereinbarung bedarf 

weder der Mitteilung noch der Bewilligung durch den Krankenversicherungsträger. 

Zustehendes Entgelt 

Während der Wiedereingliederungsteilzeit haben Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer 

einen Anspruch auf das monatliche entsprechend der Arbeitszeitreduktion anteilige Entgelt. 

Wird eine Vereinbarung getroffen, wonach die Arbeitszeit zunächst um mehr als 50 Prozent 

der ursprünglichen Normalarbeitszeit reduziert wird, so ist das Entgelt gleichmäßig 

entsprechend der während der Wiedereingliederungsteilzeit durchschnittlich geleisteten 

Arbeitszeit zu zahlen. 
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Vorzeitige Beendigung der Wiedereingliederungsteilzeit 

Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer können – sofern die arbeitsmedizinische 

Zweckmäßigkeit der Herabsetzung der Arbeitszeit nicht mehr gegeben ist – von der 

Arbeitgeberin oder vom Arbeitgeber eine vorzeitige Beendigung der 

Wiedereingliederungsteilzeit und die Rückkehr zur ursprünglichen Normalarbeitszeit 

schriftlich verlangen. Die Rückkehr darf frühestens drei Wochen nach der schriftlichen 

Bekanntgabe des Wunsches nach Beendigung der Wiedereingliederungsteilzeit an die 

Arbeitgeberin bzw. an den Arbeitgeber erfolgen. 

Im Fall des Entzugs des Wiedereingliederungsgeldes durch den Krankenversicherungsträger 

endet die Wiedereingliederungsteilzeit mit dem auf den Wirksamkeitsbeginn der Entziehung 

folgenden Tag. 

Beendigung des Arbeitsverhältnisses während der Wiedereingliederungsteilzeit 

Zum Zeitpunkt der Beendigung des Arbeitsverhältnisses endet die 

Wiedereingliederungsteilzeit und auch der Anspruch auf das Wiedereingliederungsgeld. Bei 

der Berechnung der Kündigungsentschädigung, Abfertigung alt und Urlaubsersatzleistung ist 

das Entgelt vor Antritt der Wiedereingliederungsteilzeit und vor allfälliger Kürzung infolge 

langen Krankenstands heranzuziehen. 

Wiedereingliederungsgeld  

Da die betroffenen Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer aufgrund der verringerten 

Arbeitszeit nur ein Entgelt in geringerem Ausmaß erhalten, besteht zur finanziellen 

Absicherung für die Dauer der Wiedereingliederungsteilzeit ein Anspruch auf 

Wiedereingliederungsgeld aus Mitteln der gesetzlichen Krankenversicherung. 

Voraussetzung für den Anspruch auf Wiedereingliederungsgeld ist, dass der Arbeitnehmerin 

bzw. dem Arbeitnehmer in dieser Zeit weder eine Eigenpension noch ein Rehabilitationsgeld 

zusteht. Überdies darf die Arbeitnehmerin bzw. der Arbeitnehmer in den letzten 18 Monaten 

keine Wiedereingliederungsteilzeit ausgeübt haben (Sperrfrist). 

Das Wiedereingliederungsgeld muss durch den chef- und kontrollärztlichen Dienst des 

zuständigen Krankenversicherungsträgers bewilligt werden. Die Bewilligung wird erteilt, 

wenn die Wiedereingliederungsteilzeit aus medizinischer Sicht zweckmäßig ist. Die 

Teilzeitvereinbarung darf keine negativen Auswirkungen auf den Gesundheitszustand haben 

und es muss zu erwarten sein, dass die Arbeitnehmerin bzw. der Arbeitnehmer nach dem 

Ende der vereinbarten Wiedereingliederungsteilzeit ihrer bzw. seiner Erwerbstätigkeit wieder 
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im ursprünglichen Ausmaß nachgehen kann. Die Entscheidung über die Bewilligung erfolgt 

aufgrund der vorliegenden medizinischen Befunde, der Wiedereingliederungsvereinbarung 

sowie des Wiedereingliederungsplans. 

Höhe des Wiedereingliederungsgeldes 

Als Berechnungsgrundlage für das Wiedereingliederungsgeld wird das der Arbeitnehmerin 

oder dem Arbeitnehmer jeweils zustehende erhöhte Krankengeld herangezogen; dies 

entspricht 60 Prozent der Bemessungsgrundlage, welche in der Regel das Entgelt (inklusive 

anteiliger Berücksichtigung der Sonderzahlungen) darstellt.  

Das Wiedereingliederungsgeld gebührt in jedem Monat anteilig entsprechend der 

vereinbarten wöchentlichen Normalarbeitszeit. Wird eine Vereinbarung getroffen, wonach 

die Arbeitszeit zunächst um mehr als 50 Prozent der ursprünglichen Normalarbeitszeit 

reduziert wird, so ist das Wiedereingliederungsgeld ebenso wie das Entgelt gleichmäßig 

entsprechend der während der Wiedereingliederungsteilzeit vereinbarungsgemäß 

durchschnittlich geleisteten Arbeitszeit zu zahlen. 

Erkrankung während der Wiedereingliederungsteilzeit 

Sofern die Arbeitnehmerin bzw. der Arbeitnehmer im Fall einer neuerlichen Erkrankung noch 

einen Anspruch auf Entgeltfortzahlung gegenüber der Arbeitgeberin oder dem Arbeitgeber 

hat, wird dieser aufgrund des im Rahmen der Wiedereingliederungsteilzeit gebührenden 

Entgelts bemessen. 

Solange die Arbeitnehmerin bzw. der Arbeitnehmer eine Entgeltfortzahlung von mehr als 

50 Prozent erhält, gebührt das Wiedereingliederungsgeld in der bisher bezogenen Höhe. Hat 

die Arbeitnehmerin oder der Arbeitnehmer einen Anspruch auf Fortzahlung von 50 Prozent 

oder weniger als 50 Prozent des Entgelts, so gebührt das Wiedereingliederungsgeld im 

Ausmaß des erhöhten Krankengeldes, wobei das fortgezahlte Entgelt anzurechnen ist. 

Ende des Anspruchs auf Wiedereingliederungsgeld 

Der Anspruch auf Wiedereingliederungsgeld erlischt grundsätzlich mit dem vereinbarten Ende 

der Wiedereingliederungsteilzeit oder vorzeitig mit der Zuerkennung einer Eigenpension 

oder von Rehabilitationsgeld. 

Außerdem erlischt der Anspruch auf das Wiedereingliederungsgeld vorzeitig im Fall der 

Aussteuerung des Krankengeldanspruchs: Da das Wiedereingliederungsgeld während einer 



Evaluierung Wiedereingliederungsteilzeit  19 von 104 

Erkrankung in der Wiedereingliederungsteilzeit den Zweck eines Krankengeldes erfüllt, sind 

diese Zeiten des Leistungsbezuges nach den allgemeinen sozialversicherungsrechtlichen 

Bestimmungen auf die Höchstanspruchsdauer des Krankengeldes anzurechnen. 

Darüber hinaus ist die Geldleistung durch den Krankenversicherungsträger zu entziehen, 

wenn das Ausmaß der vereinbarten Stunden nach Hinweis auf die Rechtsfolge in einem dem 

Zweck der Wiedereingliederungsteilzeit widersprechenden Ausmaß (um zumindest 10 

Prozent) überschritten wird. Die Entziehung ist weiters möglich, wenn sonstige 

Voraussetzungen für die Wiedereingliederungsteilzeit weggefallen sind. Dies wäre z.B. 

gegeben, wenn infolge neuerlicher Erkrankung die Wiedereingliederung nicht mehr erreicht 

werden kann. 

Mit dem Ende des Anspruchs auf Wiedereingliederungsgeld endet auch die 

Wiedereingliederungsteilzeit. 

Absicherung in der Pensionsversicherung 

Für die Bezieherinnen und Bezieher des Wiedereingliederungsgeldes wurde eine eigene 

Teilpflichtversicherung in der Pensionsversicherung geschaffen. Diese beginnt mit dem Tag, 

ab dem das Wiedereingliederungsgeld gebührt und endet mit dem Wegfall der Geldleistung. 

Als Beitragsgrundlage ist das Dreißigfache der Bemessungsgrundlage für das Krankengeld 

abzüglich des auf Grund der Wiedereingliederungsteilzeit herabgesetzten Entgelts 

heranzuziehen. Dadurch soll gewährleistet werden, dass die betroffenen Personen in Bezug 

auf ihre Pension keine Einbußen erleiden. 

Sonstige gesetzliche Begleitmaßnahmen 

Um die betroffenen Personen nach Ende der Teilzeitbeschäftigung bei der Inanspruchnahme 

von Bildungsteilzeitgeld, Altersteilzeitgeld, einer Teilpension sowie allfälliger 

Arbeitslosigkeit nicht zu benachteiligen, wurde im Arbeitslosenversicherungsgesetz 1977 

vorgesehen, dass die Phase der Wiedereingliederung so behandelt werden soll, als ob keine 

Herabsetzung der Arbeitszeit und keine Verminderung des Entgelts vorgelegen wären. 

Im Arbeit-und-Gesundheit-Gesetz wurde bestimmt, dass das bestehende Case Management 

(fit2work) auch für die Beratung vor Abschluss der Wiedereingliederungsteilzeit und für die 

Erstellung des Wiedereingliederungsplans genutzt werden kann. 
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Darüber hinaus wurde im Arbeitszeitgesetz 1969 festgelegt, dass die betroffenen 

Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer Mehrarbeit jedenfalls ohne arbeitsrechtliche 

Konsequenzen ablehnen können. 

Durch Anpassung des Betrieblichen Mitarbeiter- und Selbständigenvorsorgegesetzes wurde 

festgelegt, dass der seitens der Arbeitgeberin bzw. des Arbeitgebers zu entrichtende Beitrag 

für die Abfertigung Neu im Fall der Wiedereingliederungsteilzeit auf Grundlage jener 

Arbeitszeit zu leisten ist, die vor der Arbeitszeitreduktion vereinbart war. 

Da es sich beim Wiedereingliederungsgeld um eine Leistung der gesetzlichen 

Krankenversicherung handelt, wurde im Einkommenssteuergesetz 1988 hinsichtlich der 

Besteuerung eine Gleichstellung mit dem Krankengeld und dem Rehabilitationsgeld 

vorgesehen. 

2.3 Vorbereitung des Vollzugs durch die Krankenversicherungsträger 

Nach Kundmachung des Wiedereingliederungsteilzeitgesetzes am 18. Jänner 2017 fand noch 

im Jänner 2017 im Dachverband ein Kick-off Workshop zur Umsetzung statt, zu dem 

Vertreterinnen und Vertreter der betroffenen Krankenversicherungsträger, der 

Pensionsversicherungsanstalt, des Sozial- und des damaligen Gesundheitsministeriums 

eingeladen wurden. 

Man kam überein, einzelne Themenbereiche in kleineren Arbeitsgruppen zu erarbeiten und 

die Ergebnisse in einem Folge-Workshop im Dachverband zusammenzuführen. 

Folgende Arbeitsgruppen wurden gebildet: 

• Anforderungen/Vorgaben der Krankenversicherungsträger an den 

Wiedereingliederungsplan (Erhebung aus der Sicht der Chefärztinnen und Chefärzte) 

• Wiedereingliederungsplan (Erstellung des Plans unter der Leitung von fit2work) 

• Vereinbarung der Wiedereingliederungsteilzeit 

• „Wiedereingliederungsgeld“ – Klärung von rechtlichen Fragen im Zusammenhang mit der 

Geldleistung 

• Broschüre zur Wiedereingliederungsteilzeit 

• Evaluierung 
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Der zur Zusammenführung der Arbeitsgruppenergebnisse avisierte Folge-Workshop fand 

Ende März 2017 im Dachverband statt. In weiterer Folge wurden die Ergebnisse mit den 

Sozialpartnern diskutiert und abgestimmt. 

Vom Dachverband wurde in Zusammenarbeit mit allen beteiligten Organisationen eine 

Mustervereinbarung zur Wiedereingliederungsteilzeit erarbeitet, welche zusammen mit dem 

– vom Sozialministerium in Zusammenarbeit mit fit2work konzipierten – 

Wiedereingliederungsplan alle relevanten Informationen enthält, um die Bearbeitungszeit bis 

zur Gewährung der Geldleistung möglichst kurz zu halten. 

Letzte Fragen der Krankenversicherungsträger vor dem Inkrafttreten der gesetzlichen 

Bestimmung wurden in einer abschließenden Besprechung am 30. Mai 2017 im Dachverband 

erörtert. 

2.4 Vorbereitung der Beratungstätigkeit durch fit2work 

Die Steuerungsgruppe von fit2work beschloss bereits im November 2016 das Einsetzen einer 

Arbeitsgruppe zur Wiedereingliederungsteilzeit, die nach Kundmachung des 

Wiedereingliederungsteilzeitgesetzes Anfang 2017 einberufen wurde. Ausgehend von den 

gesetzlichen Vorgaben wurden bei zwei Terminen im Februar und März 2017 insbesondere 

die Zuständigkeiten (Anforderungen der Krankenversicherungsträger, Schnittstellen) und 

Abläufe (Standard-Prozess), die Gestaltung des Wiedereingliederungsplans (inkl. 

arbeitsmedizinischer Einschätzung) sowie die Vorbereitung der Beratung durch fit2work 

(Information, Zugang, Ablauf und Monitoring) behandelt. Vertreterinnen und Vertreter des 

Sozialministeriums, des Sozialministeriumservice, des Arbeitsmarktservice, des 

Dachverbandes, der Pensionsversicherungsanstalt und einiger Gebietskrankenkassen (Wien, 

Oberösterreich, Steiermark) nahmen an der Arbeitsgruppe teil. Dabei wurden auch offene 

Fragen gesammelt und geklärt. Die Ergebnisse der Arbeitsgruppe wurden im April 2017 durch 

das Sozialministeriumservice den fit2work-Umsetzern kommuniziert. Wichtige Punkte waren 

dabei die Ablaufbeschreibung, das Muster für den Wiedereingliederungsplan sowie die 

Notwendigkeit, dass die Wiedereingliederungsteilzeit-Beratung bei fit2work möglichst 

zeitnah erfolgen und der Prozess so rasch wie möglich abgeschlossen werden sollte. 

Die Beratung durch die fit2work-Umsetzer wurde bereits vor Inkrafttreten des 

Wiedereingliederungsteilzeitgesetzes gestartet – fallweise ab April und systematisch seit Juni 

2017. Dadurch wurde sichergestellt, dass erste Wiedereingliederungsteilzeit-Fälle bereits 

rechtzeitig für den frühestmöglichen Beginn der Teilzeitbeschäftigung mit 1. Juli 2017 

bearbeitet werden konnten. 
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2.5 Novelle Wiedereingliederungsteilzeitgesetz 

Bei der Umsetzung der Regelungen des Wiedereingliederungsteilzeitgesetzes in der Praxis 

ergaben sich Zweifelsfragen hinsichtlich des zulässigen Zeitpunkts des Antritts der 

Wiedereingliederungsteilzeit. Daher wurde mit der Novelle BGBl. I Nr. 54/2018 durch 

Änderung des Arbeitsvertragsrechts-Anpassungsgesetzes klargestellt, dass die 

Wiedereingliederungsteilzeit (bei Vorliegen einer entsprechenden 

Wiedereingliederungsvereinbarung zwischen den Arbeitsvertragsparteien und der sonstigen 

gesetzlich festgelegten Voraussetzungen) nicht nur im unmittelbaren Anschluss an die 

Arbeitsunfähigkeit, sondern auch zu einem späteren Zeitpunkt bis zum Ende eines Monates 

nach der zumindest sechswöchigen Arbeitsunfähigkeit angetreten werden kann. Auch jenen 

Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern, die ihre Kraft nach der Genesung zunächst 

überschätzen, wurde somit die schrittweise Rückkehr in den Arbeitsprozess im Rahmen der 

Wiedereingliederungsteilzeit ermöglicht. 

Durch die vorgesehene Befristung der Zulässigkeit des Antritts der 

Wiedereingliederungsteilzeit wird das Bestehen eines zeitlichen Zusammenhangs mit dem 

mindestens sechswöchigen Krankenstand gewährleistet. Die Arbeitszeitreduktion muss auch 

im ursächlichen Zusammenhang mit diesem Krankenstand erfolgen. Der Möglichkeit des 

Antritts der Wiedereingliederungsteilzeit innerhalb eines Monats nach dem Arbeitsbeginn 

steht ein zwischenzeitlicher neuerlicher Krankenstand (infolge einer anderen Erkrankung oder 

eines Wiederauflebens jener Erkrankung, die für die Inanspruchnahme der 

Wiedereingliederungsteilzeit ursächlich ist) nicht entgegen. Bei Antritt der 

Wiedereingliederungsteilzeit muss jedoch Arbeitsfähigkeit gegeben sein. 

Diese Klarstellung sowie Erfahrungen in der Vollzugspraxis machten auch Anpassungen im 

Allgemeinen Sozialversicherungsgesetz und im Beamten-Kranken- und 

Unfallversicherungsgesetz notwendig, die ebenfalls durch die Novelle BGBl. I Nr. 54/2018 

erfolgten: Gesetzlich normiert wurde, dass für die Berechnung des 

Wiedereingliederungsgeldes jene Bemessungsgrundlage heranzuziehen ist, die für die 

Berechnung des Krankengeldes (das während der ursächlichen Arbeitsunfähigkeit gebührt 

hat) heranzuziehen war. 

Da bei Arbeitsunfähigkeit während der Wiedereingliederungsteilzeit an Stelle des 

Krankengeldes weiterhin das Wiedereingliederungsgeld gebührt, wurde klargestellt, dass die 

Bestimmungen über das Verwirken bzw. Versagen des Krankengeldes in diesen Fällen auch 

auf das Wiedereingliederungsgeld Anwendung finden. Damit soll eine Ungleichbehandlung 

zwischen Krankengeldbezieherinnen bzw. -beziehern und 

Wiedereingliederungsgeldbezieherinnen bzw. -beziehern vermieden werden. Klargestellt 
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wurde auch, dass nach dem Ende der Wiedereingliederungsteilzeit ein Anspruch auf 

Krankengeld bis zur Ausschöpfung der Höchstanspruchsdauer des Krankengeldes besteht. 

Das Erlöschen des Wiedereingliederungsgeldes ist nunmehr erst mit dem tatsächlichen 

Anfall der Pension vorgesehen. 

Weiters wurde festgelegt, dass im Fall des Eintritts eines Arbeitsunfalls bzw. einer 

Berufskrankheit während des Bezuges von Wiedereingliederungsgeld eine zustehende 

Versehrtenrente mit dem Tag nach dem Ende der durch diesen Versicherungsfall bedingten 

Arbeitsunfähigkeit (spätestens mit Beginn der 27. Woche nach dem Eintritt des 

Versicherungsfalls) anfällt. 

Da es sich beim Wiedereingliederungsgeld um eine einkommensersetzende Leistung handelt, 

wird dieses nunmehr wie ein sonstiges Erwerbseinkommen auf das Übergangsgeld 

angerechnet. So wird eine Überversorgung von Personen vermieden, die auch Übergangsgeld 

aus der Pensionsversicherung beziehen. 

Auf Anregung der Versicherungsanstalt für Eisenbahnen und Bergbau (VAEB) wurden die 

Ansprüche der in der Abteilung „B“ versicherten VAEB-Bediensteten um das mit dem 

Wiedereingliederungsteilzeitgesetz, BGBl. I Nr. 30/2017, eingeführte 

Wiedereingliederungsgeld ergänzt. 

Die Auszahlung des Wiedereingliederungsgeldes erfolgt nunmehr monatlich im Nachhinein. 

Die Novelle trat durch Kundmachung am 14. August 2018 im Bundesgesetzblatt rückwirkend 

mit 1. Juli 2018 in Kraft. 

2.6 Weitere bundes- und landesgesetzliche Regelungen der 

Wiedereingliederungsteilzeit 

Die im Allgemeinen Sozialversicherungsgesetz (ASVG) geregelten Bestimmungen betreffend 

die Anspruchsberechtigung und Höhe des Wiedereingliederungsgeldes zielen grundsätzlich 

auf die in § 13a AVRAG normierte Wiedereingliederungsteilzeit ab. Darüber hinaus wird in 

§ 143d Absatz 7 ASVG Vorsorge getroffen, dass Wiedereingliederungsgeld auch für eine 

Wiedereingliederungsteilzeit nach anderen bundes- oder landesgesetzlichen Regelungen zu 

gewähren ist. Wiedereingliederungsgeld gebührt daher auch allen jenen Personen, die eine 

Wiedereingliederungsteilzeit nach bundes- oder landesgesetzlichen Regelungen vereinbart 
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haben und nach den Bestimmungen des ASVG Anspruch auf anteiliges Krankengeld aus 

Mitteln der Krankenversicherung haben. 

Mit der Dienstrechts-Novelle 2018, BGBl. I Nr. 60/2018 wurde im Vertragsbedienstetengesetz 

1948 ein ausdrücklich an der Regelung des § 13a AVRAG orientierter Tatbestand einer 

Wiedereingliederungsteilzeit für Vertragsbedienstete des Bundes aufgenommen. Die 

Bestimmungen sind – mit Maßgaben – auch auf vertragliche Bundes- und Landeslehrpersonen 

anwendbar. Der Anspruch auf Wiedereingliederungsgeld besteht – bei Erfüllung aller 

Voraussetzungen – für Bedienstete, die bis zum 31. Dezember 1998 aufgenommen wurden, 

gegenüber der zuständigen Gebietskrankenkasse und für nach dem 31. Dezember 1998 

aufgenommene Vertragsbedienstete gegenüber der Versicherungsanstalt öffentlich 

Bediensteter (BVA). Die Maßnahme trat mit 1. August 2018 in Kraft und wurde im Hinblick auf 

die vorzunehmende Evaluierung zunächst befristet bis zum Ablauf des 31. Dezember 2019 

eingeführt. Für die betroffenen Personen besteht ein Anspruch auf Wiedereingliederungsgeld 

nach den Bestimmungen des ASVG. 

Mit der zweiten Dienstrechts-Novelle 2018, BGBl I Nr. 102/2018, wurde auch für Beamtinnen 

und Beamte des Bundes die Möglichkeit geschaffen, eine Wiedereingliederungsteilzeit in 

Anspruch zu nehmen. Das Beschäftigungsausmaß während der Wiedereingliederungsteilzeit 

ist mit 50 Prozent festgelegt. Um die Wiedereingliederungsteilzeit auch für beamtete 

Lehrpersonen zu ermöglichen, wurde bei diesen – an Stelle einer Herabsetzung der 

Wochenarbeitszeit auf die Hälfte – auf eine Bandbreite der Herabsetzung zwischen 45 Prozent 

und 55 Prozent der Lehrverpflichtung bzw. der Jahresnorm abgestellt. Voraussetzung für die 

Gewährung der Wiedereingliederungsteilzeit sowie einer allfälligen Verlängerung der 

Wiedereingliederungsteilzeit ist, dass sich die Beamtin oder der Beamte auf Anordnung der 

Dienstbehörde einer ärztlichen Untersuchung gemäß § 52 Absatz 2 erster und zweiter Satz 

Beamten-Dienstrechtsgesetz 1979 unterzieht, um der Dienstbehörde die Feststellung der 

Dienstfähigkeit und der medizinischen Zweckmäßigkeit der Wiedereingliederungsteilzeit zu 

ermöglichen. Im Regelfall wird die Vertrauensärztin bzw. der Vertrauensarzt der 

Dienstbehörde (Allgemeinmedizinerin bzw. Allgemeinmediziner) heranzuziehen sein. Die 

dienstrechtlichen Bestimmungen über die Wiedereingliederungsteilzeit traten mit 1. Jänner 

2019 in Kraft und gelten zunächst befristet bis zum Ablauf des 31. Dezember 2020. 

Beamtinnen und Beamte des Bundes haben keinen Anspruch auf Wiedereingliederungsgeld. 

Seitens des Dienstgebers steht Ihnen grundsätzlich jener Bezug zu, den sie im Fall der 

Erkrankung erhalten würden (keine Kürzung aufgrund der Herabsetzung der 

Wochendienstzeit). 

Für Wiener Vertragsbedienstete bestand gem. § 11 Abs. 8 und 9 

Vertragsbedienstetenordnung 1995 bereits vor Gesetzwerdung des 
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Wiedereingliederungsteilzeitgesetzes eine Regelung, wonach der bzw. dem Bediensteten nach 

einem längeren Krankenstand auf Empfehlung der Arbeitsmedizinerin oder des 

Arbeitsmediziners Erleichterungen bei der Dienstverrichtung (z.B. Ausnahme von bestimmten 

Tätigkeiten, Leichtdienst, Reduktion der Arbeitszeit) gewährt werden. Eine Reduktion der 

Arbeitszeit ist längstens auf die Dauer von drei Monaten zulässig, wobei Zeiten eines 

Erholungsurlaubes auf diese Dauer nicht anzurechnen sind. Ein längerer Krankenstand im 

Sinne dieser Bestimmung liegt vor, wenn die Dienstverhinderung durch Krankheit oder Unfall 

länger als 50 Kalendertage dauert. Ein Anspruch auf Wiedereingliederungsgeld nach den 

Bestimmungen des ASVG ist gegeben. 

Vollzeitbeschäftigten Beamtinnen und Beamten im niederösterreichischen Landesdienst 

kann gem. § 25a des Niederösterreichischen Landes-Bedienstetengesetzes nach einer 

Dienstverhinderung in der Dauer von mindestens 6 Monaten die Wiederaufnahme der 

Tätigkeit nach Krankheit durch Herabsetzung des Beschäftigungsausmaßes auf die Hälfte der 

Normalleistung (Wiedereingliederungsteilzeit) gewährt werden, wenn keine wichtigen 

dienstlichen Interessen entgegenstehen. Während der Wiedereingliederungsteilzeit wird der 

Bezug auf 75 Prozent des Dienstbezuges bei Vollbeschäftigung herabgesetzt. Es besteht kein 

Anspruch auf Wiedereingliederungsgeld. Vertragsbediensteten im niederösterreichischen 

Landesdienst kann gem. § 25a des Niederösterreichischen Landes-Bedienstetengesetzes iVm. 

§ 27 Abs. 6 Landes-Vertragsbedienstetengesetz im Sinne von § 13a AVRAG die 

Wiederaufnahme ihrer Tätigkeit auf Antrag durch Herabsetzung des Beschäftigungsausmaßes 

bis auf 12 Stunden der regelmäßigen Wochendienstzeit gewährt werden, wenn keine 

wichtigen dienstlichen Interessen entgegenstehen. In diesem Fall besteht ein Anspruch auf 

Wiedereingliederungsgeld nach den Bestimmungen des ASVG. Das Inkrafttreten der 

erwähnten Regelungen, die vorerst bis zum Ablauf des Jahres 2024 befristet sind, erfolgte mit 

Kundmachung der Landesgesetzblätter LGBl. Nr. 3/2018 und LGBl. Nr. 5/2018 am 29. Jänner 

2018.  

Durch Einfügung des § 12a in das niederösterreichische Spitalsärztegesetz (der die 

sinngemäße Anwendbarkeit des § 25a Abs. 6 des Niederösterreichischen Landes-

Bedienstetengesetzes bestimmt) steht die Möglichkeit der Vereinbarung einer 

Wiedereingliederungsteilzeit und der Bezug von Wiedereingliederungsgeld nach dem ASVG 

auch für Ärztinnen und Ärzten offen, die dem niederösterreichischen Spitalsärztegesetz 

unterliegen. Die Regelung, die vorerst bis zum Ablauf des Jahres 2024 befristet ist, wurde mit 

LGBl. Nr. 9/2018 kundgemacht und trat mit 1. Jänner 2018 in Kraft.  

Land- und forstwirtschaftliche Arbeiterinnen, Arbeiter und Angestellte in Niederösterreich 

können gemäß § 10b Landarbeitsordnung 1973 nach einer mindestens sechswöchigen 

ununterbrochenen Arbeitsunfähigkeit mit der Arbeitgeberin oder dem Arbeitgeber schriftlich 
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eine Herabsetzung der wöchentlichen Normalarbeitszeit um mindestens ein Viertel und 

höchstens die Hälfte für die Dauer von mindestens einem Monat bis zu sechs Monaten 

vereinbaren, sofern das Arbeitsverhältnis mindestens drei Monate gedauert hat. Der 

Anspruch auf Wiedereingliederungsgeld nach dem ASVG ist gegeben. Die gegenständliche 

Regelung trat in Folge der Kundmachung des Landesgesetzblatts LGBl. Nr. 41/2019 am 9. Mai 

2019 in Kraft. 

Die steiermärkische Dienstrechtsnovelle 2019, LGBl. Nr. 49/2019, eröffnete die Möglichkeit 

der Ausübung der Wiedereingliederungsteilzeit für Bedienstete des Landes Steiermark. 

Gemäß § 48d des Gesetzes über das Dienst- und Besoldungsrecht der Bediensteten des 

Landes Steiermark kann mit Vertragsbediensteten nach einer mindestens sechswöchigen 

ununterbrochenen Dienstverhinderung wegen eines Unfalls oder einer Krankheit eine 

Herabsetzung der Wochendienstzeit um mindestens ein Viertel und höchstens die Hälfte 

(Wiedereingliederungsteilzeit) für die Dauer von mindestens einem Monat bis zu sechs 

Monaten – unter Bezug des Wiedereingliederungsgeldes nach dem ASVG – vereinbart 

werden, sofern das Arbeitsverhältnis ununterbrochen drei Monate gedauert hat. Die 

Wiedereingliederungsteilzeit muss spätestens einen Monat nach dem Ende der 

Dienstverhinderung angetreten werden. Sofern weiterhin die arbeitsmedizinische 

Zweckmäßigkeit der Wiedereingliederungsteilzeit gegeben ist, kann einmalig eine 

Verlängerung der Wiedereingliederungsteilzeit für die Dauer von mindestens einem Monat bis 

zu drei Monaten vereinbart werden. Während der Wiedereingliederungsteilzeit darf die 

vereinbarte Wochendienstzeit zwölf Stunden nicht unterschreiten. Mit Beamtinnen und 

Beamten kann eine Wiedereingliederungsteilzeit mit der Maßgabe vereinbart werden, dass 

die Herabsetzung der Wochendienstzeit auf die Hälfte des für eine Vollbeschäftigung 

vorgesehenen Ausmaßes erfolgt. Ein Anspruch auf Wiedereingliederungsgeld besteht nicht. 

Den Beamtinnen und Beamten gebührt der Monatsbezug in Höhe von 85 Prozent des 

Ausmaßes, der ihnen ohne die Herabsetzung der Arbeitszeit gebührt hätte. Diese Regelungen 

traten mit 1. Juli 2019 in Kraft. 

Land- und forstwirtschaftliche Arbeiterinnen, Arbeiter und Angestellte in Tirol können 

gemäß § 11a Landarbeitsordnung 2000 nach einer mindestens sechswöchigen 

ununterbrochenen Arbeitsunfähigkeit mit der Arbeitgeberin oder dem Arbeitgeber schriftlich 

eine Herabsetzung der wöchentlichen Normalarbeitszeit um mindestens ein Viertel und 

höchstens die Hälfte für die Dauer von mindestens einem Monat bis zu sechs Monaten 

vereinbaren, sofern das Arbeitsverhältnis mindestens drei Monate gedauert hat. Der 

Anspruch auf Wiedereingliederungsgeld nach dem ASVG ist gegeben. Die Novelle trat in Folge 

der Kundmachung des Landesgesetzblatts LGBl. Nr. 65/2019 am 25. Mai 2019 in Kraft. Mit 

Ablauf des Jahres 2019 sollen die Bestimmungen außer Kraft treten. 
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Vorarlberger Gemeindeangestellten kann gem. der Bestimmung des § 49a Vorarlberger 

Gemeindeangestelltengesetz 2005 idgF. im Sinne von § 13a des Arbeitsvertragsrechts-

Anpassungsgesetzes die Wiederaufnahme ihrer Tätigkeit auf Antrag durch Herabsetzung des 

Beschäftigungsausmaßes bis auf 12 Stunden der regelmäßigen Wochenarbeitszeit gewährt 

werden, wenn keine wichtigen dienstlichen Interessen entgegenstehen. Diese Regelung trat 

mit Kundmachung des Landesgesetzblatts LGBl. Nr. 7/2019 am 14. Jänner 2019 rückwirkend 

mit 1. Jänner 2019 in Kraft. Die Gemeindeangestellten haben Anspruch auf 

Wiedereingliederungsgeld nach dem ASVG. 
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3 Bereitstellung von Informationen 

Sämtlichen beteiligten Akteurinnen und Akteuren ist es ein großes Anliegen, dem 

Informationsanspruch der Öffentlichkeit zur konkreten Ausgestaltung, zum Beratungsangebot 

sowie zum Vollzug im Rahmen des Wiedereingliederungsteilzeitgesetzes gerecht zu werden. 

Aktive Öffentlichkeitsarbeit spielt in diesem Zusammenhang eine entscheidende Rolle und ist 

als wesentlicher Faktor in der wechselseitigen Kommunikation anzusehen. 

Das Sozialministerium hat es sich zur Aufgabe gemacht, für alle Interessierten ein aktuelles 

und umfangreiches Informationsangebot aus dem Sozial- und Gesundheitsbereich anzubieten. 

Dazu gehören u.a. aktuelle Informationen zu gesetzlichen Neuerungen zeitnah, ausführlich 

und verständlich zur Verfügung zu stellen. 

Im Folgenden werden einige ausgewählte Instrumente bzw. Beispiele skizziert, die sich in der 

Praxis bewährt haben. 

3.1 Broschüre Wiedereingliederungsteilzeit – Arbeitsrechtlicher und 

sozialversicherungsrechtlicher Leitfaden 

Um die breite Öffentlichkeit über die neu geschaffene Möglichkeit der Vereinbarung und 

Ausübung der Wiedereingliederungsteilzeit samt finanzieller und 

sozialversicherungsrechtlicher Absicherung der betroffenen Arbeitnehmerinnen und 

Arbeitnehmer zu informieren, wurde seitens des Sozialministeriums in Zusammenarbeit mit 

dem seinerzeit für die sozialversicherungsrechtlichen Regelungen des Anspruchs auf das 

Wiedereingliederungsgeld zuständigen Gesundheitsministerium und unter Einbindung des 

Dachverbandes und der Sozialpartner die Broschüre „Wiedereingliederungsteilzeit – 

Arbeitsrechtlicher und sozialversicherungsrechtlicher Leitfaden“ ISBN 978-3-85010-473-9 

erstellt (siehe Anhang). 

In dieser Broschüre finden potentiell betroffene Personen (insbesondere Arbeitnehmerinnen 

und Arbeitnehmer, Arbeitgeberinnen und Arbeitgeber, Arbeitsmedizinerinnen und 

Arbeitsmediziner, Betriebsratsmitglieder sowie die an wertvoller Patientenberatung 

interessierten Allgemeinmedizinerinnen und -mediziner) alle notwendigen Informationen 

über die wichtigsten Regelungen im Zusammenhang mit der Wiedereingliederungsteilzeit. 

Neben Ausführungen zu den arbeitsrechtlichen Rahmenbedingungen der 

Wiedereingliederungsteilzeit, zu den Voraussetzungen des Anspruchs auf 
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Wiedereingliederungsgeld sowie zur Absicherung in der Kranken- und Pensionsversicherung 

beinhaltet diese Publikation auch Checklisten für die geplante Ausübung der 

Wiedereingliederungsteilzeit sowie Musterformulare für den Wiedereingliederungsplan und 

die Wiedereingliederungsvereinbarung. Darüber hinaus sind Hinweise für weitere 

Informationsmöglichkeiten enthalten. 

Die Musterformulare vereinfachen es nicht nur den Arbeitsvertragsparteien, den 

erforderlichen Wiedereingliederungsplan und die Wiedereingliederungsvereinbarung zu 

erstellen, durch die in den Formularen vorformulierten Kriterien für die Beurteilung der 

medizinischen Zweckmäßigkeit wird auch der Vollzug der Bewilligung des 

Wiedereingliederungsgeldes durch die Krankenversicherungsträger wesentlich erleichtert und 

österreichweit vereinheitlicht. Obwohl die Nutzung dieser Formulare gesetzlich nicht 

vorgeschrieben ist, werden diese in der Praxis durchgehend verwendet. 

Die Broschüre zur Wiedereingliederungsteilzeit wurde im Juni 2017 als Web- und 

Druckversion veröffentlicht. In der Webversion, die auf den Homepages des 

Sozialministeriums, des damaligen Gesundheitsministeriums und fit2work veröffentlicht 

wurde, finden sich die Musterformulare zum Herunterladen - 

https://broschuerenservice.sozialministerium.at/Home/Download?publicationId=407. In der 

Druckversion sind sie der Broschüre beigeheftet. Medieninhaber und Herausgeber ist das 

Sozialministerium. Layoutierung und Druck der Publikation erfolgten durch das 

Sozialministerium. 

Die folgende Tabelle legt dar, wie viele Downloads der Broschüre Wiedereingliederungsteilzeit 

– beginnend mit 2018 – erfolgten. Die Zahlen verlaufen anfangs relativ gleichbleibend bis zum 

Inkrafttreten der Novelle, um dann anzusteigen und konstant auf diesem Niveau zu 

verbleiben. 

Tabelle 1 – Zeitreihe der Downloads 

Zeitraum* Anzahl der Downloads 

Jänner 2018 549 

Februar 2018 599 

März 2018 545 

April 2018 545 

Mai 2018 455 

https://broschuerenservice.sozialministerium.at/Home/Download?publicationId=407
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Zeitraum* Anzahl der Downloads 

Juni 2018 478 

Juli 2018 475 

August 2018 513 

September 2018 1042 

Oktober 2018 765 

November 2018 536 

Dezember 2018 341 

Jänner 2019 831 

Februar 2019 829 

März 2019 757 

April 2019 971 

Mai 2019 1127 

Juni 2019 953 

Quelle: Bundesrechenzentrum 

* Die Anzahl der Downloads für das Jahr 2017 steht nicht mehr zur Verfügung. 

Bis zum gegenwärtigen Erhebungszeitpunkt wurden hausintern 16.000 Exemplare gedruckt: 

Die Erstauflage im Juli 2017 betrug 5.000 Stück. Aufgrund der großen Nachfrage wurden im 

November und Dezember 2017 Nachdrucke von jeweils 1.500 Exemplaren erforderlich. Ab 

Kenntnis der bevorstehenden Änderungen der Rechtslage wurde die Broschüre – nachdem sie 

neuerlich vergriffen war – im Sinne der gebotenen Sparsamkeit und Zweckmäßigkeit 

zwischenzeitlich nicht mehr abgedruckt und die anfragenden Bürgerinnen und Bürger auf die 

Webversion verwiesen. Ein weiterer Druck der Broschüre (in der die mit BGBl. I Nr. 54/2018 

erfolgten Änderungen sodann eingearbeitet waren) wurde im Oktober 2018 in der Höhe von 

4.000 Exemplaren veranlasst. Schließlich erfolgte im Mai 2019 ein Nachdruck von weiteren 

4.000 Exemplaren. 

Die Verteilung der gedruckten Broschüren erfolgte durch das Broschürenservice des 

Sozialministeriums. Von der Erstauflage wurden insgesamt 3.000 Stück an die Stabsabteilung 

des Sozialministeriumservice und an die regionalen Geschäftsstellen von fit2work versandt. 

450 Stück ergingen an die Gebietskrankenkassen. Die weitere Verteilung der Broschüren 

erfolgte aufgrund von Einzelanfragen. 
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Die folgende Tabelle zeigt auf, wie viele Printversionen der Broschüre 

Wiedereingliederungszeit seit ihrem Erscheinen vom Broschürenservice des 

Sozialministeriums pro Monat versandt wurden – die Zahlen belegen eine stetige Nachfrage. 

Die Angaben ‚0‘ sind dahingehend zu interpretieren, dass die Broschüre zu diesem Zeitpunkt 

vergriffen war und ein Nachdruck angefordert wurde. 

Tabelle 2 – Zeitreihe der versendeten Exemplare 

Zeitraum Exemplare 

Juli 2017 751 

August 2017 648 

September 2017 2 

Oktober 2017 741 

November 2017 687 

Dezember 2017 915 

Jänner 2018 1155 

Februar 2018 0 

März 2018 0 

April 2018 0 

Mai 2018 0 

Juni 2018 0 

Juli 2018 0 

August 2018 0 

September 2018 0 

Oktober 2018 2653 

November 2018 1116 

Dezember 2018 389 

Jänner 2019 886 

Februar 2019 201 

März 2019 0 

April 2019 0 
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Zeitraum Exemplare 

Mai 2019 383 

Juni 2019 1225 

Quelle: Broschürendatenbank 

3.2 Informationen auf der Homepage des Sozialministeriums 

Ein Beitrag auf der Homepage des Sozialministeriums für den Bereich Arbeitsrecht bietet 

wesentliche Erstinformationen zum Thema Wiedereingliederungsteilzeit – 

https://www.sozialministerium.at/site/Arbeit_Behinderung/Arbeitsrecht/Karenz_Teilzeit/Wie

dereingliederungsteilzeit/ – und liefert damit einen unmittelbaren Einstieg und einen Einblick 

in die diversen Eckpunkte der Maßnahmen. 

Die folgende Tabelle gibt einen Überblick, wie viele Seitenaufrufe seit Einführung der 

Wiedereingliederungsteilzeit zu diesem Beitrag stattgefunden haben. Zu erkennen ist, dass 

erwartungsgemäß in der Zeit unmittelbar nach Inkrafttreten des 

Wiedereingliedereingliederungsteilzeitgesetzes bzw. zum Zeitpunkt der Novellierung im Juli 

2018 das Informationsinteresse am stärksten ausgeprägt ist. Allerdings ist auch ersichtlich, 

dass seit Februar 2019 eine massive Abnahme an Aufrufen stattgefunden hat, die seitdem 

stetig anhält. 

Tabelle 3 – Zeitreihe der Seitenaufrufe 

Zeitraum Seitenaufrufe 

Juli 2017 2398 

August 2017 1814 

September 2017 1900 

Oktober 2017 1882 

November 2017 1774 

Dezember 2017 1288 

Jänner 2018 1919 

Februar 2018 1618 

https://www.sozialministerium.at/site/Arbeit_Behinderung/Arbeitsrecht/Karenz_Teilzeit/Wiedereingliederungsteilzeit/
https://www.sozialministerium.at/site/Arbeit_Behinderung/Arbeitsrecht/Karenz_Teilzeit/Wiedereingliederungsteilzeit/


Evaluierung Wiedereingliederungsteilzeit  33 von 104 

Zeitraum Seitenaufrufe 

März 2018 1822 

April 2018 1585 

Mai 2018 1909 

Juni 2018 1612 

Juli 2018 1696 

August 2018 1378 

September 2018 1368 

Oktober 2018 1492 

November 2018 1288 

Dezember 2018 954 

Jänner 2019 1589 

Februar 2019 288 

März 2019 208 

April 2019 177 

Mai 2019 175 

Juni 2019 178 

Quelle: Webstatistik mittels etracker. 

In der nächsten Tabelle werden die Anzahl der Besucherinnen und Besucher und die 

durchschnittliche Ansichtszeit pro Seite als weitere Kategorien dargestellt. 

Tabelle 4 – Durchschnittliche Ansichtszeit pro Seite und Anzahl der Besucherinnen und 

Besucher 

Zeitraum Besucherinnen  
und Besucher 

Durchschnittliche Ansichtszeit pro 
Seite 

Juli 2017 1772 00:01:26 

August 2017 1326 00:01:24 

September 2017 1406 00:01:33 

Oktober 2017 1415 00:01:21 
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Zeitraum Besucherinnen  
und Besucher 

Durchschnittliche Ansichtszeit pro 
Seite 

November 2017 1339 00:01:29 

Dezember 2017 985 00:01:25 

Jänner 2018 1399 00:01:23 

Februar 2018 1256 00:01:12 

März 2018 1413 00:01:35 

April 2018 1275 00:01:08 

Mai 2018 1381 00:00:59 

Juni 2018 1130 00:00:56 

Juli 2018 1184 00:00:53 

August 2018 1004 00:00:50 

September 2018 1004 00:01:01 

Oktober 2018 1060 00:01:00 

November 2018 930 00:00:57 

Dezember 2018 657 00:01:07 

Jänner 2019 1152 00:00:59 

Februar 2019 220 00:00:32 

März 2019 144 00:00:37 

April 2019 129 00:01:00 

Mai 2019 126 00:01:09 

Juni 2019 108 00:01:09 

Quelle: Webstatistik mittels etracker. 

Auch hier zeigt sich, dass mit Inkrafttreten der Wiedereingliederungsteilzeit die Zahl der 

Besucherinnen und Besucher am höchsten war bzw. kurz vor der Novelle leicht anstieg, um 

dann ab Februar 2019 deutlich abzufallen. Die durchschnittliche Verweildauer zeigte im Laufe 

der Zeit bis auf die beiden Ausnahmen im Februar und März 2019 keine besonderen 

Auffälligkeiten. 

Der Beitrag auf der Homepage des Sozialministeriums bzw. die arbeits- und 

sozialversicherungsrechtliche Broschüre bieten für die Bürgerinnen und Bürger alle 

grundliegenden Informationen zur Wiedereingliederungsteilzeit. Der Inhalt der direkten 
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telefonischen und schriftlichen Kontaktaufnahmen im Vergleich dazu zeigt, dass es sich dabei 

vorrangig um Spezialfragen handelt, die im Zuge der beiden allgemein gehaltenen 

Informationsangebote nicht abgehandelt werden können. Es ist davon auszugehen, dass die 

beiden Angebote als Einstieg in die Thematik dem unmittelbaren Informationsinteresse der 

Betroffenen entsprechen. 

3.3 Mitwirkung des Sozialministeriums an 

Informationsveranstaltungen verschiedener Organisationen 

Auf Ersuchen verschiedener Organisationen, deren Klientel Zielgruppe der 

Wiedereingliederungsteilzeit ist, haben sich Vertreterinnen und Vertreter des 

Sozialministeriums als Vortragende für Informationsveranstaltungen zur Verfügung gestellt, 

um die wesentlichen arbeitsrechtlichen Eckpunkte der Wiedereingliederungsteilzeit sowie 

des Anspruchs auf Wiedereingliederungsgeld zu erörtern und auf diesbezügliche Fragen der 

Veranstaltungsteilnehmerinnen und -teilnehmer näher einzugehen. Folgende Veranstaltungen 

sind in diesem Zusammenhang hervorzuheben: 

• 18. Wiener Forum Arbeitsmedizin – Rehabilitation und Wiedereingliederung in die 

Arbeitswelt (20. und 21. April 2017). Veranstaltung der Österreichischen Gesellschaft für 

Arbeitsmedizin 

Die Informationsveranstaltung war Fragen der Erhaltung der Gesundheit und 

Beschäftigungsfähigkeit von Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern gewidmet. Im 

Rahmen dieses Forums wurde die Rehabilitation und Wiedereingliederung aus 

verschiedenen (inter)disziplinären Blickwinkeln beleuchtet und damit 

zusammenhängende spezielle Aspekte erörtert. 

• Zentrale Konferenz des Vernetzungsprojekts „Gesundheit fördert Beschäftigung“ 

(11. Mai 2017). Veranstaltung der ÖSB Consulting, gefördert aus Mitteln des 

Sozialministeriums  

Da sich in den Bundesländer-Arbeitskreisen des Vernetzungsprojekts ein hoher Grad an 

Informationsbedarf zum Thema Wiedereingliederung gezeigt hatte, war ein Teil der 

zentralen Veranstaltung ganz der Einführung der Wiedereingliederungsteilzeit 

gewidmet. 

• AK-Praxisworkshop Wiedereingliederungsteilzeit (29. Mai 2017). Veranstaltung der 

Arbeiterkammer Oberösterreich  

Im Rahmen dieses Expertinnen- und Expertentreffens wurden die 

Zugangsvoraussetzungen zur Wiedereingliederungsteilzeit, die Maßnahme im Kontext zu 

anderen Möglichkeiten und Angeboten, Arbeitsbedingungen, Prozessablauf und 
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gegebene Qualitätsstandards erörtert und damit zusammenhängende sozialpolitische 

Fragen diskutiert. 

• Health Consult Präventions-Brunch (6. Oktober 2017). Veranstaltung der HEALTH 

CONSULT Gesellschaft für Vorsorgemedizin GmbH  

Im Rahmen der Veranstaltung wurden Angebote der Health Consult zur Prävention von 

Arbeitsunfähigkeit durch gesunde Arbeitsbedingungen und ein neues Employee 

Assistance Programm vorgestellt. Die Wiedereingliederung aus der Sicht der 

Arbeitspsychologie und Arbeitsmedizin und die gesetzlich vorgesehene 

Wiedereingliederungsteilzeit als neue Chance für einen gesunden Weg zurück zur 

Leistungsfähigkeit bildeten Kernpunkte des Präventions-Brunchs. 

• AAMP-Fortbildungsveranstaltung „Wiedereingliederungsteilzeit – Rolle und Aufgabe 

der Arbeitsmedizin“ (20. Oktober 2017). Veranstaltung der Österreichischen Akademie 

für Arbeitsmedizin und Prävention  

Seitens des Sozialministeriums wurden die arbeitsrechtlichen Aspekte (insbesondere die 

Voraussetzungen für den Antritt der Wiedereingliederungsteilzeit und die 

Rahmenvorgaben für die Arbeitszeitgestaltung) erörtert und in Grundzügen über das 

Wiedereingliederungsgeld (Anspruchsvoraussetzungen und Höhe der Auszahlung) 

referiert. Des Weiteren wurden seitens des Sozialministeriums die 

Unterstützungsangebote von fit2work sowie die Beratungstätigkeit im Rahmen des Case 

Managements veranschaulicht und auch die Erfahrungen der ersten Monate erörtert. 

• ÖGA-Workshop „Erste Erfahrungen mit dem Wiedereingliederungsteilzeitgesetz“ 

(17. November 2017). Veranstaltung der Österreichischen Gesellschaft für 

Arbeitsmedizin in Zusammenarbeit mit den Wiener- und Oberösterreichischen 

Gebietskrankenkassen  

Der Workshop diente dem Austausch der in den ersten Monaten nach Inkrafttreten des 

Gesetzes gewonnenen Erfahrungen der einzelnen Stakeholder. Die Erfahrungen des 

Sozialministeriums hinsichtlich der aus Bürgerinnen- und Bürgeranfragen ersichtlichen 

Problemstellungen der Inanspruchnahme des neu geschaffenen Instruments und damit 

zusammenhängende Auslegungsfragen wurden ebenso erläutert und diskutiert wie 

Schwerpunktfragen aus der Beratungspraxis der Wirtschaftskammer und 

Arbeiterkammer. Weitere Themen für den Austausch waren die Erfahrungen der 

Gebietskrankenkassen mit dem Wiedereingliederungsplan aus chefärztlicher Sicht und 

der Bewilligung des Wiedereingliederungsgeldes.  

• ÖBB Workshop „Reflexion und Austausch Wiedereingliederungsteilzeit“ (3. September 

2018). Veranstaltung der ÖBB-Business Competence Center GmbH  

Der Workshop diente dem Erfahrungsaustausch hinsichtlich des Abwicklungsprozesses 

der Wiedereingliederungsteilzeit. Eingeladen waren Vertreterinnen und Vertreter der 

Österreichischen Bundesbahnen (ÖBB), der Versicherungsanstalt für Eisenbahnen und 

Bergbau (VAEB) und der Arbeitsmedizin. Zweck der Veranstaltung war die Vertiefung der 
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Informationen zum Prozess, die aus der Reflexion gewonnenen Erkenntnisse als 

Grundlage für die Bearbeitung sichtbar gewordener Schnittstellenprobleme und die 

Vornahme notwendiger Anpassungen. 

3.4 Publikationen der Krankenversicherungsträger 

Die Krankenversicherungsträger haben keine eigenen umfassenden Folder und Broschüren zur 

Wiedereingliederungsteilzeit veröffentlicht. Stattdessen wird auf den arbeits- und 

sozialversicherungsrechtlichen Leitfaden des Sozialministeriums verwiesen. Publikationen zur 

Wiedereingliederungsteilzeit sind in Informationszeitschriften für Dienstgeberinnen und 

Dienstgeber erfolgt: NÖDIS (Dienstgeberportal der Niederösterreichischen 

Gebietskrankenkasse), Wiener Magazin „DGservice“ (Informationsmedium der 

Krankenversicherungsträger für Dienstgeberinnen und Dienstgeber sowie 

Lohnverrechnerinnen und Lohnverrechner). 

3.5 Informationen auf den Homepages der 

Krankenversicherungsträger 

Die Homepages enthalten grundlegende Informationen zur Wiedereingliederungsteilzeit und 

zum Wiedereingliederungsgeld. Verlinkt sind zudem der arbeits- und 

sozialversicherungsrechtliche Leitfaden des Sozialministeriums, die Mustervereinbarung zur 

Wiedereingliederungsteilzeit und der Muster-Wiedereingliederungsplan. 

Am Dienstgeberportal der Niederösterreichischen Gebietskrankenkasse („NÖDIS“) ist ein 

eigens erstellter Clip2 zur Wiedereingliederungsteilzeit abrufbar. 

3.6 Weitere Informationsangebote der Krankenversicherungsträger 

Je nach regionaler Gegebenheit haben die Krankenversicherungsträger eigene 

Informationsveranstaltungen abgehalten oder in Kooperation mit Interessenvertretungen 

oder fit2work über die Wiedereigliederungsteilzeit informiert. Zusätzlich wurde mit 

                                                        
2 https://www.noedis.at/cdscontent/?contentid=10007.777754&portal=dgnoegkkportal&viewmode=content  

https://www.noedis.at/cdscontent/?contentid=10007.777754&portal=dgnoegkkportal&viewmode=content
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Versicherten im Zuge des Early-Intervention-Beratungsgesprächs oder im Zuge des 

Arbeitsunfähigkeits-Managements die Möglichkeit der Wiedereingliederungsteilzeit erörtert. 

Gut angenommen wurde, dass die beteiligten Stellen hinsichtlich des Informationsangebots 

vernetzt agiert haben, somit konnte weitgehend vermieden werden, dass interessierte 

Personen je nach Institution unterschiedliche Informationen erhalten. 

3.7 Informationsangebote von fit2work 

Das Einladungsschreiben zu fit2work, welches ASVG-Versicherte nach mindestens 40-tägigem 

Krankenstand innerhalb eines Jahres erhalten, wurde um Informationen zur 

Wiedereingliederungsteilzeit-Beratung ergänzt. 

Auf der fit2work Website sind ein eigener Bereich zur Wiedereingliederungsteilzeit3 sowie die 

Muster für den Wiedereingliederungsplan und die -vereinbarung zu finden. 

Die fit2work-Umsetzer nutzten in der Beratung den arbeits- und 

sozialversicherungsrechtlichen Leitfaden des Sozialministeriums zur 

Wiedereingliederungsteilzeit. Bei Informationsveranstaltungen und Vernetzungsaktivitäten 

wurde in den letzten beiden Jahren verstärkt über die Wiedereingliederungsteilzeit und die 

diesbezügliche Beratung bei fit2work berichtet. 

Informationen und Fallbeispiele zur Wiedereingliederungsteilzeit wurden auch in die fit2work 

Jahresberichte aufgenommen. 

3.8 Informationsangebote der Interessenvertretungen 

Kammer für Arbeiter und Angestellte (AK) 

Folgende Broschüren zum Thema Wiedereingliederungsteilzeit wurden veröffentlicht: 

• Die AK Oberösterreich legte eine Broschüre mit dem Titel: „Sanfter Einstieg nach langem 

Krankenstand durch Wiedereingliederungsteilzeit – Informationen und 

Handlungsmöglichkeiten für Betriebsräte“ auf (siehe Anhang). 

                                                        
3 https://fit2work.at/artikel/wiedereingliederungsteilzeitgesetz-wietz 

 

https://fit2work.at/artikel/wiedereingliederungsteilzeitgesetz-wietz
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• Die AK Salzburg thematisierte die Wiedereingliederungsteilzeit in den Broschüren 

„Wiedereingliederungsteilzeit – sanfter Einstieg nach langem Krankenstand“ und „Was 

tun bei schwerer Krankheit? Ein Wegweiser für Betroffene“ (siehe Anhang). 

Neben der Bereitstellung von Informationen auf der Homepage 

https://www.arbeiterkammer.at/wiedereingliederungsteilzeit gab es seitens der einzelnen 

Geschäftsstellen verschiedene Informationsveranstaltungen zum Thema 

Wiedereingliederungsteilzeit. Folgende Veranstaltungen und Vorträge sind hervorzuheben: 

• Inhouse-Seminar für die Referentinnen und Referenten der AK Salzburg zum Thema 

„Wiedereingliederungsteilzeit“, 26. Juni 2017 (Vortragende: Dr. Birgit Schrattbauer, 

Universität Salzburg; Mag. Roland Spreitzer, AK Oberösterreich) 

• Vortrag für Betriebsräte zum Thema „Wiedereingliederungsteilzeit, Altersteilzeit, 

Rehabilitationsgeld“, 7. November 2018 (Vortragender: Mag. Christian Winter, AK 

Salzburg) 

• Vortrag für das Führungspersonal des Krankenhauses der Barmherzigen Brüder Salzburg 

zum Thema „Wiedereingliederungsteilzeit, Altersteilzeit, Elternteilzeit“, 6. September 

2018 (Vortragender: Mag. Christian Winter, AK Salzburg) 

• Diverse Schulungen der AK Wien 

• Vorträge der AK Burgenland im Rahmen der Weiterbildung für Betriebsräte sowie bei 

Frauenberatungsstellen im Kontext mit anderen Themen an verschiedenen Standorten 

• Informationsveranstaltungen der AK Vorarlberg für Betriebsräte, Personalistinnen und 

Personalisten und Betriebsangehörige. 

Gewerkschaft der Privatangestellten, Druck, Journalismus, Papier (GPA-djp) 

Ins Bildungsangebot für Betriebsratsmitglieder wurde ein Seminar „Wiedereingliedern statt 

ausmustern!“ aufgenommen, in dem auf Workshopbasis einerseits die gesetzlichen 

Grundlagen vermittelt werden, anderseits aber auch ein Austausch zwischen Betriebsrätinnen 

und Betriebsräten erfolgt, wie eine optimale Beratung und Begleitung im Betrieb erfolgen 

kann.  

Wirtschaftskammer Österreich 

Die Wirtschaftskammer Österreich hat eine eigene Broschüre „Wiedereingliederungsteilzeit – 

Schrittweise Rückkehr nach langem Krankenstand“ für alle Interessierten erstellt (siehe 

Anhang). Darüber hinaus haben einige Landeskammern diverse Informationsmaterialien 

erstellt. 

https://www.arbeiterkammer.at/wiedereingliederungsteilzeit
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Nach dem Inkrafttreten 2017 wurden Informationsveranstaltungen – einige in Kooperation 

mit den Gebietskrankenkassen und Arbeitsmedizinerinnen bzw. Arbeitsmedizinern – 

abgehalten. 
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4 Statistische Daten 

4.1 Statistische Daten der Krankenversicherungsträger 

Aufgrund des gesetzlichen Auftrags in § 13a Absatz 9 AVRAG, die Regelungen über die 

Wiedereingliederungsteilzeit nach Ablauf von zwei Jahren nach Inkrafttreten zu evaluieren, 

wurde bereits anlässlich der Umsetzungsplanung eine Arbeitsgruppe „Evaluierung“ unter der 

Leitung der Oberösterreichischen Gebietskrankenkasse (OÖGKK) vorgesehen (siehe Kapitel 

2.3).  

In Zusammenarbeit mit allen beteiligten Organisationen wurde festgelegt, als Basis für die 

gegenständliche Evaluierung mit Ablauf des ersten Jahres eine Zwischenbilanz zu erarbeiten. 

Die nachfolgenden Ausführungen beziehen sich größtenteils auf die österreichweiten Daten, 

die Detailauswertungen der einzelnen Krankenversicherungsträger können dem Anhang 

entnommen werden. 

Auswertung Wiedereingliederungsgeld im ersten Jahr nach Inkrafttreten des 

Wiedereingliederungsteilzeitgesetzes 

Im Beobachtungszeitraum 1. Juli 2017 bis 30. Juni 2018 wurden österreichweit 3.010 Anträge 

auf Wiedereingliederungsgeld gestellt, davon wurden 2.891 Fälle (96 Prozent) positiv erledigt. 

119 Fälle (4 Prozent) mussten abgelehnt werden, davon 34 Fälle, bei denen die medizinische 

Zweckmäßigkeit nicht gegeben war. 
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Tabelle 5 – Wiedereingliederungsteilzeit-Anträge je Krankenversicherungsträger 7/2017-

6/2018 

Krankenversicherungsträger Kurzbezeichnung Anzahl der Anträge 

Gebietskrankenkasse Wien WGKK 590 

Gebietskrankenkasse Niederösterreich NÖGKK 378 

Gebietskrankenkasse Burgenland BGKK 48 

Gebietskrankenkasse Oberösterreich OÖGKK 709 

Gebietskrankenkasse Steiermark STGKK 385 

Gebietskrankenkasse Kärnten KGKK 152 

Gebietskrankenkasse Salzburg SGKK 216 

Gebietskrankenkasse Tirol TGKK 253 

Gebietskrankenkasse Vorarlberg VGKK 166 

Betriebskrankenkasse Wiener Verkehrsbetriebe BKK-WVB 3 

Betriebskrankenkasse Mondi BKK Mondi 0 

Betriebskrankenkasse voestalpine Bahnsysteme BKK-VABS 5 

Betriebskrankenkasse Zeltweg BKK-ZW 0 

Betriebskrankenkasse Kapfenberg BKK-KA 4 

Versicherungsanstalt für Eisenbahnen und Bergbau VAEB 53 

Versicherungsanstalt öffentlich Bediensteter BVA 48 

Quelle: Dachverband der Sozialversicherungsträger; Auswertungen der Krankenversicherungsträger 
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Abbildung 1 – Wiedereingliederungsteilzeit-Anträge je Krankenversicherungsträger 7/2017-

6/2018 

 

Quelle: Dachverband der Sozialversicherungsträger; Auswertungen der Krankenversicherungsträger 

Von den 3.010 Personen, von denen bis zum 30. Juni 2018 eine Wiedereingliederungsteilzeit 

beantragt wurde, waren 54 Prozent weiblich und 46 Prozent männlich. 78 Prozent der 

Personen waren Angestellte und 22 Prozent der Personen waren Arbeiterinnen oder 

Arbeiter. 

Die meisten Anträge waren mit 1.332 Fällen der Altersgruppe von 45 bis 54 Jahren 

zuzuordnen. 724 Anträge entfielen auf die Altersgruppe von 35 bis 44 Jahren, 493 auf die 

Altersgruppe 55 Jahre und älter, 402 auf die Altersgruppe von 25 bis 34 Jahren und 59 

Personen waren zum Zeitpunkt der Antragstellung unter 25 Jahre alt.  

Der Wiedereingliederungsplan wurde bei 35 Prozent unter Mitwirkung von fit2work erstellt. 

Bei 65 Prozent erfolgte die Erstellung durch die Arbeitsmedizinerin bzw. den Arbeitsmediziner 

des Betriebs oder durch das Arbeitsmedizinische Zentrum. 

Die Dauer der einem Antrag auf Wiedereingliederungsgeld vorangehenden 

Arbeitsunfähigkeit infolge Krankheit betrug in 14 Fällen unter 42 Tage (diese wurden 

abgelehnt, da die Mindestdauer nicht erfüllt war), in 1.717 Fällen zwischen 42 und 180 Tagen, 

in 1.030 Fällen zwischen 181 und 365 Tagen sowie in 249 Fällen über 365 Tage. 
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Betrachtet wurden auch die Hauptdiagnosen der für die Wiedereingliederungsteilzeit 

ursächlichen Arbeitsunfähigkeit. Rund ein Drittel aller Anträge auf 

Wiedereingliederungsteilzeit wurden nach einer Arbeitsunfähigkeit aufgrund einer 

psychischen Erkrankung eingebracht.  

Tabelle 6 – Häufigste Ursachen der Arbeitsunfähigkeit (7/2017-6/2018) 

Diagnosen Personen Anteil (alle Anträge) 

Psychische Erkrankungen 1.064 35,3 Prozent 

Neubildungen (Krebserkrankungen) 460 15,3 Prozent 

Muskel-Skelett-System 446 14,8 Prozent 

Verletzungen 294 9,8 Prozent 

Kreislaufsystem 256 8,5 Prozent 

Quelle: Dachverband der Sozialversicherungsträger; Auswertungen der Krankenversicherungsträger 

Erfasst wurden auch die Betriebsgröße und die Wirtschaftsklassen der Unternehmen, deren 

Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer Wiedereingliederungsteilzeit beantragt haben. 

Tabelle 7 – Betriebsgrößen (7/2017-6/2018) 

Betriebsgröße Personen Anteil (alle Anträge) 

bis 9 Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer 235 8 Prozent 

10 bis 49 Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer 588 20 Prozent 

50 bis 249 Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer 700 23 Prozent 

ab 250 Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer 1.486 49 Prozent 

Kein Arbeitsverhältnis (Ablehnung) 1 0 Prozent 

Quelle: Dachverband der Sozialversicherungsträger; Auswertungen der Krankenversicherungsträger 
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Tabelle 8 – Häufigste Wirtschaftsklassen der Betriebe (7/2017-6/2018) 

Wirtschaftsklassen Personen Anteil (alle Anträge) 

Herstellung von Waren 775 26 Prozent 

Gesundheits- und Sozialwesen 513 17 Prozent 

Handel 391 13 Prozent 

Öffentliche Verwaltung, Verteidigung, 
Sozialversicherung 

188 6 Prozent 

Erbringung von Finanz- und 
Versicherungsdienstleistungen 

173 6 Prozent 

Quelle: Dachverband der Sozialversicherungsträger; Auswertungen der Krankenversicherungsträger 

Bei 1.405 Personen war die Wiedereingliederungsteilzeit zum Auswertungszeitpunkt 30. Juni 

2018 bereits beendet. Der Beendigungsgrund war bei 1.312 Fällen der Ablauf der 

vereinbarten Wiedereingliederungsteilzeit, 44 Personen kehrten freiwillig vorzeitig zur 

Normalarbeitszeit zurück, 20 Arbeitsverhältnisse wurden beendet. Weitere 

Beendigungsgründe verteilten sich in Summe auf 29 Fälle. 

Die nachfolgenden Werte wurden somit entweder aus allen bewilligten Anträgen (1) oder nur 

aus den zum 30. Juni 2018 bereits abgeschlossenen Fällen (2) ermittelt. Sofern (Gesamt-) 

Durchschnittswerte ermittelt wurden, erfolgte dies aus den Durchschnitten der einzelnen 

Trägerergebnisse. 

Tabelle 9 – Charakteristische Querschnittswerte 

Durchschnittlich beantragte Wiedereingliederungsteilzeit in Tagen (1) 148 

Dauer des Arbeitsverhältnisses vor der Wiedereingliederung in Jahren (1) 12,38 

Durchschnittlich reduzierte Arbeitszeit in Prozent (2) 40,62 

Durchschnittliche Höhe tägliches Wiedereingliederungsgeld in Euro (2) 32,10 

Anzahl der Fälle mit mindestens einem Verlängerungsantrag 489 

Quelle: Dachverband der Sozialversicherungsträger; Auswertungen der Krankenversicherungsträger 
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Auswertung Wiedereingliederungsgeld im zweiten Jahr nach Inkrafttreten des 

Wiedereingliederungsteilzeitgesetzes 

Im Beobachtungszeitraum 1. Juli 2018 bis 30. Juni 2019 wurden österreichweit 4.321 Anträge 

auf Wiedereingliederungsgeld gestellt, davon wurden 4.074 Fälle (98 Prozent) positiv erledigt. 

98 Fälle (2 Prozent) mussten abgelehnt werden, davon 51 Fälle, bei denen die medizinische 

Zweckmäßigkeit nicht gegeben war. 

Tabelle 10 – Anträge, Bewilligungen, Ablehnungen (Österreich gesamt) 

 7/2017-6/2018 7/2018-6/2019 Stand 30.6.2019 

Anzahl der Anträge 3.010 4.321 7.331 

Bewilligungen 2.891 4.074 6.965 

Ablehnungen 119 98 217 

in Bearbeitung  149 149 

Bewilligungsquote 96 Prozent 98 Prozent 97 Prozent 

Quelle: Dachverband der Sozialversicherungsträger; Auswertungen der Krankenversicherungsträger 

Es zeigt sich, dass die Wiedereingliederungsteilzeit zunehmend gut angenommen wird. 

Gegenüber den Anträgen des ersten Jahres gab es eine weitere Steigerung um 44 Prozent. Die 

außergewöhnlich hohe Steigerung in Höhe von 246 Prozent bei Versicherten der 

Versicherungsanstalt öffentlich Bediensteter (siehe Tabelle 11) ist wohl darauf zurück zu 

führen, dass durch die Dienstrechts-Novelle 2018, BGBl. I Nr. 60/2018 seit 1. August 2018 

auch Vertragsbedienstete des Bundes sowie vertragliche Bundes- und Landeslehrpersonen 

eine Wiedereingliederungsteilzeit in Anspruch nehmen können. 
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Tabelle 11 – Wiedereingliederungsteilzeit-Anträge je Krankenversicherungsträger 7/2018-

6/2019 

Krankenversicherungsträger Anzahl der Anträge Veränderung 
gegenüber dem 

Vorjahr 

Gebietskrankenkasse Wien 870 + 47 Prozent 

Gebietskrankenkasse Niederösterreich 578 + 53 Prozent 

Gebietskrankenkasse Burgenland 82 + 71 Prozent 

Gebietskrankenkasse Oberösterreich 938 + 32 Prozent 

Gebietskrankenkasse Steiermark 509 + 32 Prozent 

Gebietskrankenkasse Kärnten 182 + 20 Prozent 

Gebietskrankenkasse Salzburg 279 + 29 Prozent 

Gebietskrankenkasse Tirol 390 + 54 Prozent 

Gebietskrankenkasse Vorarlberg 236 + 42 Prozent 

Betriebskrankenkasse Wiener Verkehrsbetriebe 2 - 33 Prozent 

Betriebskrankenkasse Mondi 0 +/- 0 Prozent 

Betriebskrankenkasse voestalpine Bahnsysteme 1 - 80 Prozent 

Betriebskrankenkasse Zeltweg 1 bisher kein Fall 

Betriebskrankenkasse Kapfenberg 5 + 25 Prozent 

Versicherungsanstalt für Eisenbahnen und Bergbau 82 + 55 Prozent 

Versicherungsanstalt öffentlich Bediensteter 166 + 246 Prozent 

Quelle: Dachverband der Sozialversicherungsträger; Auswertungen der Krankenversicherungsträger 
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Abbildung 2 – Wiedereingliederungsteilzeit-Anträge je Krankenversicherungsträger 7/2018-

6/2019 

 

Quelle: Dachverband der Sozialversicherungsträger; Auswertungen der Krankenversicherungsträger 

Von den 4.321 Personen, von denen vom 1. Juli 2018 bis zum 30. Juni 2019 eine 

Wiedereingliederungsteilzeit beantragt wurde, waren 55 Prozent weiblich und 45 Prozent 

männlich. 75 Prozent der Personen waren Angestellte und 25 Prozent der Personen waren 

Arbeiterinnen oder Arbeiter. 

Die meisten Anträge waren mit 1.951 Fällen der Altersgruppe von 45 bis 54 Jahren 

zuzuordnen. 978 Anträge entfielen auf die Altersgruppe von 35 bis 44 Jahren, 720 auf die 

Altersgruppe 55 Jahre und älter, 578 auf die Altersgruppe von 25 bis 34 Jahren und 94 

Personen waren zum Zeitpunkt der Antragstellung unter 25 Jahre alt.  

Der Wiedereingliederungsplan wurde bei 33 Prozent unter Mitwirkung von fit2work erstellt. 

Bei 67 Prozent erfolgte die Erstellung durch die Arbeitsmedizinerin bzw. den Arbeitsmediziner 

des Betriebs oder durch das Arbeitsmedizinische Zentrum. 

Die Dauer der einem Antrag auf Wiedereingliederungsgeld vorangehenden 

Arbeitsunfähigkeit infolge Krankheit betrug in 12 Fällen unter 42 Tage (diese wurden 

abgelehnt, da die Mindestdauer nicht erfüllt war), in 2.619 Fällen zwischen 42 und 180 Tagen, 

in 1.401 Fällen zwischen 181 und 365 Tagen sowie in 289 Fällen über 365 Tage.  
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Betrachtet wurden auch die Hauptdiagnosen der für die Wiedereingliederungsteilzeit 

ursächlichen Arbeitsunfähigkeit. Rund 30 Prozent aller Anträge auf 

Wiedereingliederungsteilzeit wurden nach einer Arbeitsunfähigkeit aufgrund einer 

psychischen Erkrankung eingebracht. Im Vergleich zum ersten Jahr der 

Wiedereingliederungsteilzeit hat sich insofern eine Änderung ergeben, dass nunmehr die 

Krankheiten des Muskel-Skelett-Systems die zweithäufigste Ursache für die 

Arbeitsunfähigkeit waren. Im Vorjahr war diese Diagnosegruppe noch knapp hinter den 

Neubildungen an dritter Stelle gelegen. 

Tabelle 12 – Häufigste Ursachen der Arbeitsunfähigkeit (7/2018-6/2019) 

Diagnosen Personen Anteil (alle Anträge) 

Psychische Erkrankungen 1.304 30,2 Prozent 

Muskel-Skelett-System 650 15,0 Prozent 

Neubildungen (Krebserkrankungen) 549 12,7 Prozent 

Verletzungen 421 9,7 Prozent 

Kreislaufsystem 408 9,4 Prozent 

Quelle: Dachverband der Sozialversicherungsträger; Auswertungen der Krankenversicherungsträger 

Erfasst wurden auch die Betriebsgröße und die Wirtschaftsklassen der Unternehmen, deren 

Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer Wiedereingliederungsteilzeit beantragt haben. 

Tabelle 13 – Betriebsgrößen (7/2018-6/2019) 

Betriebsgröße Personen Anteil (alle Anträge) 

bis 9 Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer 161 4 Prozent 

10 bis 49 Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer 543 13 Prozent 

50 bis 249 Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer 871 20 Prozent 

ab 250 Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer 2.746 63 Prozent 

Quelle: Dachverband der Sozialversicherungsträger; Auswertungen der Krankenversicherungsträger 
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Tabelle 14 – Häufigste Wirtschaftsklassen der Betriebe (7/2018-6/2019) 

Wirtschaftsklassen Personen Anteil (alle Anträge) 

Herstellung von Waren 1.017 24 Prozent 

Gesundheits- und Sozialwesen 646 15 Prozent 

Handel 547 13 Prozent 

Öffentliche Verwaltung, 
Verteidigung, Sozialversicherung 

339 8 Prozent 

Erbringung von freiberuflichen, 
wissenschaftlichen und technischen 
Dienstleistungen 

211 5 Prozent 

Quelle: Dachverband der Sozialversicherungsträger; Auswertungen der Krankenversicherungsträger 

Bei 1.891 Personen war die im Zeitraum von 1. Juli 2018 bis 30. Juni 2019 angetretene 

Wiedereingliederungsteilzeit zum Auswertungszeitpunkt 30. Juni 2019 bereits beendet. Der 

Beendigungsgrund war bei 1.736 Fällen der Ablauf der vereinbarten 

Wiedereingliederungsteilzeit, 77 Personen kehrten freiwillig vorzeitig zur Normalarbeitszeit 

zurück, 44 Arbeitsverhältnisse wurden beendet. Weitere Beendigungsgründe verteilten sich in 

Summe auf 34 Fälle. 

Mit der Novelle BGBl. I Nr. 54/2018 wurde durch Änderung des Arbeitsvertragsrechts-

Anpassungsgesetzes klargestellt, dass die Wiedereingliederungsteilzeit nicht nur im 

unmittelbaren Anschluss an die Arbeitsunfähigkeit, sondern auch zu einem späteren 

Zeitpunkt bis zum Ende eines Monates nach der zumindest sechswöchigen 

Arbeitsunfähigkeit angetreten werden kann. Diese Möglichkeit wurde bisher von 1.029 

Personen – dies entspricht 24 Prozent der Anträge des zweiten Berichtsjahres – in Anspruch 

genommen. 654 dieser Personen befanden sich zum 30. Juni 2019 noch laufend in 

Wiedereingliederungsteilzeit. 

Die nachfolgenden Werte aus dem Beobachtungszeitraum 1. Juli 2018 bis 30. Juni 2019 

wurden entweder aus allen bewilligten Anträgen (1) oder nur aus den zum 30. Juni 2019 

bereits abgeschlossenen Fällen (2) ermittelt. Sofern (Gesamt-) Durchschnittswerte ermittelt 

wurden, erfolgte dies aus den Durchschnitten der einzelnen Trägerergebnisse. 
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Tabelle 15 – Charakteristische Querschnittswerte 

Durchschnittlich beantragte Wiedereingliederungsteilzeit in Tagen (1) 165 

Dauer des Arbeitsverhältnisses vor der Wiedereingliederung in Jahren (1) 13,29 

Durchschnittlich reduzierte Arbeitszeit in Prozent (2) 42,12 

Durchschnittliche Höhe tägliches Wiedereingliederungsgeld in Euro (2) 30,13 

Anzahl der Fälle mit mindestens einem Verlängerungsantrag 907 

Quelle: Dachverband der Sozialversicherungsträger; Auswertungen der Krankenversicherungsträger 

Verbleib-Monitoring 

Seitens des Dachverbandes wurde aus der Versicherungsdatei ausgewertet, ob Personen nach 

dem Ende der Wiedereingliederungsteilzeit weiterhin erwerbstätig sind, Pension oder 

Rehabilitationsgeld beziehen oder aus sonstigen Gründen nicht mehr am Erwerbsleben 

teilnehmen. Die Auswertung erfolgte im Monat nach Ende der Wiedereingliederungsteilzeit 

sowie drei und sechs Monate nach der Beendigung. 

Prüfzeitpunkt ist der Evaluierungszeitpunkt am 1. Juli 2019. Die Anzahl der Personen, deren 

Wiedereingliederungsteilzeit zum fixen Prüfzeitpunkt bereits drei oder sechs Monate her ist, 

nimmt aufgrund des fixen Prüfzeitpunkts ab. Konkret bedeutet dies, dass in der Auswertung 

drei Monate nach der Wiedereingliederung nur jene Fälle enthalten sind, wo die 

Wiedereingliederung vor 1. April 2019 geendet hat und in der Auswertung sechs Monate nach 

der Wiedereingliederung nur jene Fälle enthalten sind, wo die Wiedereingliederung vor 

1. Jänner 2019 geendet hat. 

Tabelle 16 – Verbleib-Monitoring GESAMT nach 1/3/6 Monaten 

Status nach Beendigung der Wiedereingliederungsteilzeit 
Anzahl der Fälle (alle Krankenversicherungsträger) 

 Personen erwerbstätig 
Pension oder 

Rehabilitations-
geld 

Sonstige 

ein Monat  
nach der 

Wiedereingliederung 
4.588 

4.350 
(94,8 Prozent) 

38 
(0,8 Prozent) 

200 
(4,4 Prozent) 
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Status nach Beendigung der Wiedereingliederungsteilzeit 
Anzahl der Fälle (alle Krankenversicherungsträger) 

drei Monate 
 nach der 

Wiedereingliederung 
4.261 

3.948 
(92,6 Prozent) 

67 
(1,6 Prozent) 

246 
(5,8 Prozent) 

sechs Monate 
 nach der 

Wiedereingliederung 
3.389 

3.040 
(89,7 Prozent) 

79 
(2,3 Prozent) 

270 
(8 Prozent) 

Quelle: Dachverband der Sozialversicherungsträger; Auswertung aus der Versicherungsdatei 

Der Prozentsatz jener Personen, die nach Ende der Wiedereingliederungsteilzeit weiterhin 

erwerbstätig sind, sinkt zwar kontinuierlich, es zeigt sich aber, dass auch nach sechs Monaten 

noch rund 90 Prozent der (ehemaligen) Bezieherinnen und Bezieher von 

Wiedereingliederungsgeld im Erwerbsleben stehen. Die weitere Entwicklung wird jedoch zu 

beobachten sein. 

In den folgenden Tabellen werden die Trägerergebnisse im Detail dargestellt. 

Tabelle 17 – Verbleib-Monitoring je Träger ein Monat nach Wiedereingliederungsteilzeit-Ende 

Status ein Monat nach Beendigung der Wiedereingliederungsteilzeit 
Anzahl der Fälle 

 
Personen erwerbstätig 

Pension oder 
Rehabilitations-

geld 
Sonstige 

WGKK 864 817  9 38 

NÖGKK 568 538 5 25 

BGKK 82 79 - 3 

OÖGKK 1.040 992 3 45 

STGKK 557 522 7 28 

KGKK 239 225 1 13 

SGKK 338 325 - 13 

TGKK 420 402 5 13 

VGKK 270 248 6 16 
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Status ein Monat nach Beendigung der Wiedereingliederungsteilzeit 
Anzahl der Fälle 

BKK gesamt 13 13 - - 

VAEB  81 79 1 1 

BVA 116 110 1 5 

Quelle: Dachverband der Sozialversicherungsträger; Auswertung aus der Versicherungsdatei 

Tabelle 18 – Verbleib-Monitoring je Träger drei Monate nach Wiedereingliederungsteilzeit-

Ende 

Status drei Monate nach Beendigung der Wiedereingliederungsteilzeit 
Anzahl der Fälle 

 
Personen erwerbstätig 

Pension oder 
Rehabilitations-

geld 
Sonstige 

WGKK 790 728 13 49 

NÖGKK 530 485 7 38 

BGKK 77 72 - 5 

OÖGKK 965 902 9 54 

STGKK 520 478 9 33 

KGKK 220 209 3 8 

SGKK 317 296 4 17 

TGKK 396 370 11 15 

VGKK 247 219 9 19 

BKK gesamt 13 11 - 2 

VAEB  81 78 1 2 

BVA 105 100 1 4 

Quelle: Dachverband der Sozialversicherungsträger; Auswertung aus der Versicherungsdatei 
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Tabelle 19 – Verbleib-Monitoring je Träger sechs Monate nach Wiedereingliederungsteilzeit-

Ende 

Status sechs Monate nach Beendigung der Wiedereingliederungsteilzeit 
Anzahl der Fälle 

 
Personen erwerbstätig 

Pension oder 
Rehabilitations-

geld 
Sonstige 

WGKK 622 558 10 54 

NÖGKK 419 374 8 37 

BGKK 56 51 - 5 

OÖGKK 788 719 14 55 

STGKK 431 381 10 40 

KGKK 178 161 5 12 

SGKK 258 238 5 15 

TGKK 297 263 12 22 

VGKK 194 162 12 20 

BKK gesamt 10 10 - - 

VAEB  70 66 2 2 

BVA 66 57 1 8 

Quelle: Dachverband der Sozialversicherungsträger; Auswertung aus der Versicherungsdatei 

Kosten und Einsparungen 

Ziel der Einführung der Wiedereingliederungsteilzeit war, einen längeren Verbleib von 

Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern im Erwerbsleben zu sichern und krankheitsbedingte 

Pensionierungen hintanzuhalten. Die Wiedereingliederung soll Personen in einem aufrechten 

Arbeitsverhältnis erreichen und setzt zeitlich früher an, als beispielsweise das im Jahr 2014 

eingeführte Rehabilitationsgeld. Demzufolge kann nach zwei Jahren noch nicht ausreichend 

belegt werden, inwieweit tatsächlich ein langfristiger Erhalt der Erwerbsfähigkeit und ein 

Verbleiben im Arbeitsleben erreicht werden konnte, und es daher zu Einsparungen durch das 

Ausbleiben neuerlicher Krankenstände und Eindämmung der Anträge auf Invaliditäts- oder 

Berufsunfähigkeitspensionen kommt. 
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4.2 Statistische Daten von fit2work 

Von 1. Juli 2017 bis 30. Juni 2019 wurden bei fit2work 4.992 Wiedereingliederungsteilzeit-

Fälle registriert.4 Dazu wurden 8.949 Beratungen durchgeführt (also durchschnittlich knapp 

zwei Termine pro Fall). In zwei Drittel der Fälle (68 Prozent) waren ein oder zwei 

Beratungstermine ausreichend. Der Großteil der Ratsuchenden (69 Prozent) nahm auch die 

Möglichkeit der arbeitsmedizinischen Einschätzung im Rahmen des Basischecks bei fit2work 

wahr. 

Im ersten Jahr wurde die Wiedereingliederungsteilzeit-Beratung in 2.093 Fällen und im 

zweiten Jahr in 2.899 Fällen in Anspruch genommen. Das entspricht einer Steigerung von 

+38,5 Prozent im Jahresvergleich. Die Zahl der Beratungstermine stieg sogar um +45,9 

Prozent (von 3.640 auf 5.309 Termine)5. 

Die Unterstützung von fit2work wurde stärker von Frauen in Anspruch genommen: Etwa 

sechs von zehn der zur Wiedereingliederungsteilzeit Beratenen waren weiblich (59,4 Prozent) 

und vier von zehn (40,6 Prozent) männlich. 

Abbildung 3 – Aufteilung der bei fit2work zur Wiedereingliederungsteilzeit Beratenen nach 

Geschlecht 

 

Quelle: fit2work Monitoringdatenbank (Auswertung vom 4.9.2019) 

                                                        
4 Insgesamt (also ohne Einschränkung des Beobachtungszeitraums) wurden in der fit2work-Monitoringdatenbank 

5.090 Wiedereingliederungsteilzeit-Fälle registriert. D.h. 98 Personen wurden bereits vor Inkrafttreten des 

Wiedereingliederungsteilzeitgesetzes am 1. Juli 2017 bei fit2work beraten. 
5 Eine weitere Aufgliederung zwischen den beiden Jahren scheint für die Beratungsstatistik nicht sinnvoll, da aus 

den Daten keine relevanten Unterschiede bzw. aussagekräftigen Erkenntnisse ersichtlich sind. 
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Beinahe die Hälfte der Ratsuchenden war zwischen 45 und 54 Jahre alt, etwa ein Viertel 

stellten 35- bis 44-Jährige und rund ein Fünftel gehörte der Altersgruppe 55+ an.6 

Abbildung 4 – Altersverteilung der zur Wiedereingliederungsteilzeit Beratenen bei fit2work 

 

 

Quelle: fit2work Monitoringdatenbank (Auswertung vom 4.9.2019) 

Auffällig ist das hohe Ausbildungsniveau der zur Wiedereingliederungsteilzeit Beratenen: 

Rund 18 Prozent haben ein abgeschlossenes Universitäts- oder FH-Studium und 24 Prozent 

Matura (AHS/BHS/Kolleg/Meisterprüfung). 52 Prozent haben eine Lehre oder mittlere Schule 

absolviert und nur 7 Prozent Pflichtschulabschluss oder eine ungeklärte Ausbildung. Im 

Vergleich zur Gesamtheit der fit2work Klientinnen und Klienten7 wiesen somit beinahe 

doppelt so viele Wiedereingliederungsteilzeit-Beratene (42 Prozent versus 22 Prozent) 

mindestens Maturaniveau auf. 

Mehr als ein Viertel (30 Prozent) der zur Wiedereingliederungsteilzeit Beratenen sind in 

Dienstleistungsberufen und im Verkauf tätig, ein Fünftel (20,5 Prozent) arbeitet als Bürokraft 

und in verwandten Berufen. Bei den Berufsgruppen ist ebenfalls ein deutlicher Unterschied zu 

allen fit2work Klientinnen und Klienten feststellbar: insbesondere Akademikerinnen bzw. 

Akademiker und Führungskräfte, aber auch Bürokräfte und Technikerinnen bzw. Techniker 

sind übermäßig vertreten, Hilfsarbeitskräfte jedoch extrem unterrepräsentiert (5,3 Prozent 

versus 21,6 Prozent Anteil an den Beratenen). 

                                                        
6 Hinweis: Die Altersgruppen sind nur eine Annäherung, da in der fit2work Monitoringdatenbank Geburtsjahre 

erfasst werden und nicht das Alter zum Beratungszeitpunkt. Als Referenzjahr wurde 2018 herangezogen (d.h. 

1968 Geborene bspw. werden als 50-Jährige in der Altersgruppe 45-54 ausgewiesen). 
7 siehe fit2work Jahresbericht 2018: https://fit2work.at/file/download/file_jahresbericht-oesterreich-2018-final-

20190807_2116.pdf  
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Jeweils rund ein Viertel der zur Wiedereingliederungsteilzeit beratenen Personen kam auf 

Empfehlung ihres Krankenversicherungsträgers (23,9 Prozent) bzw. von Ärztinnen bzw. 

Ärzten und Gesundheitseinrichtungen (22,3 Prozent) zu fit2work. Der überwiegende Großteil 

(96,5 Prozent) war bei einer Gebietskrankenkasse versichert, nur 128 Personen (2,6 Prozent) 

bei der Versicherungsanstalt öffentlich Bediensteter (BVA)8 und 26 (0,5 Prozent) bei der 

Versicherungsanstalt für Eisenbahnen und Bergbau (VAEB). 

Die häufigsten Diagnosen9 der Personen, die sich von fit2work über die 

Wiedereingliederungsteilzeit beraten ließen, betrafen psychische Erkrankungen (45,1 

Prozent), Krankheiten des Bewegungs- und Stützapparates (38,1 Prozent) und 

Krebserkrankungen (17,7 Prozent). Damit wird die Wiedereingliederungsteilzeit-Beratung 

insbesondere bei Krebserkrankungen überproportional häufig genutzt (etwa zehnmal so 

großer Anteil dieser Diagnose wie bei allen fit2work-Fällen 2018, siehe Abbildung 5). 

Abbildung 5 – Häufigste Diagnosegruppen bei Beratung zur Wiedereingliederungsteilzeit und 

bei fit2work Beratung allgemein 

 

 

Quelle: fit2work Monitoringdatenbank (Auswertung vom 4.9.2019) 

                                                        
8 Tendenz nach Einbeziehung öffentlich Bediensteter in die Wiedereingliederungsteilzeit steigend: rund drei 

Viertel der BVA-Versicherten kamen im zweiten Jahr (ab Mitte 2018) bzw. beinahe die Hälfte seit Jahresbeginn 

2019 zur fit2work-Beratung. 
9 Mehrfachnennungen möglich 
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Von Mitte 2017 bis Mitte 2019 wurden rund 15 Prozent aller Erstberatungen als 

Wiedereingliederungsteilzeit-Fälle erfasst. Dazu ist anzumerken, dass zum Zeitpunkt der 

Erstberatung bei fit2work im Jahr 2018 nur 38,3 Prozent der Klientinnen und Klienten 

erwerbstätig waren und somit die grundlegende Anforderung eines aufrechten 

Arbeitsverhältnisses für eine Wiedereingliederungsteilzeit erfüllten. Von dieser Gruppe 

wurden beinahe 4 von 10 Personen zur Wiedereingliederungsteilzeit beraten. 

564 Personen (das sind 11,3 Prozent der Wiedereingliederungsteilzeit-Fälle) wurden nach der 

Wiedereingliederungsteilzeit-Beratung im Rahmen eines Case Managements oder einer 

Intensivberatung mit einem Entwicklungsplan weiter von fit2work betreut. 

Auswertungen der Statistik Austria im Rahmen der Evaluierung von fit2work 

Laut Registerinformation (Hauptverband-Status) bezogen von 1. Juli 2017 bis 30. Juni 2019 

6.723 Personen tatsächlich Wiedereingliederungsgeld10. Mindestens 3.104 Personen davon 

(46 Prozent) wurden auch irgendwann bei fit2work beraten, darunter waren 2.558 (38 

Prozent) im fit2work-Monitoring als „Wiedereingliederungsteilzeit-Fall“ gekennzeichnet. Von 

fit2work beratene Personen, die später auch Wiedereingliederungsgeld bezogen, haben zum 

größten Teil einen Basischeck (arbeitsmedizinische Beurteilung) abgeschlossen und die 

Beratung danach beendet. 

Diese Daten decken sich weitgehend mit jenen der Krankenversicherungsträger bei der 

Bewilligung (Anteil der von fit2work erstellten Wiedereingliederungspläne) bzw. den 

Erfahrungen der fit2work-Umsetzer (wenig weiterführende Beratungen). 

1.356 fit2work-Klientinnen bzw. -Klienten bezogen innerhalb von 90 Tagen nach Abschluss 

der Beratung Wiedereingliederungsgeld. Hier ist also nicht immer ein unmittelbarer zeitlicher 

Zusammenhang zwischen Beratung und Bewilligung gegeben bzw. nicht aus jeder Beratung 

ergibt sich ein Antrag auf Wiedereingliederungsteilzeit. Rund 8 Prozent aller Personen, die 

eine fit2work Beratung im Zeitraum von Mitte 2017 bis Mitte 2019 abgeschlossen hatten, 

wiesen innerhalb von drei Monaten einen Wiedereingliederungsgeld-Bezug auf. 

                                                        
10 Die Differenz zu den Bewilligungen in diesem Zeitraum (6.965) dürfte sich aus Fällen ergeben, in denen die 

Wiedereingliederungsteilzeit zwar genehmigt, aber nicht angetreten wurde. 
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4.3 Zusammenfassung und Schlussfolgerungen 

Mit insgesamt 7.331 Anträgen in den ersten beiden Jahren, von denen nur 217 Anträge 

(3 Prozent) mangels Vorliegen der Voraussetzungen abgelehnt werden mussten, überstieg die 

Annahme von 200 Anträgen pro Jahr bei weitem alle Erwartungen. 

Der „Prototyp“ einer Antragstellerin bzw. eines Antragstellers auf 

Wiedereingliederungsteilzeit lässt sich auf Basis der Auswertungen der 

Krankenversicherungsträger wie folgt charakterisieren: 

• weibliche (54 Prozent), 

• zwischen 45 und 54 Jahre alte (44 Prozent),  

• Angestellte (76 Prozent), 

• die seit 12,84 Jahren (Durchschnittswert) in einem Unternehmen 

• der Branche Herstellung von Waren (25 Prozent), 

• mit mehr als 250 Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern (58 Prozent) tätig ist 

und vor Beantragung der Wiedereingliederungsteilzeit  

• zwischen 42 und 180 Tagen (59 Prozent) arbeitsunfähig war und zwar 

• aufgrund einer psychischen Erkrankung (33 Prozent). 

Die Reduktion der Arbeitszeit beträgt 41,37 Prozent und die Höhe des 

Wiedereingliederungsgeldes beträgt täglich 31,11 Euro (Durchschnittswerte). 

Im Evaluierungszeitraum wurden bei fit2work 4.992 Wiedereingliederungsteilzeit-Fälle 

registriert. Beraten wurden  

• vorwiegend Frauen (59 Prozent);  

• etwa die Hälfte (45 Prozent) der Ratsuchenden waren zwischen 45 und 54 Jahre alt und 

• diese litten am häufigsten an psychischen Erkrankungen (45 Prozent). 

Neben den für den „Antrag-Prototypen“ erwähnten Aspekten der langen Beschäftigungsdauer 

und der Unternehmensgröße ist gemäß den Beratungsdaten von fit2work auch das hohe 

Qualifikationsniveau der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer bedeutsam. Was die 

berufliche Tätigkeit betrifft, sind Gruppen wie Führungskräfte, Technikerinnen bzw. Techniker 

und Bürokräfte bei der Beratung übermäßig vertreten, Hilfsarbeitskräfte jedoch stark 

unterrepräsentiert. 
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Schlussfolgerungen: 

• Die Wiedereingliederungsteilzeit kommt insbesondere für Personen mit gefragten 

Qualifikationen und/oder langjähriger Erfahrung im Betrieb in Frage bzw. wird auch von 

diesen Personen genutzt. 

• Bei rund der Hälfte jener Personen, die eine Wiedereingliederungsteilzeit für die Rückkehr 

ins Berufsleben wählen, war die Ursache für die Arbeitsunfähigkeit eine psychische 

Diagnose oder eine Krebserkrankung. Es ist evident, dass eine Krebsdiagnose auch 

psychisch äußerst belastend für die Betroffenen ist. Gerade bei psychischen Erkrankungen 

scheint die Wiedereingliederungsteilzeit eine sehr gute Möglichkeit zu sein, langsam 

wieder im Berufsleben anzukommen. Auch eine oftmals auch noch neben der Tätigkeit 

laufende, stabilisierende Rehabilitation der Phase III11 durch die reduzierte Arbeitszeit 

leichter in den Alltag integrierbar. 

 

                                                        
11 Die Rehabilitation in Phase III des Rehabilitationsprozesses erfolgt in Form ambulanter Rehabilitation und dient 

der Stabilisierung sowie der langfristig positiven Veränderung des Lebensstils zur Verhinderung einer Progression 

der bestehenden Erkrankung bzw. zur Vermeidung neuer Erkrankungen. 
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5 Erfahrungsberichte 

Die Erfahrungsberichte wurden anhand eines im Vorfeld strukturierten Fragenkatalogs 

verfasst (siehe Anhang). 

5.1 Sozialministerium 

An das Sozialministerium wurden zahlreiche und differenzierte Anfragen zur 

Wiedereingliederungsteilzeit von betroffenen Personengruppen (Arbeitnehmerinnen und 

Arbeitnehmern, Arbeitgeberinnen und Arbeitgebern, Arbeitsmedizinerinnen und 

Arbeitsmedizinern, Betriebsrätinnen und Betriebsräten sowie Allgemeinmedizinerinnen und -

mediziner) herangetragen. Diese Fragen wurden – soweit sie allgemeiner Art waren – vom 

Service für Bürgerinnen und Bürger beantwortet. Fachspezifische Auskünfte wurden den für 

die Bereiche Arbeitsrecht, Sozialversicherungsrecht und Arbeitsmarkt jeweils zuständigen 

Referentinnen und Referenten, zugeteilt und beantwortet. 

Darüber hinaus wurden von Seiten der fit2work-Umsetzer gestellte offene Fragen vom 

Sozialministeriumservice (Büro der Steuerungsgruppe fit2work) den zuständigen Abteilungen 

des Sozialministeriums zur Beantwortung weitergeleitet. 

Interviewanfragen, denen seitens des Sozialministeriums auch nachgekommen wurde, 

erfolgten zu einer Masterarbeit zum Thema „Wiedereingliederung nach langer Erkrankung“ 

und für das vom Sozialministerium geförderte Vernetzungsprojekt „Gesundheit fördert 

Beschäftigung“ zum Thema „Gesundheit im Betrieb“ (siehe auch Kapitel 3.3 bzw. 

https://www.gfb.or.at/home/).  

Annahme des Instruments der Wiedereingliederungsteilzeit und Erzielung der 

angestrebten Wirkung 

Die Möglichkeit, mit der Arbeitgeberin oder dem Arbeitgeber eine 

Wiedereingliederungsteilzeit zu vereinbaren, wird in der Bevölkerung wesentlich häufiger 

wahrgenommen als ursprünglich erwartet. Enthält die wirkungsorientierte Folgenabschätzung 

des Wiedereingliederungsteilzeitgesetzes noch die Annahme, dass die neu geschaffene 

Maßnahme lediglich von 200 Personen pro Jahr vereinbart und ausgeübt wird, so wird diese 

Erwartung bei weitem übertroffen. Dies belegen die Zahlen der Inanspruchnahme des 

Wiedereingliederungsgeldes (siehe Kapitel 4.1).  

https://www.gfb.or.at/home/
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Ein wesentlicher Grund dafür liegt zum einen im Engagement der Bekanntmachung der 

Maßnahme sowie der Beratungstätigkeit durch das Sozialministerium, die 

Krankenversicherungsträger und fit2work. Der bestehende Bedarf einer stufenweisen 

Rückkehr nach langem Krankenstand in den Arbeitsalltag wurde zum anderen auch erst durch 

die tatsächliche Ausübung dieser Form der Teilzeitbeschäftigung deutlich erkennbar. 

Auch die Tatsache, dass das Modell der Wiedereingliederungsteilzeit in der Praxis gut 

funktioniert, fördert die Inanspruchnahme der Maßnahmen. 

Von den betroffenen Personen wurde der Wert des Instruments der 

Wiedereingliederungsteilzeit erkannt: Die Arbeit belastungsreduziert und ohne wesentliche 

finanzielle Einbußen in Form einer Teilzeitbeschäftigung wiederaufzunehmen und somit die 

Arbeitsunfähigkeit zu verkürzen, ist für die Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer 

insbesondere auch aus psychologischer Sicht von Vorteil, da die Angst, wegen der Krankheit 

den Arbeitsplatz zu verlieren, und die Hürde eines vollen Wiedereinstiegs wesentlich 

entschärft werden. Aus der Sicht der Arbeitgeberinnen und Arbeitgeber liegt der wertvollste 

Aspekt der Maßnahme darin, auf bewährte Arbeitskräfte früher zurückgreifen zu können, nur 

tatsächlich erbrachte Leistung bezahlen zu müssen und letztendlich in Zeiten großen 

Fachkräftemangels qualifizierte Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter langfristig zu behalten. 

Über die Erzielung der angestrebten Wirkungen (die Anhebung des faktischen 

Pensionsantrittsalters und die Erhöhung der Beschäftigungsquote Älterer) können zum 

gegenwärtigen Zeitpunkt noch keine Rückschlüsse gezogen werden. Die häufige 

Inanspruchnahme des Instruments gibt Grund zur Annahme, dass die erhofften Effekte auch 

realisiert werden. 

Themenschwerpunkte der Anfragen 

Aus Gründen der Verwaltungsökonomie wurden telefonische Anfragen seitens des 

Sozialministeriums nicht in allen Fällen dokumentiert. Festzuhalten ist, dass sich die 

telefonisch beantworteten Fragen im Großen und Ganzen mit den Themen der schriftlichen 

Beantwortungen decken. 
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Tabelle 20 – Themenschwerpunkte und Anzahl der Fragen, die vom Sozialministerium seit 

Gesetzwerdung bis zum Evaluierungszeitpunkt 1. Juli 2019 schriftlich beantwortet wurden 

Themenschwerpunkte 2017 2018 2019 Gesamt 

Wiedereingliederungsteilzeit für öffentlich Bedienstete 14 8 2 24 

Antrittszeitpunkt 10 7 1 18 

Wiedereingliederungsteilzeit im Zusammenhang mit 
Rehabilitationsgeldbezug  

11 5 1 17 

Allgemeine Informationen zu Voraussetzung und 
Rahmenbedingungen 

10 1 4 15 

Zulässiges Ausmaß der Arbeitszeitreduktion 9 2 1 12 

Fragen zu den Formularen des Wiedereingliederungsplans 
und der -vereinbarung  

12 0 0 12 

Höhe des Entgelts 2 2 3 7 

Rahmenbedingungen für die Änderung der 
Wiedereingliederungsvereinbarung  

7 0 0 7 

Schritte bis zum Antritt 7 0 0 7 

Erkrankung während der Wiedereingliederungsteilzeit 4 1 1 6 

Änderung des Tätigkeitsfeldes während der 
Wiedereingliederungsteilzeit  

1 3 2 6 

Bemessung des Wiedereingliederungsgeldes  4 1 0 5 

Urlaubsverbrauch während der Teilzeitbeschäftigung 3 0 2 5 

Einbindung von fit2work 2 1 1 4 

Auswirkungen auf anschließendes Arbeitslosengeld  0 4 0 4 

Auswirkungen auf Altersteilzeit und Altersteilzeitgeld  1 0 1 2 

Rechtsanspruch 1 0 1 2 

Zustellung der Bewilligung des 
Wiedereingliederungsgeldes  

2 0 0 2 

Vorzeitige Beendigung 1 1 0 2 

Ende der Maßnahme durch Kündigung oder Befristung 
des Arbeitsverhältnisses 

1 1 0 2 

Wiedereingliederungsgeld nach Sonderkrankengeldbezug  1 1 0 2 

Sperrfrist  2 0 0 2 

Auswirkungen auf das Wochengeld und 
Kinderbetreuungsgeld  

0 0 2 2 
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Themenschwerpunkte 2017 2018 2019 Gesamt 

Wiedereingliederungsteilzeit während der Elternteilzeit  1 0 1 2 

Wiedereingliederungsteilzeit bei Arbeitskräfteüberlassung  1 0 1 2 

Keine Wiedereingliederungsteilzeit für Lehrlinge  2 0 0 2 

Verlängerung nach sechs Monaten  0 2 0 2 

Kostenübernahme allfällige Förderungen für Arbeitsmittel 2 0 0 2 

Änderung des Tätigkeitsfeldes nach Ende der 
Wiedereingliederungsteilzeit 

0 1 0 1 

Verantwortlichkeit für die Einhaltung der Arbeitszeiten  1 0 0 1 

Mehrarbeit 1 0 0 1 

Dauer des Bewilligungsverfahrens für das 
Wiedereingliederungsgeld  

1 0 0 1 

Rechtliche Möglichkeiten nach Ablehnung der Bewilligung 
des Wiedereingliederungsgeldes  

1 0 0 1 

Entzug des Wiedereingliederungsgeldes 0 1 0 1 

Wiedereingliederungsteilzeit nach Aussteuerung durch die 
Gebietskrankenkasse  

1 0 0 1 

Ablehnung der Verlängerung aus medizinischen Gründen  0 0 1 1 

Antrag auf Berufsunfähigkeits- und Invaliditätspension 1 0 0 1 

Wiedereingliederungsteilzeit neben selbständiger 
Tätigkeit  

1 0 0 1 

Wiedereingliederungsteilzeit im Anschluss an 
Bildungskarenz  

1 0 0 1 

Wiedereingliederungsteilzeit während der Bildungsteilzeit  0 1 0 1 

Wiedereingliederungsteilzeit für Saisonarbeitskräfte  0 1 0 1 

Keine Wiedereingliederungsteilzeit für freie 
Dienstnehmerinnen und freie Dienstnehmer  

1 0 0 1 

Wiedereingliederungsteilzeit bei Betriebsübergang  0 1 0 1 

Gleitzeit, Überstundenpauschale  1 0 0 1 

Aktion 20.000  0 1 0 1 

Gesamt 121 46 25 192 

Quelle: Anonymisierte Sammlung der schriftlichen Anfragen an das Sozialministerium. 

Die häufigsten Anfragen an das Sozialministerium betrafen folgende Themen: 
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• Wiedereingliederungsteilzeit für öffentlich Bedienstete 

• Antrittszeitpunkt 

• Wiedereingliederungsteilzeit im Zusammenhang mit Rehabilitationsgeldbezug  

• Allgemeine Informationen zu Voraussetzung und Rahmenbedingungen 

• Zulässiges Ausmaß der Arbeitszeitreduktion 

• Fragen zu den Formularen des Wiedereingliederungsplans und der -vereinbarung  

Die meisten Fragen gab es in den letzten beiden Monaten vor Inkrafttreten des 

Wiedereingliederungsteilzeitgesetzes und in den ersten Monaten der Möglichkeit der 

Ausübung der Maßnahme. Deutlich erkennbar ist, dass neben Arbeitgeberinnen und 

Arbeitgebern und Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern hauptsächlich 

Arbeitsmedizinerinnen und Arbeitsmediziner Fragen an das Sozialministerium gerichtet 

haben. Vor Inkrafttreten wurden überwiegend allgemeine Anfragen zu Anforderungen und 

Abläufen sowie zu Informations- und Beratungsmöglichkeiten an das Sozialministerium 

herangetragen. Im Zeitverlauf wurden die Anfragen spezifischer. Die Novelle des 

Wiedereingliederungsteilzeitgesetzes, BGBl. I Nr. 54/2018, und die Dienstrechts-Novellen 

BGBl. I Nr. 60/2018 und BGBl I Nr. 102/2018 führten kurzfristig zu einem Anstieg der Fragen 

zum zulässigen Zeitpunkt des Antritts der Wiedereingliederungsteilzeit und zum Zugang für 

öffentlich Bedienstete. 

Entwicklung des Wissensstands der betroffenen Personengruppen 

Generell nahm die Anzahl der Anfragen zu den einzelnen Themenschwerpunkten im Laufe 

der Zeit ab. So wurden im Jahr 2017 seitens des Sozialministeriums 121 Fragen schriftlich 

beantwortet. Im Jahr 2018 erforderten 46 und im Jahr 2019 bis zum Evaluierungszeitpunkt 25 

Fragen eine schriftliche Beantwortung. Die rückläufige Anzahl der Anfragen lässt den Schluss 

zu, dass sich der Wissensstand der betroffenen Personen erhöht hat. 

Rückmeldungen 

Seitens der betroffenen Bürgerinnen und Bürger gab es keine nennenswerte Kritik oder 

Beschwerden. Im Gegenteil: die Rückmeldungen waren durchwegs positiv. Gelobt wurden 

insbesondere die zur Verfügung gestellten Informationsunterlagen und Musterformulare 

sowie der in den Gebietskrankenkassen gut funktionierende Prozess der Bewilligung des 

Wiedereingliederungsgeldes. 
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Aufgrund der Rückmeldungen erfolgte Anpassungen 

Da sich in der Praxis Auslegungsfragen zum zulässigen Antrittszeitpunkt der 

Wiedereingliederungsteilzeit stellten, wurde mit der Novelle BGBl. I Nr. 54/2018 durch 

Änderung des AVRAG klargestellt, dass die Wiedereingliederungsteilzeit nicht nur im 

unmittelbaren Anschluss an die Arbeitsunfähigkeit, sondern auch zu einem späteren Zeitpunkt 

bis zum Ende eines Monates nach der zumindest sechswöchigen Arbeitsunfähigkeit 

angetreten werden kann (siehe dazu Kapitel 2.5).  

Entschließungsanträge und Parlamentarische Anfragen 

Es wurden weder Entschließungsanträge noch Parlamentarische Anfragen zum Thema 

Wiedereingliederungsteilzeit an das Sozialministerium gerichtet. 

Verbesserungsbedarf hinsichtlich der bestehenden Regelungen zur 

Wiedereingliederungsteilzeit 

Weiterer Anpassungsbedarf der Rechtsgrundlagen für die Vereinbarung der 

Wiedereingliederungsteilzeit und für den Vollzug durch die Krankenversicherungsträger ist 

dem Sozialministerium aufgrund der Hinweise der Sozialpartner, der vorliegenden 

Presseberichte und der existierenden Judikatur und Literatur bekannt (siehe insbesondere die 

Ausführungen in den Kapiteln 6, 7, 8 und 9).  

Die an das Sozialministerium herangetragenen Fragen der betroffenen Personengruppen 

lassen keine weiteren konkreten Verbesserungswünsche erkennen. 

5.2 Krankenversicherungsträger 

Allgemeines 

Durch den chef- bzw. kontrollärztlichen Dienst wird die Bewilligung des 

Wiedereingliederungsgeldes als Aktenverfahren durchgeführt, das heißt, dass eine Einladung 

zur Untersuchung der Antragstellerin bzw. des Antragstellers in der Regel nicht erforderlich 

ist. Allfällige Unklarheiten werden überwiegend auf kurzem Wege mit der Arbeitsmedizinerin 

oder dem Arbeitsmediziner erledigt. 
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Qualitätssicherung 

Je nach organisatorischer Gegebenheit beim Krankenversicherungsträger wurden die im 

Vorfeld des Inkrafttretens getroffenen Festlegungen an die direkt mit der Vollziehung 

betrauten Bediensteten weitergegeben und die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter geschult. 

Auch die interne Kommunikation der trägerübergreifend getroffenen Lösungen zu laufend 

auftretenden Fragen erfolgte von Beginn an komplikationslos. 

Es ist durchaus nicht unüblich, dass bei neuen Leistungen in der Einführungsphase 

Unklarheiten auftreten. Die mit der Einführung des Anspruchs auf Wiedereingliederungsgeld 

einhergehenden Fragen konnten meist durch Auslegung der gesetzlichen Bestimmungen in 

Absprache mit den zuständigen Ministerien gelöst werden. Jene Problemstellungen, die nicht 

durch Auslegung der gesetzlichen Bestimmungen gelöst werden konnten (z.B. Antritt der 

Wiedereingliederungsteilzeit, Anwendungen von Regelungen zum Krankengeld), wurden 

größtenteils durch die Novelle BGBl. I Nr. 54/2018 beseitigt. 

Um eine rechtzeitige Bewilligung des Wiedereingliederungsgeldes bei zeitlich knapper 

Beantragung zu ermöglichen, wurde versucht, Fälle so unbürokratisch wie möglich zu lösen, 

z.B. durch persönliche Abholung des Bewilligungsschreibens am Tag vor dem geplanten 

Beginn der Wiedereingliederungsteilzeit. 

Für späte Anträge auf Verlängerung der Wiedereingliederungsteilzeit wurden einvernehmlich 

zwischen den Krankenversicherungsträgern folgende Regelungen getroffen: 

• Auf der Mustervereinbarung wurde eine Fußnote ergänzt, die auf die Notwendigkeit 

einer rechtzeitigen Antragstellung hinweist. 

• Ausschließlich bei Verlängerungsanträgen ist die Zustellung der Bewilligung vor Antritt 

der verlängerten Wiedereingliederungsteilzeit nicht zwingend erforderlich, sofern der 

Antrag vor diesem Zeitpunkt beim Krankenversicherungsträger eingelangt ist. Die 

Fortsetzung der Teilzeitbeschäftigung vor der Bewilligung durch den 

Krankenversicherungsträger erfolgt jedoch auf eigenes Risiko der Versicherten. 

Rückmeldungen 

Da in den Musterformularen alle für den Bewilligungsprozess notwendigen Angaben 

kompakt vorhanden sind, sind diese eine große Hilfe für die Vollziehung. Obwohl es keine 

gesetzliche Verpflichtung gibt, die Musterformulare zu verwenden, wird dies durchgängig so 

gehandhabt. Die gemeinsame Erarbeitung der Inhalte der Musterformulare war Hauptgrund 

für die österreichweit einheitliche Bewilligungs- und Ablehnungspraxis und die kurze 

Verfahrensdauer. 
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Aufgrund der Rückmeldungen erfolgte Anpassungen 

Zunächst wurden in Einzelfällen die in den Musterformularen vorgesehenen Kontaktdaten 

unleserlich oder unvollständig angegeben. Dies wurde im Zuge einer Adaptierung des 

Formulars verbessert, da nun Arbeitgeberinnen und Arbeitgeber bzw. Arbeitsmedizinerinnen 

und Arbeitsmediziner ersucht werden, eine entsprechende Stampiglie anzubringen. 

Verbesserungsbedarf hinsichtlich der bestehenden Regelungen zur 

Wiedereingliederungsteilzeit 

Problematisch im Zusammenhang mit der Gewährung von Wiedereingliederungsgeld durch 

die Krankenversicherungsträger sind Personengruppen, die nicht vom AVRAG erfasst sind. 

Aufgrund unterschiedlicher Gesetzgeber auf Bundes- und Landesebene sind die getroffenen 

Regelungen zur Wiedereingliederungsteilzeit teilweise nicht ident oder (noch) gar nicht 

vorhanden. Auch bestimmte Personengruppen, deren Tätigkeitsbild nicht mit jenem von 

Angestellten bzw. Arbeiterinnen und Arbeitern vergleichbar ist (etwa in Stunden 

ausgewiesene Lehrverpflichtung und Ferien bei Lehrerinnen und Lehrern) stellen 

Herausforderungen dar. 

5.3 fit2work 

Annahme des Instruments der Wiedereingliederungsteilzeit und Erzielung der 

angestrebten Wirkung 

Die Beratung zur Wiedereingliederungsteilzeit im Rahmen von fit2work wurde sehr gut 

angenommen. Von Mitte 2017 bis Mitte 2019 wurden rund 15 Prozent aller Erstberatungen 

als Wiedereingliederungsteilzeit-Fälle erfasst12 – das sind mehr Personen bzw. ein größerer 

Anteil als ursprünglich erwartet. Es kam insgesamt zu einem deutlichen Anstieg der 

Beratungsfälle bei fit2work, das Interesse an der Wiedereingliederungsteilzeit-Beratung ist 

weiterhin hoch – durch positive Erfahrungen werden mehr Personen und Betriebe auf die 

Möglichkeit aufmerksam. 

Das Angebot von fit2work wird laut Auskunft der fit2work-Umsetzer sowohl von 

Arbeitnehmerinnen- bzw. Arbeitnehmerseite (unabhängige Beratung, Kontaktaufnahme mit 

                                                        
12 Interne Auswertungen eines der fit2work-Umsetzer zeigen, dass beinahe die Hälfte aller erwerbstätigen 

Kundinnen und Kunden eine Wiedereingliederungsteilzeit-Beratung in Anspruch nahm. Mehr als acht von zehn 

der im Nachhinein telefonisch dazu Befragten beurteilten die Wiedereingliederungsteilzeit als hilfreich bei der 

Wiederaufnahme der Beschäftigung. 
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dem Betrieb) als auch von Arbeitgeberinnen- bzw. Arbeitgeberseite (Unterstützung bei der 

Wiedereingliederung von Fachkräften) positiv beurteilt. 

In den fit2work Jahresberichten 201713 und 201814 fand die Wiedereingliederungsteilzeit 

positive Erwähnung: Neben den neuen gesetzlichen Regelungen wurden die guten 

Erfahrungen anhand der Beratungstätigkeit und Öffentlichkeitsarbeit sowie konkreter 

Fallbeispiele erläutert. Stand im ersten Jahr noch der hohe Informationsbedarf im 

Vordergrund, so wurde im zweiten Jahr bereits von einer gewissen Routine, der guten 

Zusammenarbeit mit den Krankenversicherungsträgern und den positiven Auswirkungen der 

Gesetzesnovelle 2018 berichtet. Es wird mit einer zumindest gleichbleibenden bzw. angesichts 

des zunehmenden Bekanntheitsgrades weiterhin steigenden Nachfrage nach 

Wiedereingliederungsteilzeit-Beratungen gerechnet. 

Die Möglichkeit einer Rückkehr mit reduzierter Arbeitszeit bei gleichzeitiger finanzieller 

Absicherung wird generell als sehr positiv und als geeignetes Mittel erachtet, um nach 

längerer Erkrankung frühzeitiger wieder in den Arbeitsprozess einzusteigen, den 

Gesundheitszustand zu stabilisieren und einen Verbleib im Arbeitsleben zu ermöglichen. Eine 

tatsächliche Nachbeobachtung durch die fit2work-Umsetzer ist schwierig, da der Großteil der 

Kundinnen und Kunden die Beratung mit dem Wiedereinstieg beendet (vgl. Kapitel 4.2).  

Nur in seltenen Fällen wurde seitens fit2work von einem Wiedereingliederungsteilzeit-

Antrag abgeraten – meist wenn die Voraussetzungen (arbeitsrechtlicher oder 

organisatorischer Natur) nicht erfüllt waren, keine Zustimmung von Seiten der Arbeitgeberin 

oder des Arbeitgebers erteilt wurde oder die Arbeitsfähigkeit nach arbeitsmedizinischer 

Einschätzung noch nicht gegeben war. Ein Sonderfall waren schwerwiegende oder chronische 

Erkrankungen, die selbst langfristig die Ausübung des bisherigen Berufes bzw. überhaupt eine 

Vollzeittätigkeit nicht mehr zugelassen haben, und daher kein Anwendungsbereich der 

Wiedereingliederungsteilzeit waren. 

Kontaktaufnahme zu fit2work 

Meist erfolgt die Kontaktaufnahme über die Beschäftigten. Arbeitgeberinnen und Arbeitgeber 

werden in der Regel während oder nach dem ersten Beratungsgespräch telefonisch 

beigezogen, über die Rahmenbedingungen und Voraussetzungen für die 

Wiedereingliederungsteilzeit informiert und bei der Erstellung des Wiedereingliederungsplans 

und der -vereinbarung unterstützt. Im Jahr 2017 wandten sich auch noch häufig 

                                                        
13 siehe https://fit2work.at/file/download/file_fit2work-jahresbericht-2017-final_1787.pdf  
14 siehe https://fit2work.at/file/download/file_jahresbericht-oesterreich-2018-final-20190807_2116.pdf 

https://fit2work.at/file/download/file_fit2work-jahresbericht-2017-final_1787.pdf
https://fit2work.at/file/download/file_jahresbericht-oesterreich-2018-final-20190807_2116.pdf
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Arbeitsmedizinerinnen und Arbeitsmediziner, Betriebsratsmitglieder und Personalabteilungen 

bzw. Lohnverrechnerinnen und Lohnverrechner, vereinzelt auch Kranken- und 

Rehabilitationsanstalten an fit2work, die damals mit der Wiedereingliederungsteilzeit noch 

wenig vertraut waren. Beratungen der Betriebe erfolgen überwiegend telefonisch oder per E-

Mail, nur in Ausnahmefällen vor Ort (Bedarf dafür wird jedoch kommuniziert), wobei die 

Praxis je nach Bundesland unterschiedlich war. 

Qualitätssicherung  

Wissensmanagement und Qualitätssicherung zur Wiedereingliederungsteilzeit-Beratung 

erfolgten bei den fit2work-Umsetzern durch interne Schulungen, regelmäßigen fachlichen 

Austausch bei überregionalen Fallbesprechungen und eine systematische Sammlung der 

Antworten auf Spezialfragen (FAQ), die in der Beratungspraxis genutzt wird. In einigen 

Bundesländern wurde Personal aufgestockt bzw. wurden Expertinnen und Experten 

nominiert, die vorwiegend Wiedereingliederungsteilzeit-Kundinnen und -Kunden betreuen 

und Kolleginnen und Kollegen bei schwierigen Fragen zur Verfügung stehen. 

Neue bzw. besonders komplexe Fragestellungen wurden über die Sozialministeriumservice-

Stabstelle bzw. durch das Sozialministerium beantwortet, was von Seiten fit2work als sehr 

hilfreich wahrgenommen wurde. Auch die Informationen auf den Webseiten der 

Krankenversicherungsträger werden genutzt bzw. weitergegeben. 

Aus Sicht der Beraterinnen und Berater funktioniert die Zusammenarbeit mit den 

Krankenversicherungsträgern in allen Bundesländern sehr gut. Es wird mehrfach die 

unkomplizierte und rasche Abwicklung der Anträge durch die Gebietskrankenkassen 

hervorgehoben, die den Betroffenen einen raschen Wiedereinstieg – auch bei knapper 

Beantragung, etwa durch telefonische Absprachen und persönliche Abholung der Bewilligung 

– erleichtert. Extra hervorzuheben ist die Auskunft zu rechtlichen und finanziellen Fragen 

durch einzelne Expertinnen und Experten bzw. eigene Wiedereingliederungsteilzeit-Hotlines 

der Gebietskrankenkassen. In vielen Bundesländern finden auch regelmäßige Vernetzungs- 

und Austauschtreffen statt. 

Etwa jede bzw. jeder neunte zur Wiedereingliederungsteilzeit Beratene nutzte eine 

weiterführende Begleitung durch fit2work parallel zum Wiedereinstieg. Die fit2work-Umsetzer 

weisen alle Kundinnen und Kunden auf die Möglichkeit einer Weiterbetreuung (auch in Form 

von telefonischen Kontakten) oder die Möglichkeit der späteren Wiederaufnahme der 

Beratung hin, die auch immer wieder genutzt wird (insbesondere bei Änderung, Verlängerung 

oder vorzeitigem Abbruch der Wiedereingliederungsteilzeit). Bei Bedarf wurden mit Hilfe von 

fit2work berufsbegleitende gesundheitliche Maßnahmen (wie ambulante Rehabilitation, 
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Psychotherapie und dergleichen) eingeleitet. Aus Sicht der Beraterinnen und Berater wäre 

eine Weiterbetreuung nach Beginn der Wiedereingliederungsteilzeit noch in viel mehr Fällen 

sinnvoll als bisher realisiert.  

Themenschwerpunkte der Anfragen 

Die Fragen zur Wiedereingliederungsteilzeit an fit2work haben sich im Laufe der Zeit 

gewandelt und konkretisiert. Eine Änderung in der Beratungspraxis war durch die 

Novellierung 2018 nötig; spezifische Fragestellungen ergaben sich durch die Erweiterung der 

Zielgruppe (unterschiedliches Dienstrecht bei öffentlich Bediensteten, Sonderfall 

Lehrpersonen). Fragen zu unterschiedlichen kollektivvertraglichen Regelungen, Urlaubsgeld 

etc. konnten mit Hilfe der Arbeiterkammer geklärt werden. 

Entwicklung des Wissensstands der betroffenen Personengruppen 

Was den Wissensstand zur Wiedereingliederungsteilzeit betrifft, ist die Regelung laut 

Einschätzung der fit2work-Umsetzer bei Arbeitsmedizinerinnen und Arbeitsmedizinern, 

Personalverantwortlichen und Betriebsratsmitgliedern insbesondere größerer Unternehmen 

inzwischen bekannt; viele betroffene Personen sind jedoch noch nicht über die 

Wiedereingliederungsteilzeit informiert und zeigen sich überrascht über diese Möglichkeit der 

stufenweisen Rückkehr nach längerem Krankenstand. 

Rückmeldungen 

Positiv wurde die Intensivierung der Zusammenarbeit zwischen Personen- und 

Betriebsberatung beurteilt – es gab vermehrt die Möglichkeit, Betriebe aufgrund der 

Anlassfälle auf die Angebote der fit2work Betriebsberatung und die Vorteile eines 

systematischen Betrieblichen Eingliederungsmanagements bzw. umgekehrt auf die 

Unterstützungsmöglichkeiten der Personenberatung bei der Wiedereingliederungsteilzeit-

Antragstellung hinzuweisen.15  

Die Broschüre „Wiedereingliederungsteilzeit - Arbeitsrechtlicher und 

sozialversicherungsrechtlicher Leitfaden“ wird als nützlich und qualitätsvoll aufbereitet 

erlebt. Sie wird in der fit2work-Beratung und bei der Erstellung des 

Wiedereingliederungsplans eingesetzt. Einzige Kritik war, dass die gedruckte Version 

zwischenzeitlich vergriffen war und nicht zeitnah nachbestellt werden konnte. Mehr 

                                                        
15 Diese Synergieeffekte können durch die gemeinsame Umsetzung von fit2work Personenberatung und 

Betriebsberatung ab 2020 voraussichtlich noch besser genutzt werden. 
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Informationen in der Broschüre werden hinsichtlich Urlaubsanspruch und 

Urlaubsgeld(berechnung) bzw. Sonderzahlungen während der Wiedereingliederungsteilzeit 

sowie möglicher Steuernachzahlungen und Auswirkungen auf die Pension angeregt. Um 

Unklarheiten zu vermeiden, sollte eventuell deutlicher darauf hingewiesen werden, dass die 

Wiedereingliederungsteilzeit erst mit der Zustellung der Bewilligung angetreten werden kann. 

Die Einführung der einmonatigen Frist zur Beantragung der Wiedereingliederungsteilzeit nach 

Ende des Krankenstandes durch die Novelle 2018 wurde allgemein positiv und als 

Erleichterung bei der Bearbeitung beurteilt. 

Öfter wünschen sich Betroffene eine Ansprechperson zur Wiedereingliederung direkt im 

Betrieb – was auf einen Bedarf an systematischem Betrieblichen Eingliederungsmanagement 

hinweist. 

Allgemeine Anregungen zu den Formularen waren, Seitenzahlen einzufügen, die Textfelder zu 

vergrößern und vor allem Wiedereingliederungsvereinbarung und -plan zusammenzuführen. 

Konkrete Formulierungen betreffend wurde genannt, dass die „Angaben zur beruflichen 

Tätigkeit“ und „Adaptieren“ des Arbeitsplatzes von den Beratenen oft nicht verstanden 

werden. Häufig als unklar kritisiert wurde die Formulierung hinsichtlich der „Lage der 

Arbeitszeit“ und der „durchschnittlichen Reduktion“. Bei den Angaben zur 

arbeitsmedizinischen Zustimmung und zur Einbindung des Betriebsrats dürfte öfter unklar 

sein, was genau von wem ausgefüllt, unterschrieben und gestempelt werden muss. Konkrete 

Anregungen sind Ausfüllhilfen bzw. Anführen von Beispielen. (Allerdings wurden die 

vorhandenen Berechnungsbeispiele teils als verwirrend bezeichnet.)  

Eine trotz inzwischen besserem Informationsstand noch immer bestehende Herausforderung 

sind sehr kurzfristige Anfragen – in diesen Fällen werden bei fit2work auch kurzfristig 

Beratungen sowie arbeitsmedizinische Termine eingeschoben, um Lösungen im Sinne der 

Kundinnen und Kunden zu finden – was jedoch mit Zeitdruck und erhöhtem 

organisatorischem Aufwand verbunden ist. 

Seitens fit2work wird Bedarf an weiterer Bewerbung des Angebots geortet; insbesondere 

werden mehr Informationskampagnen für niedergelassene (vor allem praktische, aber auch 

Fach-) Ärztinnen und -Ärzte sowie für kleinere Betriebe angeregt, von denen bisher kaum 

bzw. wenige Anfragen erfolgten. 



Evaluierung Wiedereingliederungsteilzeit  73 von 104 

Verbesserungsbedarf hinsichtlich der bestehenden Regelungen zur 

Wiedereingliederungsteilzeit 

Oft wird – wie erwähnt – von zeitlich sehr knappen Antragstellungen berichtet – sowohl 

fit2work als auch die Krankenversicherungsträger bemühten sich um rechtzeitige Erledigung 

der Wiedereingliederungsteilzeit-Anträge. Die einmonatige Frist wird dabei als Erleichterung 

wahrgenommen; vereinzelt kam es dann jedoch zu noch späteren Beantragungen. Eine 

Verlängerung der Frist (etwa bei bereits begonnener Beratung) wird angeregt. 

Gelegentlich berichtete fit2work in den ersten beiden Jahren noch von Unterschieden 

zwischen den Krankenversicherungsträgern bei Formalerfordernissen (z.B. Stempeln) oder in 

der Bewilligungspraxis (etwa bei Wiedereingliederungsteilzeit-Anträgen nach 

Rehabilitationsgeldbezug, Rehabilitationsaufenthalt oder bei chronischen Erkrankungen) 

sowie bei Änderungen bzw. Verlängerungen von Wiedereingliederungsteilzeit-

Vereinbarungen. 

Insbesondere bei der Möglichkeit der Inanspruchnahme einer Wiedereingliederungsteilzeit 

nach Rehabilitationsgeldbezug bestanden bzw. bestehen zum Erhebungszeitpunkt noch 

immer Unklarheiten – die gesetzlichen Bestimmungen wurden offenbar von den 

Krankenversicherungsträgern uneinheitlich ausgelegt – es wurden (auch den gleichen 

Personen) verschiedene Auskünfte erteilt, Anträge teils genehmigt und teils abgelehnt. 

Seitens fit2work wird eine eindeutige Klärung der Rechtsgrundlage eingefordert. 

Ein konkreter Kritikpunkt in Bezug auf einzelne Krankenversicherungsträger war, dass die von 

der Arbeitsmedizin als zweckmäßig erachtete und somit beantragte Dauer der 

Wiedereingliederungsteilzeit manchmal von Gebietskrankenkassen-Chefärztinnen bzw. 

Chefärzten gekürzt wurde (was in der Folge häufig zu Verlängerungsansuchen führte). 

Unterschiedliche Regelungen je nach arbeitsvertragsrechtlicher Basis erschwerten die 

Beratung, zumal sie für Kundinnen und Kunden schwer nachzuvollziehen waren. Bezüglich der 

(verschiedenen Arten von) öffentlich Bediensteten änderten sich die Bestimmungen im Laufe 

der Zeit; zusätzlich wurden sie von den Beraterinnen und Beratern teils als unklar und (im 

Falle von Landes- bzw. Gemeindebediensteten) auch schlecht kommuniziert wahrgenommen. 

Im Laufe des Jahres 2019 kam es zu ersten Anfragen hinsichtlich der Befristung der 

Wiedereingliederungsteilzeit für Vertragsbedienstete des Bundes (Auslaufen mit Ende 2019), 

was bei nicht rechtzeitiger Verlängerung der Regelung ein Problem darstellen könnte. Optimal 

wäre aus Sicht von fit2work, wenn allen Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern (unabhängig 

von der dienstrechtlichen Grundlage) die Möglichkeit der Wiedereingliederungsteilzeit offen 

stünde. 
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Was die Flexibilität der Regelungen betrifft, wurde teils Unverständnis geäußert, dass es bei 

der Wiedereingliederungsteilzeit zu keiner Vertragsänderung (Wechsel des Arbeitsplatzes 

oder des Einsatzbereiches) kommen darf. Bei einem stufenweisen Wiedereinstieg wäre nach 

Einschätzung von fit2work für manche Betroffenen eine Überschreitungsmöglichkeit der 75 

Prozent-Grenze bei der Arbeitszeit hilfreich, um den Übergang zur ursprünglichen 

Normalarbeitszeit zu erleichtern. 

Hinsichtlich Verlängerungen wurde der Wunsch nach einer einfacheren Abwicklung (etwa 

ohne neuerliche arbeitsmedizinische Begutachtung) und für neuerliche Anträge nach einer 

kürzeren Sperrfrist geäußert. 

Angeregt wurde auch ein Rechtsanspruch auf Wiedereingliederungsteilzeit (ohne Zustimmung 

der Arbeitgeberinnen und Arbeitgeber). 

5.4 Zusammenfassung und Schlussfolgerungen 

Durchführung der gesetzlichen Regelungen in der Praxis 

Die mit der Regelung der arbeits- und sozialversicherungsrechtlichen Rahmenbedingungen 

einhergehenden Fragen wurden durch Auslegung der gesetzlichen Bestimmungen in 

Absprache mit den zuständigen Ministerien gelöst. 

Um eine rechtzeitige Bewilligung des Wiedereingliederungsgeldes bei zeitlich knapper 

Beantragung zu ermöglichen wurde versucht, Fälle so unbürokratisch wie möglich zu lösen. 

Eine wertvolle Hilfe für die praktische Durchführung der gesetzlichen Maßnahmen stellen die 

Musterformulare für den Wiedereingliederungsplan und die -vereinbarung dar. Obwohl es 

keine gesetzliche Verpflichtung gibt, die Musterformulare zu verwenden, wird dies 

durchgängig so gehandhabt. Die gemeinsame Erarbeitung der Inhalte dieser Formulare war 

Hauptursache für die österreichweit einheitliche Bewilligungs- und Ablehnungspraxis. 

Bei der Gewährung des Wiedereingliederungsgeldes durch die Krankenversicherungsträger 

gestaltet sich die Frage nach der Anspruchsberechtigung von Personengruppen, die nicht 

vom AVRAG erfasst sind, mitunter schwierig. Auch bestimmte Personengruppen, deren 

Tätigkeitbild nicht mit jenem von Angestellten bzw. Arbeiterinnen und Arbeitern 

vergleichbar sind (etwa Lehrverpflichtung in Stunden und Ferien bei Lehrerinnen und Lehrern) 

stellen Herausforderungen dar. 
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Die Zusammenarbeit von fit2work mit den Krankenversicherungsträgern funktioniert in allen 

Bundesländern sehr gut. 

Service für betroffene Personen 

An das Sozialministerium wurden zahlreiche und differenzierte Anfragen zur 

Wiedereingliederungsteilzeit von betroffenen Personengruppen gerichtet. Neben 

Arbeitgeberinnen bzw. Arbeitgebern und Arbeitnehmerinnen bzw. Arbeitnehmern haben 

hauptsächlich Arbeitsmedizinerinnen und Arbeitsmediziner Fragen an das Sozialministerium 

gerichtet.  

Die meisten Anfragen erfolgten in den letzten beiden Monaten vor Inkrafttreten und in den 

ersten Monaten der Möglichkeit der Ausübung der Maßnahme.  

Waren an das Sozialministerium vor Inkrafttreten überwiegend allgemeine Fragen zu 

Anforderungen und Abläufen sowie zu Informations- und Beratungsmöglichkeiten gerichtet, 

so wurden diese mit der Zeit spezifischer. Themenschwerpunkte waren Fragen im 

Zusammenhang mit der Wiedereingliederungsteilzeit für öffentlich Bedienstete, dem 

Antrittszeitpunkt, dem Rehabilitationsgeldbezug, dem zulässigen Ausmaß der 

Arbeitszeitreduktion und den zur Verfügung gestellten Formularen des 

Wiedereingliederungsplans und der -vereinbarung. Im Zuständigkeitsbereich der gesetzlichen 

Sozialversicherung gab es nur wenige fachliche Auskunftsersuchen, die vorwiegend 

allgemeiner Natur waren. 

Die rückläufige Anzahl der Anfragen an das Sozialministerium lässt den Schluss zu, dass sich 

der Wissensstand der betroffenen Personen erhöht hat. 

Seitens der betroffenen Bürgerinnen und Bürger gab es keine nennenswerte Kritik oder 

klassische Beschwerden. Im Gegenteil: die Rückmeldungen waren durchwegs positiv. Es kann 

daher aus diesem Blickwinkel von einem guten Funktionieren der 

Wiedereingliederungsteilzeit ausgegangen werden. 

Das Angebot von fit2work zur Wiedereingliederungsteilzeit im Rahmen der Personenberatung 

wurde sowohl von Arbeitnehmerinnen- bzw. Arbeitnehmerseite als auch von 

Arbeitgeberinnen- bzw. Arbeitgeberseite sehr gut angenommen und positiv beurteilt. Es kam 

zu einem deutlichen Anstieg der Beratungsfälle, das Interesse ist weiterhin hoch – durch 

positive Erfahrungen werden mehr Personen und Betriebe auf die Möglichkeit aufmerksam. Es 

wird mit einer zumindest gleichbleibenden bzw. angesichts des zunehmenden 
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Bekanntheitsgrades weiterhin steigenden Nachfrage nach Wiedereingliederungsteilzeit-

Beratungen gerechnet. 

Auch die Fragen an fit2work haben sich im Laufe der Zeit gewandelt und konkretisiert. 

Spezifische Fragestellungen betrafen die Erweiterung der Zielgruppe (die 

Wiedereingliederungsteilzeit sollte daher allen Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern – 

unabhängig von der dienstrechtlichen Grundlage – offenstehen) und die Möglichkeit einer 

Wiedereingliederungsteilzeit nach Bezug von Rehabilitationsgeld (dies bedarf hinsichtlich der 

Auslegungsfragen einer eindeutigen Klärung). Die Rückmeldungen zeigen teilweise 

Unverständnis hinsichtlich der zulässigen Änderung des Tätigkeitsfeldes. Bei einem 

stufenweisen Wiedereinstieg wäre überdies eine Überschreitungsmöglichkeit der derzeit 

zulässigen 75 Prozent-Grenze der Arbeitszeit hilfreich. Verlangt wurden ein Rechtsanspruch, 

eine einfachere Abwicklung bei Verlängerungen der Wiedereingliederungsteilzeit, eine 

kürzere Sperrfrist für neuerliche Anträge und eine Ansprechperson direkt im Betrieb. 

Der Wissensstand zur Wiedereingliederungsteilzeit hat sich bei Arbeitsmedizinerinnen und 

Arbeitsmedizinern, Personalverantwortlichen und Betriebsratsmitgliedern insbesondere 

größerer Unternehmen erhöht. Allerdings besteht für betroffene Arbeitnehmerinnen und 

Arbeitnehmern, niedergelassene praktische Ärztinnen und -Ärzte sowie für kleinere Betriebe 

ein Bedarf an weiterer Bewerbung und Informationskampagnen. 

Auf die Möglichkeit einer Weiterbetreuung oder die Möglichkeit der späteren 

Wiederaufnahme der Beratung wird seitens fit2work hingewiesen. Dies wird auch immer 

wieder genutzt. 

Die einmonatige Frist zwischen Ende der Arbeitsunfähigkeit und dem spätest möglichen 

Antritt der Wiedereingliederungsteilzeit wird als Erleichterung wahrgenommen. Eine weitere 

Verlängerung der Frist (etwa bei bereits begonnener Beratung) wird angeregt. 

Inanspruchnahme der Wiedereingliederungsteilzeit 

Wie die statistischen Daten belegen, wird die Möglichkeit eine Wiedereingliederungsteilzeit zu 

vereinbaren, in der Bevölkerung wesentlich häufiger in Anspruch genommen als ursprünglich 

erwartet. Es ist daher von einer grundsätzlich positiven Haltung der Betroffenen zu diesem 

Instrument auszugehen. Der Wert des Instruments der Wiedereingliederungsteilzeit 

– Rückkehr mit reduzierter Arbeitszeit bei gleichzeitiger finanzieller Absicherung, nach 

längerer Erkrankung frühzeitiger Einstieg in den Arbeitsprozess, Stabilisierung des 

Gesundheitszustands und ein längerer Verbleib im Arbeitsleben – wird von den betroffenen 

Personen geschätzt. Die Möglichkeit der Teilzeitbeschäftigung samt finanzieller Absicherung 
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trägt wesentlich zur Beseitigung von Existenzängsten und Vermeidung von Schwellenängsten 

während der Krankheit bei. Arbeiten kann darüber hinaus sowohl bei physischen 

Erkrankungen als auch bei psychischen Erkrankungen therapeutische Effekte haben und 

künftig zur vollständigen Wiederherstellung der mentalen und körperlichen Kraft beitragen. 

Ein maßgeblicher Grund für die häufige Inanspruchnahme ist das Engagement bei der 

Bekanntmachung der Maßnahme sowie bei der Beratungstätigkeit durch die Stakeholder – 

insbesondere die Broschüre „Wiedereingliederungsteilzeit - Arbeitsrechtlicher und 

sozialversicherungsrechtlicher Leitfaden“ wird als nützlich und qualitätsvoll erlebt. Darüber 

hinaus wurde der bestehende Bedarf an der Wiedereingliederungsteilzeit erst durch die 

tatsächliche Ausübung dieser Form der Teilzeitbeschäftigung erkennbar. Ebenso fördert die 

gut funktionierende Abwicklung der Wiedereingliederungsteilzeit in der Praxis deren 

Inanspruchnahme. 

Erzielung der angestrebten arbeitsmarktpolitischen Effekte 

Über die Anhebung des faktischen Pensionsantrittsalters und die Erhöhung der 

Beschäftigungsquote Älterer können gegenwärtig noch keine Rückschlüsse gezogen werden. 

Die häufige Inanspruchnahme des Instruments gibt Grund zur Annahme, dass die erhofften 

Effekte auch realisiert werden. 
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6 Befragung von Expertinnen und 
Experten der Interessenvertretungen 

Den Expertinnen und Experten der Kammer für Arbeiter und Angestellte (Arbeiterkammer) als 

gesetzliche Arbeitnehmerinnen- und Arbeitnehmervertretung und der Wirtschaftskammer 

Österreich als gesetzliche Arbeitgeberinnen- und Arbeitgebervertretung wurde ein im Vorfeld 

strukturierter Fragenkatalog (siehe Anhang) zu Erfahrungen und Verbesserungsvorschlägen 

im Zusammenhang mit dem Instrument der Wiedereingliederungsteilzeit übermittelt. Die 

Beiträge geben die Meinung der befragten Institutionen wieder und werden hier 

unkommentiert übernommen, ohne eine diesbezügliche Wertung vorzunehmen. 

6.1 Kammer für Arbeiter und Angestellte 

In der Beratungspraxis häufig gestellte Fragen 

Bei den Anfragen handelte es sich bislang hauptsächlich um allgemeine Fragen zu den 

Voraussetzungen für den Antritt der Wiedereingliederungsteilzeit, den notwendigen 

Verfahrensschritten und der Berechnung des Wiedereingliederungsgeldes. 

Darüber hinaus wurde gefragt, ob die Wiedereingliederungsteilzeit auch nach der 

Aussteuerung des Krankengeldes (Ausschöpfung des Anspruchs auf Krankengeld) ausgeübt 

werden kann. Weitere Fragen betrafen die Auswirkung einer während der 

Wiedereingliederungsteilzeit erfolgten Gehaltserhöhung auf die Berechnung des 

Wiedereingliederungsgeldes, den möglichen neuerlichen Antritt der 

Wiedereingliederungsteilzeit nach Abbruch der Maßnahme aus gesundheitlichen Gründen 

und die Inanspruchnahme von Urlaub und Zeitausgleich während der 

Wiedereingliederungsteilzeit. 

Schließlich waren Fragen der Wiedereingliederungsteilzeit im Zusammenhang mit dem 

Anspruch auf Invaliditätspension, Berufsunfähigkeitspension, Rehabilitationsgeld und 

Sonderkrankengeld von Interesse. 
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An die Interessenvertretung herangetragene Rückmeldungen im Zusammenhang mit 

der Abwicklung 

Unmittelbar nach Einführung der Möglichkeit der Vereinbarung einer 

Wiedereingliederungsteilzeit waren einige Unternehmen nicht genug informiert. 

Darüber hinaus gab es öfters Probleme hinsichtlich der einzuhaltenden Frist zwischen Ende 

der Arbeitsunfähigkeit und Beginn der Wiedereingliederung. Insbesondere problematisch 

gesehen wurde die Auslegung des Wiedereingliederungsteilzeitgesetzes, wonach die 

Teilzeitbeschäftigung nahtlos an den Krankenstand anschließen musste (dieser Punkt wurde 

durch die Gesetzesänderung BGBl I 2018/54 saniert). 

Mitunter wird die Vereinbarung einer Wiedereingliederungsteilzeit als „kompliziert“ 

angesehen, insbesondere auch von Arbeitgeberinnen- bzw. Arbeitgeberseite. Vorbehalte gibt 

es auch aus Gründen mangelnder Flexibilität in der Teilzeitbeschäftigung. 

Vereinzelt gab es Rückmeldungen, dass eine Wiedereingliederungsteilzeit seitens der 

Arbeitgeberin bzw. des Arbeitgebers nur dann vereinbart wird, wenn vor Antritt der 

Teilzeitbeschäftigung der Urlaub konsumiert wurde. 

Gerichtliche Verfahren 

Es gibt – soweit bekannt – ein oberstgerichtliches Verfahren, nämlich OGH 7.5.2019, 10 

ObS129/18w. (Siehe dazu Kapitel 8.2).  

Von Unternehmen für Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer im Vergleich zu den 

Regelungen zur Wiedereingliederungsteilzeit günstigere angebotene Lösungen 

Vereinzelt werden ähnliche Maßnahmen auch von anderen Unternehmen angeboten16. Aus 

der Beratung selbst sind der Arbeiterkammer keine im Vergleich zu den im 

Wiedereingliederungsteilzeitgesetz vorgesehenen Bestimmungen günstigeren Regelungen zur 

Wiedereingliederung bekannt. Im Gegenteil: Es wird seitens der Betriebe mitunter auch eine 

„normale Teilzeit“ angeboten, die eine schlechtere Lösung des Wiedereinstiegs darstellt. 

                                                        
16 Bekannt sind die günstigen Angebote im Rahmen des Wiedereingliederungsmanagements der Erste Bank. 
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Inanspruchnahme und Erzielung der angestrebten Wirkung des Instruments der 

Wiedereingliederungsteilzeit  

Das geschaffene Modell der Wiedereingliederungsteilzeit wurde von den betroffenen 

Personen gut angenommen. Für Menschen, die die Wiedereingliederungsteilzeit in Anspruch 

nehmen können, bringt diese aus arbeits- und sozialrechtlicher Sicht ein hohes Maß an 

Absicherung mit sich und ist sohin als positiv zu werten. Insbesondere bei Krebserkrankungen 

und nach schweren Operationen erweist sich die Wiedereingliederungsteilzeit als wertvoll. 

Die Tatsache, dass es relativ wenige Anfragen dazu gibt, lässt darauf schließen, dass die 

Wiedereingliederungsteilzeit funktioniert. Zudem bringt das Modell der 

Wiedereingliederungsteilzeit eine Lösung, ohne die unerwünschte Diskussion über den 

Teilkrankenstand zu eröffnen. 

Ein Grund für die starke Inanspruchnahme der Wiedereingliederungsteilzeit ist, dass das 

Instrument sowohl für Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer als auch für Arbeitgeberinnen 

und Arbeitgeber attraktiv ist. Die Möglichkeit, durch druck- und belastungsreduzierte 

Teilzeitarbeit langsam wieder in den Arbeitsprozess hineinzufinden, bietet für 

Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer den Vorteil eines kürzeren Fernbleibens von der 

Arbeit. Hier dürfte auch der „psychologische“ Aspekt ein wesentlicher sein: Durch den 

rascheren Wiedereinstieg sinkt die Angst vor Beendigung des Arbeitsverhältnisses und auch 

die Sorge, zu lange aus dem Arbeitsprozess herausgenommen zu sein. Aus Arbeitgeberinnen- 

und Arbeitgebersicht liegt der Vorteil darin, aufgrund des früheren Einstiegs in den 

Arbeitsprozess nicht so lange auf die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter verzichten zu 

müssen. Überdies wird die Wiedereingliederungsteilzeit als Chance gesehen, bewährte 

Fachkräfte im Unternehmen zu halten. 

Trotz guter Annahme der Wiedereingliederungsteilzeit lässt sich feststellen, dass die 

Möglichkeit der Vereinbarung dieser Teilzeitbeschäftigung den Arbeitnehmerinnen und 

Arbeitnehmern nach wie vor noch zu wenig bekannt ist. Diese erfahren davon oft erst bei 

Beratungen während langer Krankenstände. 

Ob die angestrebten Wirkungen – nämlich die Anhebung des faktischen Pensionsantrittsalters 

und die Erhöhung der Beschäftigungsquote Älterer – erzielt werden, ist aufgrund der wenigen 

Rückmeldungen über einen erfolgreichen Wiedereinstieg schwer zu beurteilen. Die sehr gute 

Annahme des Instruments lässt aber darauf schließen, dass die gewünschten Effekte auch 

erzielt werden und die Wiedereingliederung gelingt. 
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Verbesserungsbedarf hinsichtlich der bestehenden Regelungen zur 

Wiedereingliederungsteilzeit 

Aus arbeitsrechtlicher Sicht wäre ein Rechtsanspruch auf die Wiedereingliederungsteilzeit 

wünschenswert. 

Die im Rahmen der Wiedereingliederungsteilzeit vorgesehene wöchentliche 

Mindeststundenanzahl in der Einstiegsphase wird von den betroffenen Personen als zu hoch 

empfunden und sollte daher gesenkt werden.  

Des Weiteren sollte die Änderung der Teilzeitbeschäftigung, die derzeit nur zweimal möglich 

ist, öfter erfolgen können. 

Die 18-monatige Sperrfrist für den neuerlichen Antritt der Wiedereingliederungsteilzeit sollte 

wegfallen oder zumindest verkürzt werden. Davon würden insbesondere Menschen mit 

Krebs- und psychischen Erkrankungen (etwa Depressionen) profitieren. 

6.2 Wirtschaftskammer Österreich 

In der Beratungspraxis häufig gestellte Fragen 

Neben allgemeinen Fragen über Voraussetzungen und Ablauf der 

Wiedereingliederungsteilzeit war insbesondere von Interesse, wer konkret für welche 

Ansprüche finanziell aufkommen muss und welche Stelle wofür zuständig ist. 

Darüber hinaus gab es vermehrt Fragen der Zulässigkeit der Änderung von Tätigkeiten 

während der Wiedereingliederungsteilzeit; ebenso wurde des Öfteren angefragt, ob das 

Modell auch von Lehrlingen in Anspruch genommen werden kann. 

Hinterfragt wurde der Motivkündigungsschutz der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer. 

Das Bestehen eines solchen, selbst bei Ablehnung der Wiedereingliederungsteilzeit durch die 

Arbeitnehmerin oder den Arbeitnehmer, wird von den Beteiligten als fragwürdig angesehen. 

Häufig angesprochen wurden auch das Arbeitsvertragsänderungsverbot und die 

Einbeziehung der Überstundenpauschale bei der Berechnung des Entgelts (zu den konkreten 

Kritikpunkten siehe die folgenden Ausführungen). 
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An die Interessenvertretung herangetragene Rückmeldungen im Zusammenhang mit 

der Abwicklung 

Grundsätzlich funktioniert die Umsetzung gut. Die Rückmeldungen zur Abwicklungspraxis mit 

den Gebietskrankenkassen sind positiv, da die Umsetzung mit diesen meist unkompliziert 

erfolgt. 

Seitens der Betriebe wird allgemein eine Vereinfachung des Prozesses gewünscht. Die 

Umsetzung der Wiedereingliederungsteilzeit wird als administrativ und zeitlich aufwendig 

empfunden. 

Berichten an die Wirtschaftskammer Österreich zufolge haben die jeweiligen Stellen von 

fit2work unterschiedliche Vorgehensweisen bei der Bearbeitung der notwendigen Formulare. 

Manche fit2work Stellen wollen, dass die Arbeitgeberin bzw. der Arbeitgeber genehmigt, 

bevor die Betriebsärztliche Beratung durchgeführt bzw. die arbeitsmedizinische Einschätzung 

ausgefüllt wurde. Es wäre eine einheitliche Regelung zu treffen, wonach vorab das 

Arztgespräch inkl. Bestätigung durchgeführt wird und erst danach die Arbeitgeberin bzw. der 

Arbeitgeber ihre bzw. seine Entscheidung trifft. 

Probleme wurden von den Beteiligten hinsichtlich der als zu starr angesehenen 

Arbeitszeitvereinbarung und -abwicklung (vgl. § 13a Abs. 2 und 3 AVRAG) gesehen. 

Bei schweren Erkrankungen bzw. sehr langer Dauer der Erkrankung wird die Maximaldauer 

der Wiedereingliederungsteilzeit mitunter als nicht ausreichend bewertet. Darüber hinaus 

wird die Wartefrist für einen erneuten Bezug des Wiedereingliederungsgeldes als zu lange 

angesehen. 

Das Arbeitsvertragsänderungsverbot wird als praxisfern und systemwidrig erachtet, weil dies 

oft auch der Wunsch der konkreten Arbeitnehmerin oder des konkreten Arbeitnehmers ist. 

Das Verbot der Änderung des Tätigkeitsgebiets (§ 13a Abs. 2 letzter Satz AVRAG) wird 

fallweise als hinderlich für den Erfolg einer Wiedereingliederungsteilzeit angesehen. 

Beispiel: Ein Montagetischler will nach einer Burnout-Erkrankung nur mehr im Lager arbeiten 

und nicht wie arbeitsvertraglich vereinbart als Tischler. 

Schließlich erscheint den betroffenen Arbeitgeberinnen und Arbeitgebern das 

Aufrechterhalten der Überstundenpauschale für die Dauer der Wiedereingliederungsteilzeit 

laut erläuternden Bemerkungen, trotz einer anderslautenden OGH-Judikatur (9 ObA 30/15z), 

system- bzw. gesetzwidrig. 
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Gerichtliche Verfahren 

Es gibt – soweit bekannt – ein oberstgerichtliches Verfahren, nämlich OGH 7.5.2019, 10 

ObS129/18w. (Siehe dazu Kapitel 8.2.) 

Von Unternehmen für Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer im Vergleich zu den 

Regelungen zur Wiedereingliederungsteilzeit günstigere angebotene Lösungen 

Von manchen Unternehmen wird eine früher, vor dem Ablauf der sechswöchigen Frist, 

gelegene Rückkehr ermöglicht und die Kosten getragen, obwohl die Arbeitsfähigkeit noch 

nicht zur Gänze vorliegt. 

Einige Unternehmen in der Industrie bieten individuelle bzw. betriebsinterne Lösungen in 

Form von „Schonarbeitsplätzen“ an, also volle Bezahlung, obwohl die Arbeitnehmerin bzw. 

der Arbeitnehmer nur teilweise zur Arbeitsleistung verpflichtet ist. 

Inanspruchnahme und Erzielung der angestrebten Wirkung des Instruments der 

Wiedereingliederungsteilzeit  

Aus der Sicht der Wirtschaftskammer Österreich werden durch die 

Wiedereingliederungsteilzeit durchaus die gewünschten Ziele erreicht, nämlich eine langsame 

Rückkehr an den Arbeitsplatz, der die Arbeitsfähigkeit der Betroffenen nachhaltig und 

langfristig sichert. Betriebe profitieren in Zeiten eines großen Fachkräftemangels ebenso vom 

Erhalt qualifizierter Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter. Die Rückmeldungen der Mitglieder der 

Wirtschaftskammer Österreich sowie von Expertinnen und Experten aus dem Bereich 

Arbeitsmedizin, von Selbsthilfegruppen und Betroffenen sind äußerst positiv. Alle Beteiligten 

bewerten die Möglichkeit, nach einer längeren Krankheit langsam, dafür aber effizient und 

nachhaltig wieder in den Arbeitsprozess integriert zu werden, als ein sehr taugliches 

Instrument zur langfristigen Erhaltung der Arbeitsfähigkeit. 

Das Modell der Wiedereingliederungsteilzeit wird von weit mehr Arbeitnehmerinnen und 

Arbeitnehmern angenommen, als ursprünglich prognostiziert. Die Erwartungen der 

Wirtschaftskammer Österreich betreffend die Inanspruchnahme der 

Wiedereingliederungsteilzeit waren sehr zurückhaltend. Durch das Engagement der 

Stakeholder und wegen der offenbar bestehenden Nachfrage sind die Zahlen 

erfreulicherweise höher. Die Wiedereingliederungsteilzeit ist ein sehr gelungenes 

Steuerungsinstrument, das die Interessen der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer sowie 

der Arbeitgeberinnen und Arbeitgeber berücksichtigt und auch den Sozialsystemen nützt. 
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Die Wiedereingliederungsteilzeit kennt nur Gewinnerinnen und Gewinner: 

• Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer erhalten ihre Jobs und bekommen höhere 

Geldleistungen als im Krankenstand. 

• Arbeitgeberinnen und Arbeitgeber behalten in Zeiten großen Fachkräftemangels 

qualifizierte Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter und zahlen aliquotes Entgelt und aliquote 

Lohnnebenkosten. 

• Das Sozialsystem schreitet präventiv ein, investiert in die Arbeitsfähigkeit von Menschen 

und verhindert höhere Krankenstandstage oder das Ausscheiden aus dem Erwerbsleben 

mit den damit verbundenen Kosten. 

Auch die nachträgliche Einführung der einmonatigen Toleranzfrist war enorm wichtig, da laut 

Rückmeldung der Landeskammern rund ein Viertel aller Fälle in dieser Frist beantragt wurde. 

Das Sozialministerium, fit2work, die Wirtschaftskammer Österreich und andere Stakeholder 

sind bemüht, die Wiedereingliederungsteilzeit zu bewerben und darüber zu informieren. 

Dennoch ist festzustellen, dass sie zwei Jahre nach Inkrafttreten vielfach noch nicht bekannt 

ist. Nach Ansicht der Wirtschaftskammer Österreich gibt es ein noch größeres Potential für die 

Inanspruchnahme der Wiedereingliederungsteilzeit, das gehoben werden kann, wenn die 

Bekanntheit in der breiten Bevölkerung, bei den Ärztinnen und Ärzten und Betrieben noch 

stärker ankommt. Trotz der positiven Zahlen und der positiven Tendenz der 

Inanspruchnahme sollte es in den nächsten Monaten und Jahren unser gemeinsames Ziel sein, 

zu einer großflächigeren Bekanntheit zu verhelfen, damit noch mehr Arbeitnehmerinnen bzw. 

Arbeitnehmer und Betriebe von diesem Erfolgsmodell profitieren können. 

Verbesserungsbedarf hinsichtlich der bestehenden Regelungen zur 

Wiedereingliederungsteilzeit 

Seitens der Wirtschaftskammer Österreich wird die Arbeit mit fit2work teilweise als 

herausfordernd beurteilt. Rückmeldungen haben ergeben, dass ein Wiedereingliederungsplan 

oft gar nicht nötig ist, da ohnehin alle zentralen Punkte in der 

Wiedereingliederungsvereinbarung geregelt werden. Die Abstimmung mit fit2work und die 

Erstellung eines Wiedereingliederungsplans macht die Wiedereingliederung bürokratisch und 

schreckt mitunter interessierte Arbeitgeberinnen und Arbeitgeber ab. 

Generell sollte das Verfahren vereinfacht und der Zugang zur Wiedereingliederungsteilzeit 

durch Abbau bürokratischer Hürden erleichtert werden. Derzeit sind mit der Ärztin bzw. dem 

Arzt der bzw. des Versicherten, fit2work, der Arbeitsmedizinerin bzw. dem Arbeitsmediziner, 

den Betriebsratsmitgliedern und der Chefärztin bzw. dem Chefarzt zu viele Akteurinnen und 

Akteure eingebunden. 
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Ideal wäre die Möglichkeit die Arbeitszeiteinteilung weiter zu flexibilisieren, um sowohl den 

persönlichen Bedürfnissen der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter (je nach täglichem 

Gesundheitszustand) als auch den wirtschaftlichen Bedürfnissen der Arbeitgeberin bzw. des 

Arbeitgebers besser entsprechen zu können. Eine weitere zeitliche Flexibilisierung sollte 

zumindest in Betrieben mit Betriebsrat ermöglicht werden.  

Das während der Wiedereingliederungsteilzeit seitens der Arbeitgeberin bzw. des 

Arbeitgebers zu entrichtende Entgelt sollte nicht nach dem Ausfall (z.B. inkl. nun nicht mehr 

anfallender Überstundenentlohnung) berechnet werden, sondern bloß auf Basis des 

anfallenden Lohnes/Gehaltes. Diese Entgelt-Ausfallszahlungspflicht der Arbeitgeberin bzw. 

des Arbeitgebers führt gerade bei kleineren Unternehmen dazu, dass eine 

Wiedereingliederungsteilzeit nicht zustande kommt. 
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7 Pressemeldungen und 
Medienberichte 

Die mediale Berichterstattung über die Wiedereingliederungsteilzeit wurde für den Zeitraum 

ab der parlamentarischen Beschlussfassung (1. Jänner 2017) bis zum Evaluierungszeitpunkt 

(1. Juli 2019) unter Verwendung des APA Online Managers (AOM) durchleuchtet. 

In folgenden Quellen der Presse- und Medienlandschaft fanden sich Beiträge zu dieser 

Thematik: APA-Basisdienst, OTS-Originaltext-Service, ATV, Der Standard, Die Presse, Falter, 

Gewinn, Heute, Kleine Zeitung, Kommunal, Kronen Zeitung, Kurier, Medianet, Neue 

Vorarlberger Tageszeitung, News, NÖN, Oberösterreichisches Volksblatt, OÖ Nachrichten, 

ORF, Österreich, Pro7, Profil, Puls 4, Salzburger Nachrichten, Tiroler Tageszeitung, 

Vorarlberger Nachrichten und Wiener Zeitung. 

Zum Stichwort Wiedereingliederungsteilzeit wurden 135 Meldungen erhoben. Die erste 

Meldung erfolgte am 2. Jänner 2017. Die Berichterstattung endet im März 2019 (von Jänner 

2019 bis März 2019 gab es nur mehr fünf Meldungen). 

Tabelle 21 – Themenschwerpunkte und Anzahl der Meldungen seit 1. Jänner 2017 bis zum 

Evaluierungszeitpunkt 1. Juli 2019 

Themenschwerpunkte Meldungen 
2017 

Meldungen 
2018 

Meldungen 
2019 

Gesamt 

Wiedereingliederungsteilzeit für öffentlich 
Bedienstete 

0 27 0 27 

Wiedereingliederungsteilzeit im 
Zusammenhang mit Krebserkrankungen 

21 4 0 25 

Information zum Inkrafttreten, 
Voraussetzungen für die 
Wiedereingliederungsteilzeit 

15 0 0 15 

Antrittszeitpunkt der 
Wiedereingliederungsteilzeit – 
Gesetzesnovelle 

0 15 0 15 

Informationsveranstaltungen zur 
Wiedereingliederungsteilzeit 

10 1 1 12 

Zahlen zeigen Erfolg, Zahl der Anträge 3 5 0 8 
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Themenschwerpunkte Meldungen 
2017 

Meldungen 
2018 

Meldungen 
2019 

Gesamt 

Wiedereingliederungsteilzeit ist kein 
Teilzeitkrankenstand 

3 2 0 5 

Kritik - bürokratische Hürden 3 1 0 4 

Wiedereingliederungsteilzeit im 
Zusammenhang mit der sinkenden Zahl an 
Krankenständen 

2 1 1 4 

Fit2work informiert über 
Wiedereingliederungsteilzeit 

0 4 0 4 

Wiedereingliederungsteilzeit für öffentlich 
Bedienstete gefordert 

2 1 0 3 

Wiedereingliederungsteilzeit im 
Zusammenhang mit der Auszeichnung 
„Great Place to Work“ 

0 2 1 3 

Wiedereingliederungsteilzeit im 
Zusammenhang mit psychischen 
Erkrankungen 

1 2 0 3 

Rechtsanspruch auf 
Wiedereingliederungsteilzeit 

2 1 0 3 

Kritik - Sperrfrist 1 1 0 2 

Kritik – mangelnde Bekanntheit 0 2 0 2 

Wiedereingliederungsteilzeit im 
Zusammenhang mit multipler Sklerose 

0 1 1 2 

Allgemeine Information zum 
Krankenstand, Hinweis auf 
Wiedereingliederungsteilzeit 

1 0 1 2 

Wiedereingliederungsteilzeit für 
Gemeindeangestellte in Vorarlberg 

0 1 0 1 

Mäßige Akzeptanz 0 1 0 1 

Wiedereingliederungsteilzeit nach Karenz 0 1 0 1 

Vereinbarkeit von Krankheit und Beruf – 
Kompromiss von allen Seiten 

0 1 0 1 

Gesamt 64 74 5 143 

Quelle: APA Online Manager – Pressemeldungen zum Stichwort „Wiedereingliederungsteilzeit“ 

In den erhobenen Meldungen ging es im ersten Halbjahr 2017 hauptsächlich um den Hinweis 

des Inkrafttretens am 1. Juli 2017, dabei wurde in den Berichten vorwiegend auf die 

Voraussetzungen für die Inanspruchnahme der Wiedereingliederungsteilzeit eingegangen. In 
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den Monaten Jänner bis März 2017 gab es vermehrt Artikel zum Thema Krebserkrankungen 

(19 Meldungen), in denen auf die Möglichkeit der Wiedereingliederungsteilzeit hingewiesen 

wurde. Im Vergleich dazu gab es seit 2018 nur noch vier Meldungen zum Thema 

Wiedereingliederungsteilzeit im Zusammenhang mit Krebserkrankungen. 

In der zweiten Jahreshälfte 2017 gab es erste Erfolgsmeldungen, so berichtete die 

Tageszeitung Oberösterreichische Nachrichten, dass die Inanspruchnahme die Erwartungen 

bei weitem übertreffe. Kritisiert wurden im Artikel allerdings der fehlende Rechtsanspruch 

auf Wiedereingliederung seitens der Arbeiterkammer und die bürokratischen Hürden seitens 

der Wirtschaftskammer. Weitere Kritikpunkte waren die Sperrfrist von 18 Monaten und die 

mangelnde Bekanntheit bei Versicherten, Arbeitgeberinnen und Arbeitgebern und Ärztinnen 

und Ärzten. 

Im ersten Halbjahr 2018 gab es nur vereinzelt Meldungen zum Thema. Einen Anstieg an 

Meldungen gab es dann in der Jahresmitte (insgesamt 31 Meldungen im Juni und Juli); zwei 

Themen waren hier vorherrschend: die Novelle, mit welcher der mögliche Antrittszeitpunkt 

der Wiedereingliederungsteilzeit klargestellt wurde und die Dienstrechtsnovelle 2018, im 

Zuge derer die Inanspruchnahme der Wiedereingliederungsteilzeit auch für 

Vertragsbedienstete des Bundes möglich wurde. Ende 2018 kam es im Zuge der zweiten 

Dienstrechtsnovelle 2018, mit der die Wiedereingliederungsteilzeit auch Bundesbeamtinnen 

und -beamten ermöglicht wurde, wieder zu einem Anstieg an Meldungen. 

Die Berichterstattung zum Thema kann grundsätzlich als positiv beurteilt werden: 

insbesondere wurde berichtet, dass die Schaffung eines arbeits- und 

sozialversicherungsrechtlichen Modells für eine stufenweise Wiedereingliederung in den 

Arbeitsprozess nach längerer Krankheit den bestehenden Bedarf deckt und sowohl von Seiten 

der Wirtschaftskammer als auch von Seiten der Arbeiterkammer befürwortet wird. Nur eine 

einzige Pressemeldung (Vorarlberger Nachrichten – 2018) sieht eine mäßige Akzeptanz. 
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8 Literatur und Judikatur 

8.1 Literatur 

Das arbeits- und sozialversicherungsrechtliche Modell der Wiedereingliederungsteilzeit wird in 

zahlreichen Fachzeitschriften und -büchern vor dem Hintergrund unterschiedlicher juristischer 

und sozialpolitischer Blickwinkel diskutiert. 

Die nachstehenden Tabellen bieten eine Übersicht der in der RDB Rechtsdatenbank 

(österreichische digitale Sammlung juristischer Publikationen der Manz’schen Verlags- und 

Universitätsbuchhandlung) zum Thema Wiedereingliederungsteilzeit erfassten Publikationen. 

Tabelle 22 – Anzahl der seit Jänner 2017 bis zum Evaluierungszeitpunkt 1. Juli 2019 in den 

Fachzeitschriften genannten Schwerpunkte 

Themenschwerpunkte 2017 2018 2019 Gesamt 

Inkrafttreten, Voraussetzungen 21 7 0 27 

Ziele der Wiedereingliederungsteilzeit 6 4 0 10 

Antrittszeitpunkt der 
Wiedereingliederungsteilzeit 

1 7 0 8 

Motivkündigungsschutz 5 2 0 7 

Abgrenzung zu Teilkrankenstand 3 3 0 6 

Gleitzeit/ungleichmäßige Verteilung der 
Arbeitszeit/Schichtbetrieb/Lage der 
Arbeitszeit/Saisonarbeit 

3 3 0 6 

Erkrankung während der 
Wiedereingliederungsteilzeit 

2 3 0 5 

Mehrdienstleistungen/Überstunden 4 0 0 4 

Konkurrenz von Ansprüchen 
(Berufsunfähigkeitspension, 
Rehabilitationsgeld, etc.) 

1 3 0 4 

Bürokratische Hürden, hohe Komplexität 4 0 0 4 

Akzeptanz des Modells, höhere Zahl der 
Anträge als erwartet 

1 3 0 4 
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Themenschwerpunkte 2017 2018 2019 Gesamt 

Sperrfrist 0 1 3 4 

Unterschiede zur Wiedereingliederung in 
Deutschland 

0 3 0 3 

Arbeitsfähigkeit und medizinische 
Zweckmäßigkeit der 
Wiedereingliederungsteilzeit 

2 1 0 3 

Entziehung des 
Wiedereingliederungsgeldes 

0 2 1 3 

Altersteilzeit im Zusammenhang mit 
Wiedereingliederungsteilzeit 

1 1 0 2 

Wiedereingliederungsteilzeit im 
Zusammenhang mit einer Behinderung 

2 0 0 2 

Änderung des Tätigkeitsfeldes im Zuge 
einer Wiedereingliederungsteilzeit 

1 1 0 2 

Beendigung des Arbeitsverhältnisses 
während Wiedereingliederungsteilzeit 

0 2 0 2 

Wiedereingliederungsteilzeit für 
Landarbeiterinnen und Landarbeiter 

0 0 1 1 

Wiedereingliederungsteilzeit im 
Zusammenhang mit Elternkarenz 

0 1 0 1 

Quelle: RDB Rechtsdatenbank – Publikationen in Zeitschriften zum Stichwort „Wiedereingliederungsteilzeit“ 

Tabelle 23 – Auflistung der Autorinnen und Autoren, die sich in Fachzeitschriften mit Aspekten 

der Wiedereingliederungsteilzeit auseinandersetzten 

Autorinnen und Autoren Publikationstitel Fundstellen 

Auer-Mayer, Susanne Behinderung und Arbeitsrecht DRdA 2018,  
3/2018 

Dunst, Christian 
Panhölzl, Wolfgang 

Die Wiedereingliederung nach langen 
Krankenständen 

DRdA-infas 2017, 113 
2/2017 

Ercher-Lederer, Gerda Nachvollziehung arbeitsrechtlicher Regelungen für 
Landarbeiter 

ASok 2019,32 
1/2019 

Födermayr, Barbara Rehabilitationsanspruch im Pensionsrecht DRdA 2017, 174 
3/2017 

Födermayr, Barbara Wiedereingliederungsteilzeit (WET) SozSi 2018, 470 
11/2018 
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Gerhartl, Andreas Änderungen bei der Wiedereingliederungsteilzeit 
und bei Betriebspensionen 

PV-Info 7/2018, 10 
7/2018 

Gerhartl, Andreas Das Wiedereingliederungsteilzeitgesetz PV-Info 2/2017, 3 
2/2017 

Gleißner, Rolf Arbeits- und Sozialrecht: aktuelle Änderungen bzw 
Änderungen mit 1. 7. 2017 

ZAS 2017/38 
4/2017 

Gleißner, Rolf Arbeits- und sozialrechtliche Änderungen zum 
1. Juli 2018 

ZAS 2018/43 
4/2018 

Gleißner, Rolf 
Kircher, Martin 

Die neue Wiedereingliederungsteilzeit  
Sonderheft ZAS-Tag 2016 

ZAS 2017/20 
2a/2017 

Gleißner, Rolf 
Kircher, Martin 

Arbeits- und Sozialrecht: Gesetzliche Änderungen 
ab 1. Jänner 2017 

ZAS 2017/9 
1/2017 

Glowacka, Marta J. Arbeits- und Sozialrecht im Regierungsprogramm 
2017 bis 2022 

ASoK 2018, 2 
1/2018 

Herr, David Das Konzept einer Teilarbeitsunfähigkeit und 
weitere Perspektiven der Wiedereingliederung 

und der Rehabilitation in Deutschland 

SozSi 2018, 513 
12/2018 

Höltl, Eva 
Jöst, Andreas 
Wolf, Christoph 

Die neue Wiedereingliederungsteilzeit - eine 
Maßnahme im oder nach dem Krankenstand? 

ecolex 2017, 879 
9/2017 

Izgi, Murat 
Panhölzl, Wolfgang 

Verhältnis Berufsunfähigkeitspension zur 
Wiedereingliederungsteilzeit 

DRdA-infas 2018, 47 
1/2018 

Jöbstl, Heike 
Wochner, Christian 

Länger arbeiten bei guter Gesundheit - Umsetzung 
der neuen Leistungen in der Praxis 

SozSi 2018, 503 
12/2018 

Köck, Stefan 
Sprinzl, Benedikt 

Checkliste: Wiedereingliederungsteilzeit ZAS 2017/18 
2/2017 

Kocher, Christa 
Proksch Franz 

Die Lohnverrechnung 2018 SWK 1-2/2018, 9 

Lindmayr, Manfred Leitfaden zur Wiedereingliederungsteilzeit ARD 6620/1/2018 

Mair, Andreas Wiedereingliederungsteilzeit DRdA-infas 2018, 190 
3/2018 

Mosing, Florian Die arbeits- und sozialrechtlichen Aspekte der 
Wiedereingliederungsteilzeit 

ecolex 2017, 347 
4/2017 

Rauch, Thomas Berechnung der Abfertigung alt bei Teilübertritt ASoK 2018, 256 
7/2018 

Sabara, Bettina Änderungen bei der Wiedereingliederungsteilzeit 
und im BPG - Regierungsvorlage 

ARD 6601/10/2018 
 

Sabara, Bettina Änderungen bei der Wiedereingliederungsteilzeit 
und im BPG - BGBl 

ARD 6612/11/2018 
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Saurugger, Beate Erleichterung beim Zugang zur 
Wiedereingliederungsteilzeit und Umsetzung der 

Portabilitätsrichtlinie 

ASoK 2018, 271 
7/2018 

Saurugger, Beate Wiedereingliederungsteilzeitgesetz ASoK 2016, 493 
12/2016 

Shubshizky, Alfred Regelung des Antrittszeitraums für die 
Wiedereingliederungsteilzeit 

ASoK 2018, 274 
7/2018 

Spenling, Anton Der „ZAS-Tag“ 2016, Sonderheft ZAS-Tag 2016 ZAS 2017/19 
2a 2017 

Steiner, Elisabeth 
Zankel, Sebastian 

Aktuelle Rechtsprobleme bei 
Wiedereingliederungsteilzeitvereinbarungen  
Insbesondere bezüglich Schichtbetrieb und 

Gleitzeit 

ASoK 2018, 337 
9/2018 

Vogt-Majarek, Birgit 
Mantler, Sophie 

Wiedereingliederungsteilzeit aus praktischer Sicht ARD 6554/5/2017 

Weber, Stella 53. Wissenschaftliche Tagung der österreichischen 
Gesellschaft für Arbeitsrecht und Sozialrecht 

DRdA-infas 2018, 196 
3/2018 

Weissensteiner, Monika Änderungen im Sozialversicherungsrecht DRdA-infas 2018, 337 
5/2018 

Welti, Felix 
Dittmann, René 

Die Rechtsgrundlagen der (Wieder)Eingliederung 
am Arbeitsplatz in Deutschland 

SozSi 2018, 449 
11/2018 

Windisch-Graetz, 
Michaela 

Doppelgleisiger Rechtsschutz für Arbeitnehmer 
mit Behinderung, Sonderheft ZAS-Tag 2017 

ZAS 2018/23 
2a/2018 

Winkler, Barbara Arbeitsrechtliche Konsequenzen variabler Entgelte  
Beendigung - Entgeltfortzahlung - 

Beschäftigungsverbote und Elternteilzeit - 
Wiedereingliederungsteilzeit 

ZAS 2017/3 
1/2017 

Zankel, Sebastian Einarbeiten von Fenstertagen bei 
Teilzeitbeschäftigten - Was ist zulässig? 

ASoK 2017, 329 
9/2017 

Quelle: RDB Rechtsdatenbank. 

Tabelle 24 – Auflistung der Autorinnen und Autoren, die sich in Fachbüchern mit Aspekten 

der Wiedereingliederungsteilzeit auseinandersetzten 

Autorinnen und Autoren Publikationstitel Fundstellen 

Atria, Robert Beendigung des Arbeitsverhältnisses Handbuch Arbeitsrecht, Kapitel 11 
Hrsg.: Kuras, Gerhard 



Evaluierung Wiedereingliederungsteilzeit  93 von 104 

Autorinnen und Autoren Publikationstitel Fundstellen 

Brameshuber, Elisabeth 
Aschauer, Paula 

Sozialversicherungsrecht Jahrbuch Sozialversicherungsrecht 
2018, 3 

Burger, Florian G. 
Hofer, Alexander 

42. Klausel: Betriebliche 
Mitarbeitervorsorge 

Zeller Handbuch Arbeitsvertrags-
Klauseln Besonderer Teil 

Hrsg.:Reissner, Gert-Peter 
Neumayr, Mathias 

Kallab, Thomas 
Hauser, Robert 

Entgeltfortzahlungsgesetz und 
Wiedereingliederungsteilzeit 

Reihe: Gesetze und Kommentare 
118 - 6. Auflage, Verlag des ÖGB, 

Wien 2018 

Gleitsmann, Martin 
Kircher, Martin 

Wiedereingliederung nach langen 
Krankenständen - 

Wiedereingliederungsteilzeitgesetz 

Jahrbuch Sozialversicherungsrecht 
2017, 179 

Henhofer, Klaus Krankheit, Pflegefreistellung, 
Arbeitsverhinderungen und Urlaub 

Handbuch Arbeitsrecht, Kapitel 7 
Hrsg.: Kuras, Gerhard 

Hofbauer, Josef 
Krammer, Michael 

Wiedereingliederungsteilzeitgesetz Lohnsteuer 2019, 278 

Jöst, Andreas 
Ghahramani-Hofer, Jessica 

22. Klausel: Vereinbarung der 
Normalarbeitszeit im Anwendungsfeld 

des AZG 

Zeller Handbuch Arbeitsvertrags-
Klauseln, Besonderer Teil 
Hrsg.:Reissner, Gert-Peter 

Neumayr, Mathias 

Koren, Gernot 
Forster, Reinhard 

Early Intervention 
Was kann betriebliches Gesundheits- und 

Wiedereingliederungsmanagement? 

Early Intervention Tagungsband 
Hrsg.:Traut-Mattausch, Eva 

Pfeil, Walter 
Mosler, Rudolf 

Pfeil, Walter J. Wozu early Intervention? Eine Einführung 
in das Thema 

Early Intervention Tagungsband 
Hrsg.:Traut-Mattausch, Eva 

Pfeil, Walter 
Mosler, Rudolf 

Radner, Thomas 
Ghahramani-Hofer, Jessica 

27. Klausel: Altersteilzeit Zeller Handbuch Arbeitsvertrags-
Klauseln, Besonderer Teil 
Hrsg.:Reissner, Gert-Peter 

Neumayr, Mathias 

Röhrich, Sigrid Early Intervention und fit2work Early Intervention Tagungsband 
Hrsg.:Traut-Mattausch, Eva 

Pfeil, Walter 
Mosler, Rudolf 

Schrattbauer, Birgit Die neue Wiedereingliederungsteilzeit 
 

Early Intervention Tagungsband 
Hrsg.:Traut-Mattausch, Eva 

Pfeil, Walter 
Mosler, Rudolf 

Spitzl,  
Hagander 

Entgelt, Auslagenersatz, Abrechnung Handbuch Arbeitsrecht, Kapitel 3 
Hrsg.:Kuras, Gerhard 
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Autorinnen und Autoren Publikationstitel Fundstellen 

Stärker, Lukas 
Ghahramani-Hofer, Jessica 

23. Klausel: Teilzeitarbeit Zeller Handbuch Arbeitsvertrags-
Klauseln, Besonderer Teil 
Hrsg.:Reissner, Gert-Peter 

Neumayr, Mathias 

Wachter, Gustav Die Gesetzgebung im Arbeitsrecht im Jahr 
2017 

Jahrbuch Arbeitsrecht und 
Sozialrecht 2018, 11 

Quelle: RDB Rechtsdatenbank. 

Tabelle 25 – Auflistung der Autorinnen und Autoren, die sich in juristischen Kommentaren mit 

Aspekten der Wiedereingliederungsteilzeit auseinandersetzten 

Autorinnen und Autoren Kommentar zu Fundstellen 

Bergauer, Michael § 306 ASVG  Mosler/Müller/Pfleil, Der SV-Komm 

Drs, Monika § 8 AngG Neumayr/Reissner, Zeller 
Kommentar zum Arbeitsrecht 

Drs, Monika § 138 ASVG 
§ 141 ASVG 
§ 143 ASVG 

§ 143d ASVG 

Mosler/Müller/Pfleil, Der SV-Komm 

Fellner, Wolfgang § 50f BDG 
§ 20c VBG 

Fellner, Beamten 
Dienstrechtsgesetz 1979 

Felten, Elias § 19d AZG Auer-Mayer/Felten/Pfeil, 
Arbeitszeitgesetz 

Födermayr, Barbara § 143a ASVG  Mosler/Müller/Pfleil, Der SV-Komm 

Gruber, Ines § 143d ASVG Poperl/Trauner/Weißenböck, ASVG 
Praxiskommentar  

Mair, Andreas § 13a AVRAG Binder/Burger/Mair, 
Arbeitsvertragsrechts-

Anpassungsgesetz 

Mayr, Klaus § 20c VBG Mayr, Arbeitsrecht 

Mayr, Klaus 
Erler, Gregor 

§ 10 UrlG Mayr/Erler, Urlaubsgesetz 

Müller, Rudolf § 179 ASVG Mosler/Müller/Pfleil, Der SV-Komm 

Pfeil, Walter § 13a AVRAG Neumayr/Reissner, Zeller 
Kommentar zum Arbeitsrecht 

Reissner, Gert-Peter § 97 ArbVG Neumayr/Reissner, Zeller 
Kommentar zum Arbeitsrecht 
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Autorinnen und Autoren Kommentar zu Fundstellen 

Resch, Reinhard § 6 BMSVG Neumayr/Reissner, Zeller 
Kommentar zum Arbeitsrecht 

Schramm, Wolfgang § 88 ASVG 
§ 99 ASVG 

§ 100 ASVG 

Mosler/Müller/Pfleil, Der SV-Komm 

Wolliger, Sandra § 15 AVRAG Neumayr/Reissner, Zeller 
Kommentar zum Arbeitsrecht 

Quelle: RDB Rechtsdatenbank 

Neben den arbeits- und sozialversicherungsrechtlichen Voraussetzungen für den Antritt der 

Wiedereingliederungsteilzeit und dem Ablauf der für den Antritt notwendigen Schritte 

werden in der Literatur eine Reihe von Auslegungsfragen angeführt und erörtert, ob die Ziele, 

die mit dem Modell erreicht werden sollen (die Erleichterung der Rückkehr in den 

Arbeitsalltag nach einem langen Krankenstand, die Erhöhung des faktischen 

Pensionsantrittsalters und die Senkung der Wahrscheinlichkeit des Rückfalls) in der gelebten 

Praxis auch realisiert werden können.  

Hinsichtlich der Auslegungsfragen fand insbesondere der zulässige Zeitpunkt des Antritts der 

Wiedereingliederungsteilzeit häufig Erwähnung – eine wesentliche Frage, die sich gleich nach 

dem Inkrafttreten der gesetzlichen Bestimmungen für die Umsetzung in der Praxis stellte. Dies 

führte zur gesetzlichen Klarstellung in der Novelle BGBl. I Nr. 54/2018, in der festgelegt wurde, 

dass die Wiedereingliederungsteilzeit spätestens einen Monat nach dem Ende der 

Arbeitsunfähigkeit angetreten werden muss. So ergab sich für Höltl/Jöst/Wolf (Die neue 

Wiedereingliederungsteilzeit – eine Maßnahme im oder nach dem Krankenstand?, ecolex 

2017, 879) aus dem Gesetzestext nicht, dass die Wiedereingliederungsteilzeit nahtlos an den 

Krankenstand anschließen muss. Die Wiedereingliederungsteilzeit müsse lediglich im 

Zusammenhang mit einer längeren Erkrankung stehen. Auch aus dem Sinn und Zweck der 

Bestimmung ergäbe sich nichts Anderes, vielmehr müsse nach dem Krankenstand noch eine 

angemessene Zeit für den Abschluss der Wiedereingliederungsteilzeit-Vereinbarung zur 

Verfügung stehen. 

Kritisch angemerkt wurden auch bestehende Fragen der Ausübung der 

Wiedereingliederungsteilzeit bei Schichtarbeit und gleitender Arbeitszeit. Da diese 

Arbeitszeitmodelle oftmals eine Übertragbarkeit von Zeitguthaben über den Monatsletzten 

hinaus vorsehen, ergeben sich Umsetzungsprobleme hinsichtlich der engen rechtlichen 

Grenzen zulässiger Wiedereingliederungsteilzeitvereinbarungen. Steiner/Zankel (Aktuelle 

Rechtsprobleme bei Wiedereingliederungsteilzeitvereinbarungen, ASoK 2018, 337) sehen hier 
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den Gesetzgeber gefordert, Erfahrungen aus der täglichen Praxis in künftige Gesetzesnovellen 

einfließen zu lassen, um einer größeren Anzahl an Personen die Teilnahme an der 

Wiedereingliederungsteilzeit zu ermöglichen. 

Schrattbauer (Die neue Wiedereingliederungsteilzeit, Tagungsband Early Interverntion, 34ff) 

kritisiert, dass das Ausmaß der Arbeitszeitreduzierung streng reglementiert ist und die 

Geringfügigkeitsgrenze sowie die absolute Untergrenze von 12 Wochenstunden für 

Personen, die bereits vor ihrer Erkrankung teilzeitbeschäftigt waren, eine 

Wiedereingliederungsteilzeit schwierig machen könnte. Verbesserungsbedarf gäbe es auch 

bezüglich der Sperrfrist, da sie auch im Fall einer gescheiterten Wiedereingliederungsteilzeit 

greift. Diese Regelung könnte sich als Hemmnis für einen aus medizinischer Sicht sinnvollen 

neuerlichen Versuch, schrittweise an den Arbeitsplatz zurückzukehren, erweisen. Diese 

Bestimmung kann aber nicht im Auslegungsweg beseitigt werden, hier könnte – so die Autorin 

– nur eine Gesetzesänderung Abhilfe schaffen. 

Nach Mosing (Die Arbeits- und sozialrechtlichen Aspekte der Wiedereingliederungsteilzeit, 

ecolex 2017, 347ff) ist die Beschränkung des Gestaltungsspielraums für die 

Wiedereingliederungsteilzeit durch § 13a Absatz 2 AVRAG – nach dem die Vereinbarung keine 

Auswirkungen auf die seitens der Arbeitnehmerin oder des Arbeitnehmers im Rahmen des 

Arbeitsvertrages geschuldeten Leistung haben darf – zu hinterfragen. Nach den 

Erläuterungen sind durch die Arbeitszeitreduktion bedingte Änderungen des Tätigkeitsfeldes 

zulässig, soweit sich diese nach wie vor im Rahmen der arbeitsvertraglichen Pflichten 

bewegen. In den Raum gestellt wird, dass auch Tätigkeiten vereinbart werden könnten, die 

sich im Rahmen eines bereits vereinbarten Versetzungsvorbehalts bewegen. 

Zur Realisierung der Ziele merkt insbesondere Andreas Mair (Wiedereingliederungsteilzeit, 

DRdA-infas 2018, 190) an, dass erst die Zukunft zeigen kann, inwieweit die Ziele tatsächlich 

erreicht werden können. Fest steht hingegen, dass ein Sonderstatus zwischen Arbeitsfähigkeit 

und Arbeitsunfähigkeit („Teilkrankenstand“) hintangehalten wird. 

In der juristischen Fachliteratur wird der Idee und der rechtlichen Ausgestaltung der 

Wiedereingliederungsteilzeit durchwegs ein gutes Zeugnis ausgestellt. Positiv erwähnt wird, 

dass die Möglichkeit, nach einem mindestens sechswöchigen Krankenstand wieder mit 

zunächst reduzierter Arbeitszeit in den Arbeitsalltag zurückzukehren, in der Praxis gut 

angenommen wird (die Zahl der Versicherten, die das Modell annehmen, sei größer als 

erwartet) und dass auch die Vollziehung im Großen und Ganzen reibungslos verläuft (vgl. z.B. 

insbesondere Monika Weissensteiner, Änderungen im Sozialversicherungsrecht, DRdA-infas 

2018, 337). Die Wiedereingliederungsteilzeit wird als „Schritt in die richtige Richtung“ 

gesehen, vor allem aufgrund der Notwendigkeit, mit Maßnahmen zur Erhaltung der 
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Arbeitsfähigkeit möglichst früh zu beginnen. Die sanfte Reintegration wird dabei als ein 

wesentlicher Aspekt betrachtet (vgl. dazu vor allem Barbara Födermayr, 

Wiedereingliederungsteilzeit (WET) FN 1, SozSi 2018, 470). 

Gleißner/Kircher (Die neue Wiedereingliederungsteilzeit, ZAS 2017/20, 106) weisen darauf 

hin, dass die Akzeptanz der Wiedereingliedereingliederungsteilzeit aufgrund ihrer 

Komplexität im Bereich der Klein- und Mittelbetriebe sich schwierig gestalten könnte. Um die 

Arbeitnehmerin bzw. den Arbeitnehmer zu schützen, hat der Gesetzgeber zahlreiche 

detaillierte Vorgaben vorgesehen, anstatt es wie bei anderen funktionierenden Modellen wie 

Bildungskarenz und -teilzeit bei den wesentlichen Rahmenbedingungen zu belassen. 

8.2 Judikatur 

Da es keinen Rechtsanspruch auf eine Wiedereingliederungsteilzeit gibt, kann weder die 

Arbeitgeberin oder der Arbeitgeber noch die Arbeitnehmerin oder der Arbeitnehmer eine 

solche Vereinbarung vor Gericht erzwingen. Eine Kündigung aufgrund einer Inanspruchnahme 

oder Ablehnung einer Wiedereingliederungsteilzeit kann jedoch gerichtlich angefochten 

werden. 

Wird eine Wiedereingliederungsteilzeit vereinbart und dem Antrag auf 

Wiedereingliederungsgeld seitens des Krankenversicherungsträgers nicht stattgegeben, bleibt 

der Arbeitnehmerin oder dem Arbeitnehmer ebenfalls die Möglichkeit, den Anspruch auf 

Wiedereingliederungsgeld gerichtlich durchzusetzen. 

Zu Fragen der Wiedereingliederungsteilzeit gibt es – soweit bekannt – nur ein 

oberstgerichtliches Urteil (OGH 10 ObS 129/18w). Auch sind keine laufenden Verfahren 

bekannt. 

Gegenstand des Urteils OGH 10 ObS 129/18w vom 7. Mai 2019 ist der zulässige Antritt der 

Wiedereingliederungsteilzeit. 

Folgender Sachverhalt liegt dem Urteil zugrunde: Die klagende Partei (Arbeitnehmer) befand 

sich vom 20. Februar 2017 bis 28. Juli 2017 im Krankenstand. Noch während des 

Krankenstandes teilte der Kläger seinem Arbeitgeber mit, Wiedereingliederungsteilzeit in 

Anspruch nehmen zu wollen. Am 31. Juli 2017 (29. Juli und 30. Juli war ein arbeitsfreies 

Wochenende) trat der Kläger seinen Dienst wieder an und vereinbarte eine Reduktion seiner 

wöchentlichen Normalarbeitszeit auf 25 Stunden. Erst am 23. August 2017 lagen die 

erforderlichen Bestätigungen des Arbeitgebers und der Arbeitsmedizinerin vor, dass eine 
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schriftliche Vereinbarung über die Wiedereingliederungsteilzeit zwischen dem Kläger und 

seinem Arbeitgeber für die Zeit von 29. Juli 2017 bis 31. Jänner 2018 an diesem Tag 

abgeschlossen wurde. Dem Antrag auf Wiedereingliederungsgeld wurde von der 

Steiermärkischen Gebietskrankenkasse nicht stattgegeben. Begründet wurde dies damit, dass 

die Wiedereingliederung unmittelbar im Anschluss an den Krankenstand, und zwar mit bereits 

vom Krankenversicherungsträger bewilligter Wiedereingliederungsvereinbarung, begonnen 

werden muss. 

Das Erstgericht wies das Klagebegehren auf Wiedereingliederungsgeld ab. Das 

Berufungsgericht gab der Berufung Folge, hob das angefochtene Urteil auf und verwies die 

Rechtssache zur neuerlichen Verhandlung und Entscheidung an das Erstgericht zurück. Die 

Inanspruchnahme der Wiedereingliederungsteilzeit sei auch nach einer kurzfristigen, in 

einem zeitlichen und ursächlichen Konnex zur ursprünglichen Arbeitsunfähigkeit stehenden 

Arbeitsaufnahme möglich (dies ergäbe sich aus der – mittlerweile erfolgten – Novellierung 

des § 13a AVRAG mit BGBl I Nr. 54/2018). 

Der von der Beklagten erhobene Rekurs ist nach Auffassung des OGH nicht berechtigt. Der 

OGH hält fest, dass dem Argument der Revisionswerberin, die medizinische Zweckmäßigkeit 

einer Wiedereingliederungsteilzeit könne im Falle einer rückwirkenden Antragsstellung nicht 

mehr überprüft werden, nicht zu folgen ist. Dem Kläger stünde gemäß § 102 Absatz 1 ASVG 

die Möglichkeit offen, Wiedereingliederungsgeld binnen zwei Jahren nach Entstehung des 

Anspruchs zu beantragen. Darüber hinaus hat der Gesetzgeber klargestellt, dass die 

Wiedereingliederungsteilzeit bis zu einen Monat nach dem Ende des mindestens 

sechswöchigen Krankenstandes beantragt werden kann. Ein klagsstattgebendes Urteil über 

das Wiedereingliederungsgeld ersetzt die Bewilligung und auch die Zustellung an den 

Arbeitgeber. Nach Ansicht des OGH ist das Berufungsgericht zutreffend davon ausgegangen, 

dass der Kläger dem Grunde nach ab dem 24. August 2017 einen Anspruch auf 

Wiedereingliederungsgeld hat. 
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9 Resümee 

9.1 Erkenntnisse aus der Evaluierung der Wiedereingliederungsteilzeit 

Aus der Evaluierung zeigt sich, dass die gewünschten Ziele – nämlich eine langsame Rückkehr 

an den Arbeitsplatz, welche die Arbeitsfähigkeit der Betroffenen nachhaltig und langfristig 

sichert – durchaus erreicht werden. Die Einführung des Instruments wurde gut vorbereitet 

und begleitet sowie über die Erwartungen gut angenommen. Betriebe profitieren in Zeiten 

eines großen Fachkräftemangels ebenso vom Erhalt qualifizierter Mitarbeiterinnen und 

Mitarbeiter, wie die betroffenen Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer vom Erhalt ihrer 

Arbeitsfähigkeit und Gesundheit profitieren. Die Rückmeldungen der betroffenen 

Arbeitsvertragsparteien samt deren Interessenvertretungen, der Krankenversicherungsträger, 

der Beratungsstellen von fit2work sowie der Expertinnen und Experten aus dem Bereich 

Arbeitsmedizin sind äußerst positiv. Alle Beteiligten bewerten die 

Wiedereingliederungsteilzeit als ein sehr taugliches Instrument zur langfristigen Erhaltung der 

Arbeitsfähigkeit, vor allem aufgrund der Notwendigkeit und der Vorteile einer frühzeitigen 

Intervention. 

Die Wiedereingliederungsteilzeit wird als ein sehr gelungenes Steuerungsinstrument 

gesehen, das neben den Interessen der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer und den 

Arbeitgeberinnen und Arbeitgeber insbesondere auch dem Sozialsystem nützt. 

Ob die angestrebten Wirkungen – nämlich die langfristige Sicherung des gesetzlichen 

Pensionssystems durch Anhebung des faktischen Pensionsantrittsalters und der 

Beschäftigungsquote Älterer – tatsächlich erreicht werden, ist derzeit schwer zu beurteilen 

und kann sich erst in Zukunft (unter Umständen nach einer weiteren Evaluierung) zeigen. 

Das Modell der Wiedereingliederungsteilzeit wird – durch den bestehenden Bedarf der 

Maßnahmen und den kompetenten Einsatz der Stakeholder bei der Abwicklung – von weit 

mehr Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern angenommen, als ursprünglich prognostiziert. 

Insgesamt wurden bis 30. Juni 2019 österreichweit 7.331 Anträge auf 

Wiedereingliederungsgeld gestellt, davon wurden 6.965 Fälle (97 Prozent) positiv erledigt. 217 

Anträge mussten abgelehnt werden, 149 Anträge waren zum 30. Juni 2019 in Bearbeitung. Die 

sehr gute Annahme des Instruments in der Praxis lässt darauf schließen, dass die 

gewünschten Effekte auch erzielt werden. 
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Da nach nur zwei Jahren nicht belegt werden kann, ob durch die gesetzliche Einführung der 

Wiedereingliederungsteilzeit tatsächlich ein längerer Verbleib von Arbeitnehmerinnen und 

Arbeitnehmern im Erwerbsleben gesichert und krankheitsbedingte Pensionierungen 

hintangehalten werden, können noch keine gesicherten Aussagen bezüglich der Höhe der 

Einsparungen durch das Ausbleiben neuerlicher Krankenstände und Eindämmung der Anträge 

auf Invaliditäts- oder Berufsunfähigkeitspensionen getroffen werden. 

Obwohl in den Erhebungsjahren die erwarteten Kosten für das Wiedereingliederungsgeld 

aufgrund der hohen Inanspruchnahme des Instruments anstiegen, ist dem auch ein 

entsprechend hohes Einsparungspotenzial in den nächsten Jahren gegenüber zu stellen. 

Dieses erfolgt aufgrund des Wegfalls des Krankengeldes (und nur – entsprechend der 

Arbeitsreduktion – aliquoter Auszahlung der Geldleistung in Form des 

Wiedereingliederungsgeldes) sowie aufgrund geringerer mit dem Ausscheiden aus dem 

Erwerbsleben verbundener Kosten des Sozialversicherungssystems. Im Ergebnis ist daher eher 

mit Einsparungen als mit Mehrausgaben zu rechnen. 

9.2 Vorschläge zur Weiterentwicklung 

Aus der Sicht des Sozialministeriums und des Dachverbands der Sozialversicherungsträger 

ergeben sich in Übereinstimmung mit dem seitens fit2work und der Interessenvertretungen 

dargelegten Verbesserungsbedarf folgende Handlungsempfehlungen. 

• Vereinfachung des Prozesses:  

Die Abwicklung bis zur Bewilligung der Wiedereingliederungsteilzeit durch die 

Krankenversicherungsträger könnte für alle beteiligten Personen einfacher gestaltet 

werden, da insbesondere das Zustandekommen der Wiedereingliederungsteilzeit-

Vereinbarung mitunter als kompliziert angesehen wird. 

• Verbesserung der Ausgestaltung der Formulare:  

Die Formulare für den Wiedereingliederungsplan und die 

Wiedereingliederungsvereinbarung könnten zusammengeführt werden. Des Weiteren 

wird eine Vergrößerung der Textfelder angeregt. Konkrete Formulierungen wie 

„Angaben zur beruflichen Tätigkeit“ und „Adaptieren des Arbeitsplatzes“, „Lage der 

Arbeitszeit“ und „durchschnittliche Reduktion“ könnten näher erläutert werden. 

Konkrete Möglichkeiten sind Ausfüllhilfen bzw. das Anführen von Beispielen. 
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• Wiedereingliederungsteilzeit für Vertragsbedienstete:  

Eine Verlängerung der Bestimmungen über die Wiedereingliederungsteilzeit für 

Vertragsbedienstete über das Jahr 2019 hinaus wird als wünschenswert angesehen. 

• Weitere Informationskampagnen:  

Steigerung der Bekanntheit des Instruments der Wiedereingliederungsteilzeit: 

Das Potential für die Inanspruchnahme der Wiedereingliederungsteilzeit kann gehoben 

werden, wenn die Bekanntheit bei Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern, 

Arbeitgeberinnen und Arbeitgebern sowie bei Ärztinnen bzw. Ärzten ansteigt. 

Insbesondere werden mehr Informationsangebote für niedergelassene praktische 

Ärztinnen und Ärzte, aber auch für Fachärztinnen und Fachärzte sowie für kleinere 

Betriebe angeregt. 

• Weitere Evaluierung:  

Eine Studie speziell unter ökonomischen und sozialwissenschaftlichen 

Wirkungsaspekten wird für einen späteren Zeitpunkt angeregt. Dabei sollte auch eine 

Einbeziehung der Erfahrungen von Arbeitsmedizinerinnen und Arbeitsmedizinern 

erfolgen. Nach einem längeren Beobachtungszeitraum, wenn sich Auswirkungen der 

Wiedereingliederungsteilzeit auf die Erhöhung der Beschäftigungsquote Älterer und das 

faktische Pensionsantrittsalter zeigen, wäre die Erreichung der Wirkungsziele des 

Wiedereingliederungsteilzeitgesetzes durch wissenschaftliche Forschung aufzuzeigen. 

Weitere Vorschläge zur Weiterentwicklung sind in den Kapiteln 5.3 und 6 des 

Evaluierungsberichts enthalten. Diese sind teilweise kontroversiell und müssten vor einer 

allfälligen Realisierung Sozialpartnerverhandlungen zur Abklärung der interessenspolitischen 

Zugänge unterzogen werden. Dies insbesondere deshalb, da dem Instrument der 

Wiedereingliederungsteilzeit eine Sozialpartnereinigung zugrunde liegt. Die bestmögliche 

Berücksichtigung sowohl der Interessen der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer als auch 

jener der Arbeitgeberinnen und Arbeitgeber gewährleistet in weiterer Folge eine breite 

Akzeptanz in der Bevölkerung. 
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10 Anhang 

Ad Kapitel 3.1: Broschüre Wiedereingliederungsteilzeit – Arbeitsrechtlicher und 

sozialversicherungsrechtlicher Leitfaden 

Broschüre.pdf

 

Ad Kapitel 3.8: Informationsangebote der Interessenvertretungen 

AKOÖ_2018_Sanfter

_Einstieg_nach_langem_Krankenstand.pdf
 

AK 

Slazburg_Wiedereingliederungsteilzeit_2019.pdf
 

AK Salzburg 

Was_tun_bei_schwerer_Krankheit_2019.pdf
 

folder-wietz-wiederei

ngliederungsteilzeit07-2017.pdf
 

Ad Kapitel 4.1: Statistische Daten der Krankenversicherungsträger 

Statistische Daten der 

KVT - Detailauswertung.xlsx
 

Ad Kapitel 5: Erfahrungsberichte 
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Strukturierte Fragen 

Erfahrungsberichte.docx 

Ad Kapitel 6: Befragung von Expertinnen und Experten der Interessenvertretungen 

Fragenkatalog 

Interessenvertretungen.docx



Evaluierung Wiedereingliederungsteilzeit 104 von 104 

 

Bundesministerium für  

Arbeit, Familie und Jugend 

Favoritenstraße 7 

1040 Wien 

+43 1 711 00-0 

bmafj.gv.at 

Bundesministerium für  

Soziales, Gesundheit, Pflege 

und Konsumentenschutz 

Stubenring 1 

1010 Wien 

+43 1 711 00-0 

bmsgpk.gv.at 


